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Blick in die Geschichte 

Historische Katastrophen im Spiegel der Zeit 

565 Menschen el tranken 

Heute: Der Untergang des Passagierdampfers "La Bourgogne" am 4. Juli 1898 

565 Menschenleben forderte eme schreck­
liche SChlHskatastrophe, die Sich m der 
Morgenfruhe des 4. Juli 1898 ereignete. 
Eme englische Segel bark war m emen fran­
zoslschen Passagierdampfer hineingefah­
ren 

"La Bourgogne", ein großer französischer 
Passagierdampfer, war das schonste SchlH 
der In Havre ansäSSigen Gesellschaft 
"Compagme Generale Transallantlque". 
Regelmäßig wurde "La Bourgogne" emge­
setzt fur Fahrten von Frankreich nach New 
York. Mit 7395 Tonnen, emer Lange von 
ISO Metern und emer Breite von t 5 Metern 
war es ein stattliches SchiH. Seine Maschi­
nen entwickelten 9000 Pferdestarken, die 
dem Dampfer eine Stundengeschwmdlg­
kelt von 18 Knoten gaben. 

Am VormIllag des 2. Juli 1898 war der Pas­
sagierdampfer von New York abgefahren 

und wurde am 10. Juli Im französischen 
Heimathafen erwartet. Um Zeit zu sparen, 
vertolgte die "Bourgogne" mcht die fur die 
transallanlrschen Dampfer vorgeschnebene 
Route, sondern sie hielt Sich 80 Seemeilen 
nördlicher. Dadurch war sie In ein Gebiet 
geraten, das von SegelschlHen Viel benutzt 
wurde, die bel den häufigen, gefährlichen 
Nebeln an der nordamerikamschen Ost­
küste gerne den Dampfern aus dem Weg 
gmgen. 

Die "Bourgogne" befand Sich zum Zeit­
punkt der schrecklichen Ereignisse 80 See­
meilen südlich von Sable Island, emer lang­
gestreckten Insel vor der SüdspItze der 
Halbmsel Neu-Schottland. 

Auch der Passagierdampfer genet In den 
dichten Nebel, trotzdem fuhr er mit voller 
Kraft weiter. Am vorderslen Mast aber war 
eine gewailige Srrene befeslrgt, die mll Ih-

rem lauten Heulen alle zwei Minuten die 
Luft durchdrang. 

Auf der Fahrt von Dunkrrchen nach Phila­
delphia befand Sich zur gleichen Zelt die 
mit Kalk beladene Segel bark "Crornarty­
shrre", em SchlH von 1460 Tonnen. Auch 
auf Ihr wurde lede Mmute das Nebelhorn 
geblasen. OHenbar Sind aber Ihre Töne an 
Bord der "Bourgogne" zu spät vernommen 
worden. 

Am fruhen Morgen des 4. Juli 1898 pas­
sierte es dann: Die englische Bark fuhr mit 
dem Klüverbaum In die vordere Komman­
dobrucke des Dampfers hmein, dann mit 
Ihrem Bug Der Passagierdampfer fuhr mit 
voller GeschWindigkeit weiter und wurde an 
der ganzen Steuerbordseite so erheblich 
beschädigt, daß er bald schon sank. 

Neun Rettungsboote befanden Sich an 
Bord des Dampfers, doch nur Vier, die an 
der Backbordseite befestigt waren, konnten 
benutzt werden. Denn das SchlH hatte Sich 
sofort stark geneigt, so daß die Rettungs­
boote auf der Steuerbordseite mcht Ins 
Wasser gelassen werden konnten 

Wilde Kampfe - so schildert der Chromst -
hatten Sich In Sekundenschnelle um die 
Boote entfacht. Matrosen und Viele ZWI­
schendeckpassagiere waren in brutals ter 
Welse vorgegangen und hatten namentlich 
Frauen und Kinder zurückgedrängt 

Die traunge Bilanz des schrecklichen Un­
glücks wurde von der Gesellschaft später 
bekannt gegeben : 88 Passagiere der er­
sten Klasse, 113 der zweiten und 246 der 
dritten Klasse sowie 118 Personen von der 
Bemannung - darunter sämtliche OffiZiere -
waren ertrunken. Insgesamt starben 565 
Menschen. 

Ats zwölf Stunden nach dem Unglück der 
englische Dampfer "Greclan" die Unfall­
stelle erreichte, nahm er die Überlebenden 
der "Bourgogne" an Bord und SChleppte 

Der Zusammenstoß de. französischen Dampfera . La BourgogneM mit dem engUschen SegelschlH . Cromarty- die gleichfalls schwer beschädigte Bark 
shlre". "Cromartyshlre" In den Hafen. 
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Umschau 

Bundesinnenminister 
Dr, Zimmermann: 
Vorsorgeregelungen 
nach Tschernobyl Uberdenken 

In einem Schreiben an Bundesinnenmini­
ster Dr. Zimmermann wies Roland Rösler, 
Mitglied des Hessischen Landtages, dar­
auf hin, daß der Reaktorunfall in Tscher­
nobyl Anlaß gebe, die Wirksamkeit beste­
hender Vorsorgeregelungen zu überden­
ken. Zugleich übersandte Rösler die 
,Thesen der CDU Hessen zur Zivilvertei­
digung' aus dem Jahre 1980. In diesen 
Thesen werden eine Reihe von Maßnah­
men vorgeschlagen, um die Funktionsfä­
higkeit der zivilen Verteidigung zu stei­
gern. 

Bundesinnenminister Dr. Zimmermann 
hat Roland Rösler mit Schreiben vom 
10. Juli 1966 geantwortet und die Maß­
nahmen geschildert, die die Bundesre­
gierung in den letzten Jahren schwer­
punktmäßig für die zivile Verteidigung ge­
troffen hat. 

Das Antwortschreiben im Wortlaut : 

" Für Ihr Schreiben und die Übersendung 
der Thesen der CDU Hessen zur Zivilver­
teidigung vom September 1980 bedanke 
ich mich. Ich teile Ihre Einschätzung, daß 
das Reaktorunglück in Tschernobyl Anlaß 
ist, über die Wirksamkeit bestehender 
Vorsorge regelungen nachzudenken. Die 
Bundesregierung prüft z. Z. zusammen 
mit den Ländern, den humanitären Hilfs­
organisationen, der Bundesärztekammer 
und weiteren Beteiligten, welche Maßnah­
men ergriffen werden müssen, um den 
Schutz des Bürgers vor Gefahren bei 
großflächigen Gefährdungslagen wie 
Chemieunfällen oder radioaktiver Ver­
strahlung zu gewährleisten. Dabei wird 
auch die von Ihnen aufgewortene Frage 
des Krisenmanagements behandelt. 

Darüber hinaus gibt mir die Übersendung 
der Thesen der CDU Hessen Gelegen­
heit, auf einige Fakten hinzuweisen. 

Finanzen: 

Während in der 7. bis 9. Wahlperiode die 
Steigerungs raten bei den Ausgaben für 
die Zivile Verteidigung mit Ausnahme der 
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Jahre 1979 und 1980 unter den Steige­
rungsraten des Gesamthaushalts lagen, 
liegen die Steigerungsraten bei den Aus­
gaben für die Zivile Verteidigung seit 
1983 trotz des Konsolidierungskurses der 
Bundesregierung über der Steigerungs­
rate des Gesamthaushalts. Im Jahre 1986 
beträgt die Steigerungsrate des Gesamt­
haushalts 1,6 % gegenüber einer Steige­
rung von 1,8 % bei der militärischen Ver­
teidigung, 2,9 % bei der Zivilen Verteidi­
gung und 3,9 % beim Zivilschutz, eben­
falls 3,9 % bei den Hilfsdiensten. 

Freistel/ungsquote: 

In Verhandlungen mit dem Bundesmini­
ster der Verteidigung ist es bisher gelun­
gen, die personellen Ressourcen des Ka­
tastrophen- und Zivilschutzes durch Bei­
behaltung der Freistellungsregelung im 
Wehrpflichtgesetz sicherzustellen. 

Technisches Hilfswerk: 

Die Leitung des Technischen Hilfswerks 
wurde neu geordnet. 

Rahmenrichtlinien Gesamtverteidigung: 

Die Rahmenrichtlinien Gesamtverteidi­
gung werden soweit fertiggestellt, daß sie 
vor Ende des Jahres 1986 im Kabinett 
verabschiedet werden können. 

Konsolidierungsprogramm: 

Für die Erstbeschaffung der überalterten 
Fahrzeuge und Fachdienstgeräte sowie 
die Komplettierung der Ausstattung der 
z. Z. aufgestellten Einheiten und Einrich­
tungen des erweiterten Katastrophen­
schutzes einschließlich der persönlichen 
Ausstattung der Helfer wurde ein Konso­
lidierungsprogramm aufgestellt. Es reicht 
bis zum Jahre 1990 bei einem Mittelbe­
dart von ca. 1,1 Mrd. DM nach dem Preis­
stand von 1980. Die Bundesregierung hat 
ab 1982 folgende Mittel bereitgestellt : 

1982 - 113,6 Mio DM 
1983 - 120,1 Mio. DM 
1984 - 125,5 Mio. DM 
1985 = 129,4 Mio. DM 
1986 - 128,5 Mio. DM 

Schutzraumbau: 

In dem wohl wichtigsten Bereich des Zi­
vilschutzes ist eine ausgesprochen pOSi­
tive Entwicklung zu verzeichnen. Während 
1982 nur 58 Mio. DM an Bundesmitteln in 
die Förderung des Schutzraumbaus ge­
flossen sind, stehen in diesem Jahr an 
Investitionsmitteln für den Schutzraumbau 
erstmals mehr als 100 Mio. DM zur Vertü­
gung, was gegenüber damals nahezu 
eine Verdoppelung bedeutet. 

Gegenwärtig befinden sich bundesweit 
mehr als 300 Mehrzweckanlagen mit ei­
ner Gesamtkapazität von nahezu 500 000 
Schutzplätzen im Bau oder in der Pla-

nung, die in ihrer Mehrzahl voraussicht- "'\ 
lich bis Ende t989 fertig gestellt sein wer­
den. Hinzu kommen 170 ehemalige 
Schutz bauwerke des 2. Weltkrieges (Bun­
ker und Stollen) mit rd. 170000 Schutz­
plätzen, die im Wege der Nutzbarma­
chung wieder ihrem ursprünglichen Ver­
wendungszweck zugeführt werden. 

Sie mögen aus diesen Beispielen erse­
hen, daß die Bundesregierung trotz der 
vielen dringenden Aufgaben, die anson­
sten zu erledigen waren, im Sinne der 
Thesen der CDU Hessen zur Zivilverteidi­
gung tätig geworden ist. Sie können ver­
sichert sein, daß ich diese politische 
Linie auch in Zukunft weiter vertolgen 
werde. 

Mexiko dankte dem THW 

Im Rahmen eines Empfanges ehrte der 
Botschafter von Mexiko eine Abordnung 
der Einsatzmannschaft des THW am 
11 . Juli 1986 in seiner Residenz in Köln 
und überreichte eine Dankurkunde. 

Der Botschafter der Vereinigten Mexikani­
sehen Staaten, S. E. Prof. Dr. Cesar Se­
pulveda, richtete an THW-Helfer und Gä­
ste folgende Ansprache : 

,Am 19. und 20. September letzten Jah­
res erlebte Mexiko die zerstörerische 
Kraft der Natur in der Form eines schwe­
ren Erdbebens, das viele Todesopfer und 
größere Schäden verursachte. Die Regie­
rung traf sofort die notwendigen Maßnah­
men, um den Opfern zu helfen und das 
Weiterleben in den beschädigten Gebie­
ten zu ermöglichen. Doch zur Überwin­
dung der schweren Folgen dieses Natur­
unglücks waren wir nicht alleine. Sofort 
nachdem die Nachrichten über das Un­
glück die Welt erreichten, kam Hilfe vom 
Ausland; Lebensmittel, Kleidung, Medika­
mente und vieles mehr wurde uns zur 
Vertügung gestellt. Bergungsmannschaf­
ten aus vielen Ländern kamen uns zur 
Hilfe. Angebote aus aller Welt, sich am 
Wiederaufbau zu beteiligen, gaben uns 
Kraft in dem Wissen, daß andere uns bei­
standen. 

Von deutscher Seite wurde sofort ein Kri­
senstab im Auswärtigen Amt eingerichtet, 
das Technische Hilfswerk benachrichtigt. 
Eine Bergungsmannschaft dieser Organi­
sation mit Suchhunden und Geräten war 
in kürzester Zeit vor Ort. Mit größtem Ein­
satz, der bis an die Selbstaufopferung 
und Grenzen der Leistungsfähigkeit ging, 
rettete der deutsche Bergungsdienst viele 
Leben und half verschütteten Menschen 
alJs den Trümmern. 

Ihre Leistung war besonders in diesen 
ersten Stunden von größter Wichtigkeit. 
Unser Land dankt Ihnen von Herzen und 
es möchte dies öffentlich bekunden. Aus .J 



diesem Grunde, als Ausdruck unserer 
tiefen Dankbarkeit, hat der mexikanische 
Staatspräsident Miguel de la Madrid be­
schlossen, die sogenannte Anerkennung 
"INTERNATIONALE SOLIDARITÄT MIT 
MEXIKO" zu vergeben, um mit ihr einige 
Personen, Organisationen und Behörden 
aus dem Ausland zu ehren, die sich mit 
ihrem Einsatz für Mexiko ausgezeichnet 
haben. 

Wir danken, und denken hiermit auch 
gleichzeitig an alle, die in irgendeiner 
Weise zur Überwindung dieser Naturka­
tastrophe beigetragen haben. 

Es ist mir eine Ehre, dem Technischen 
Hilfswerk als Zeichen dieser Anerken­
nung heute diese Urkunde zu überrei­
chen und erlaube mir gleichzeitig, Ihnen 
meine ganz persönliche Wertschätzung 
und Bewunderung für ihre Arbeit auszu­
drücken." 

Unser Bild zeigt (von rechts): Botschafter 
Prof. Cesar Sepulveda, Einsatzleiter Hart­
mut Grülter und Reltungshundeführerin 
Heidi Harler. (Foto : Hilberath) 

Neuer Vizeprlsident flIr das Bundesamt flIr Zivilschutz 

Der Leiter der Abteilung .Zivilschutz" im 
Bonner Bundesamt für Zivilschutz, Karl­
Ludwig Haedge, wurde zum Vizepräsi ­
denten dieser Oberbehörde im Ge­
schäftsbereich des Bundesministers des 
Innern ernannt. Haedge, 63, Jurist, kam 
aus dem Bereich der Bundeswehrverwal-

tung 1969 in das BZS, wo er zunächst 
die Abteilung Warndienst und anschlie­
ßend die Abteilung Katastrophenschutz 
leitete. 
Unser Bild zeigt BZS-Präsident Hans-Ge­
org Dusch (links) und den neuen Vizeprä­
sidenten, Karl-Ludwig Haedge. 

BendSgenossenschaften 
legen positive Bilanz vor 

Auch 1985 ist die Zahl der Arbeits- und 
Wegeunfälle mit tödlichem Ausgang in 
der gewerblichen Wirtschaft wieder stark 
zurückgegangen. Sie sank gegenüber 
1984 um 11 ,9 Prozent auf 1909 Todes­
fälle und erreichte damit einen neuen 
Tiefstand. Während die Zahl der Arbeits­
unfälle mit tödlichem Ausgang um 8,7 
Prozent zurückging, sank die der Wege­
unfälle sogar um 17 Prozent. 

Nur geringfügig, aber viel schwächer als 
die Zahl der Beschäftigten stieg die Zahl 
der meldepflichtigen Arbeitsunfälle. Mel­
depflichtig heißt, daß eine Arbeitsunfähig­
keit von mehr als drei Tagen vorgelegen 
hat. Der Anstieg betrug nur 1,1 Prozent. 
Stärker gestiegen ist dagegen die Zahl 
der meldepflichtigen Wegeunfälle, und 
zwar um 12,3 Prozent. 

Diese Entwicklung deckt sich mit den Er­
gebnissen der Bundesstatistik für Stra­
ßenverkehrsunfälle : Im Straßenverkehr 
zeigt sich in den letzten beiden Jahren 
ein deutlicher Trend mit spürbarer Zu­
nahme der leichten Unfälle bei gleichzeiti­
gem starkem Rückgang der schweren 
und tödlichen Unfälle. Die Gesamtzahl 
von gut 1,3 Mio. meldepflichtigen Unfällen 
bedeutet eine Häufigkeit von 64,3 Unfäl­
len je 1 ()()() BeSChäftigte und damit einen 
erneuten Tiefstand . 

Neues Ölbeklmpfungsschiff 
"MPOSS" einsatzbereit 

Nach ertolgreicher Erprobung des 
.. MPOSS" genannten Mehrzweck-Ölskim­
mer-Pontonsystems haben die Vertrags­
partner des Verwaltungsabkommens zur 
Ölbekämpfung (Bundesminister für Vet­
kehr sowie die vier Küstenländer Nieder­
sachsen, Schleswig-Holstein, Hamburg 
und Bremen) dieses für die Bekämpfung 
von Ölverschmutzungen an der deut­
schen Nordseeküste besonders geeig­
nete Schiff angekauft. Entwicklung und 
Bau der .MPOSS" wurde von einer mit­
telständisChen Werft durchgeführt. Die 
Bauwerft (Sarstedt, Bremen) wurde bei 
der EntwiCklung des Fahrzeugs durch die 
Technische Universität Berlin und die 
Versuchsanstalt für Binnenschiffahrt, 
Duisburg (Modellversuch), sowie einer 
Fachfirma (Ölskimmersystem) unterstützt. 
Der Bundesminister für Forschung und 
Technologie übernahm 80 % der Kosten. 

Die spezielle Bauweise des Schiffs - ei­
nes Katamaran mit integriertem Ölskim­
mersystem und Shottleantrieb - erlaubt 
es, im Flachwasserbereich zu operieren. 
Der vordere Schiffsteil enthält einen hy­
draulisch mit der Pontonstruktur verkop-
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pellen ,Ölskimmer" . Mit seinen beiden 
Abschöpfklappensystemen, die über 
Schwimmer gesteuert der Wasserlinie fol­
gen, wird das Öl von der Wasserober­
fläche sozusagen abgeschält. 

Die Erprobung der .MPOSS' bei der Be­
kämpfung von Ölverschmutzungen auf 
der Untereibe und Weser hat die große 

Wirksamkeit des Ölskimmersystems 
nachgewiesen. Insbesondere gelang es, 
zähflüssige, verklumpte Ölverschmutzun­
gen, die sonst schwer bekämpfbar sind, 
von der Wasseroberlläche zu entfernen. 

Die ,MPOSS' ist vielseitig und kann u. a. 
auch zur Hafen- und Flußreinrgung oder 
Schiffsentsorgung eingesetzt werden. 

Verheerende Waldbrllnde an der C6te d'Azur 

Die schwersten Waldbrände seit fünf 
Jahren wüteten Ende Juli im Gebiet um 
N,zza an der Cäte d'Azur. Die Polizei 
sprach von einer .Katastrophe ungeheue­
rer Art' und glaubt an Brandstiftung. Die 
Brände vereinten sich rasch zu einem 
einZigen Flammenmeer von mehreren KI­
lometern. Die Trockenheit und ein hefti­
ger Wind begünstigten das Feuer. 

Weit über 7 ()()() Hektar Wald verbrannten, 
uber 1 500 Menschen mußten evakuiert 
werden. Eine Frau kam in den Flammen 
ums Leben. Zahlreiche Bewohner aflein-

4 ZS·MAGAZIN 9/86 

stehender Häuser konnten sich erst In 
letzter Minute retten 
Rund 1 500 Feuerwehrmänner und Mili­
tärangehönge sowie viele freiwillige Hel­
fer bekämpften den Brand. Erschwert 
wurde das Löschen des Feuers durch 
das unwegsame Gelände der französi­
schen Seealpen sowie durch den starken 
Wind, der zeitweise den Start der Lösch­
flugzeuge verhinderte. 
Unser Bild : Erst in letzter Minute konnten 
sich Bewohner der Brandgebiete in Si-
cherheit bnngen. (Foto : dpa) 

Kataatrophenschutztag 1988 in 
Wittislingen ein voller Erfolg 

Einen Beitrag im Rahmen der 10. Land­
kreisausstellung .Ulrichsmarkt mit Gewer­
beschau" zu leisten und zugleich die Öf­
fentlichkeit über die Leistungsfähigkeit 
der Hilfsorganisationen zu informieren, 
war der Grundgedanke des Katastro­
phenschutztages 1986 am Sonntag, 
20. Juli, in Wittislingen. 

landrat Dr. Anton Dietrich eröffnete die 
Veranstaltung vor Vertretern des öffentli­
chen Lebens und der Hilfsorganisationen 
sowie zahlreichen Bürgern und dokumen­
tierte damit, welchen hohen Stellenwert 
der Katastrophenschutz im landkreis ein­
nimmt. In sernem Grußwort dankte der 
Landrat allen Helfern, die sich an der Ver­
anstaltung beteiligten und damit einen 
großen Teil ihrer Freizeit opferten. Aber 
auch all jenen Helfern, die mit Fleiß und 
Können in ihren Organisationen dazu 
beitragen, die Einsatzbereitschaft des Ka­
tastrophenschutzes zu gewährleisten, gafl 
der Dank und die Anerkennung des 
Landrats. 

Angelockt von dem an diesem Tag strah­
lenden Sonnenschein, der attraktiven 
Landkreisausstellung und dem Ulrichs­
markt ließen es sich rund ß ()()() Bürger 
nicht nehmen, sich über den Leistungs­
und Ausbildungsstand von Feuerwehren, 
Technischem Hilfswerk, Rotem Kreuz,. 
Malteser-Hilfsdienst, Deutscher Lebens­
Rettungs-Gesellschaft, ABC-Zug, Techni­
scher EInsatzleitung und Bundesverband 
für den Selbstschutz zu informieren. 

Die Hilfsorganisationen hatten sich Viel 
MÜhe gemacht, um der Bevölkerung eine 
eindrucksvolle Fahrzeug- und Geräte­
schau zu präsentieren. So führte das 
Technische Hilfswerk eine Sauerstoff­
lanze vor, mit der eine Betonwand mühe­
los durchtrennt werden kann; eine große 
Hilfe, wenn es gilt, Verschüttete zu ber­
gen. Auch das Bergen von ,Verletzten' 
mit dem Leiterhebel gehörte zum Pro­
gramm. 

Der Malteser-Hilfsdienst zeigte moderne 
Fahrzeuge und Geräte. 

Einen Ausstellungsstand, an dem man In­
formatlonsmaterial erhalten und Filme 
über den Selbstschutz sehen konnte, 
hatte der Bundesverband für den Selbst­
schutz aufgebaut. Ein ganz besonderes 
Interesse galt dem ABC-Zug, dessen 
Helfer viele Fragen zu beantworten hat­
ten. Sehr umfangreich war das Angebot 
der Feuerwehren. Vom Rüstwagen über 
das Tanklöschfahrzeug bis zur Drehleiter 
reichte das Angebot. Das Rote Kreuz war 
mit modernsten Rettungsgeräten vertre­
ten. 

In zwei eindrucksvollen Demonstrationen 
zeigten die Wehrmänner der Freiwilligen 



Feuerwehr Lauingen und die Helfer des 
Roten Kreuzes eine beispielhafte Zusam­
menarbeit, als es galt, in einer kleinen 
Übung . Verunglückte" mit Hilfe der Ret­
tungsschere aus einem Kraftfahrzeug zu 
bergen. 

Geräte, Boote und Ausrüstungen der 
Deutschen Lebens-Rettungs-Gesellschaft 
und das Einsatzfahrzeug der Technischen 
Einsatzleitung rundeten das Programm 
ab. 

GroBbrand im MDnchner Löwenbrilukeller 

Qualmwolken standen am Morgen des 
24. Juli über dem Festsaal des traditions­
reichen Löwenbräukellers in München. 
Um 3.44 Uhr hatte eine Putzfrau den 
Brand bemerkt und die Feuerwehr ver­
ständigt. 

Stundenlang waren die Wehrmänner im 
Einsatz. Gegen 6.40 Uhr brach die an der 

Dachkonstruktion befestigte Decke des 
Festsaals ein, nur noch die Außenmauern 
des 2500 Plätze fassenden Saals mit Ne­
benräumen blieb stehen. Der Schaden 
geht in die Millionen. Die Polizei schließt 
Brandstiftung nicht aus. 

Unser Bild zeigt den durch den Brand 
verwüsteten Festsaal. (Foto : dpa) 

Verdienstkreuz I. Klasse fDr Bezirksbrandmeister $chröder 

Aus der Hand des Kölner Regierungsprä­
sidenten Dr. Franz-Josef Antwerpes er­
hielt am 21 . Juli 1966 Bezirksbrandmei­
ster Hans Schröder das Verdienstkreuz 
I. Klasse des Verdienstordens der Bun­
desrepublik Deutschland. Aus Anlaß der 
Ehrung hatte sich eine groBe Schar von 
Gratulanlen aus dem Kreise der Feuer­
wehren, an ihrer Spitze Hinnch Struve, 
Präsident des Deutschen Feuerwehrver­
bandes, und der HilfsorganIsationen so­
wie Vertreter der Verwaltung im Hause 
des Regierungspräsidenten eingefunden. 

Regierungspräsident Antwerpes ging in 
seiner Laudatio ausführlich auf den Wer­
degang von Bezirksbrandmeister Schrö­
der ein und verwies besonders auf des­
sen zahlreiche Ehrenämter auf Bezirks-, 
Landes- und Bundesebene, die er neben 
seiner beruflichen Funktion als Katastro­
phenschutz-Dezernent und der ehrenamt­
lichen Tätigkeit als Bezirksbrandmeister 
innehat. 

Präsident Struve dankte dem Geehrten 
im Namen des Deutschen Feuerwehrver-

bandes für die langjährige aktive und 
konstruktive Mitarbeit. Den Dankesworten 
schlossen sich Kreisbrandmeister 

Matthias Schwartges (Kleve) für den Lan­
desfeuerwehrverband Nordrhein-Weslfa­
len und der stellvertretende Bezirks­
brandmeister Werner Landmesser an, der 
im Namen der Feuerwehren des Regie­
rungsbezirks Köln zu der hohen Aus­
zeichnung gratulierte. 

Unser Foto zeigt Regierungspräsident 
Antwerpes (rechts) bei der Ehrung von 
Bezirksbrandmeister Schröder. 

(Foto : Claes) 

Aktuelle Termine 

Das Haus der Technik e. V., AuBeninstitut 
der Rheinisch-Westlälischen Technischen 
Hochschule Aachen, führt am B. Oktober 
1966 eine Tagung zum Thema .Kata­
strophenschutz - Grundlagen und Orga­
nisation im Gesundheitsbereich" durch. 

Zielsetzung der Tagung ist die Vorsorge, 
Planung und Durchführung der im Kata­
strophenfall erlorderlichen Maßnahmen 
unter besonderer Berücksichtigung des 
Krankenhausbereichs. An Beispielen, wie 
einer Brandkatastrophe in einem GroB­
krankenhaus (Film) oder Massenunfällen 
auf Autobahnen etc., sollen die Aufgaben, 
pflichten und Rechte der Beteiligten und 
Betroffenen aufgezeigt und diskutiert wer­
den. 

Die Veranstaltung ist geplant für Angehö­
rige des öffentlichen Gesundheitswesens, 
der Krankenhäuser, Ärzte in Einrichtun­
gen des Katastrophenschutzes und Ret­
tungswesens sowie für Betriebsärzte und 
Sanitätsfachpersonal. 

Das Programm umfaBt die Themen Dar­
stellung von ausgewählten Fallbeispielen, 
Der öffentliche Katastrophenschutz, Auf­
gaben, pflichten und Rechte der Einrich­
tungen des öffentlichen Gesundheitswe­
sens im Katastrophenfalt, gesetzliche 
Grundlagen der Katastrophenhilfe und 
-vorsorge, Katastrophenschutz und -vor­
sorge im Krankenhaus sowie spezielle 
Aspekte der Katastrophenhilfe bei Unfäl­
len In kerntechnischen Anlagen und beim 
Transport radioaktiver Stoffe. 

Informationen: Haus der Technik e. V., 
PosIfach 10 1543, 4300 Essen 1, 
Tel : (0201) 18031 . 

Ebenfalls vom Haus der Technik e. V. 
werden im November zwei Fachveranstal­
tungen durchgeführt : 

5. November 1966: .Baulicher Brand­
schutz nach neuerem Bauaufsichtsrecht", 
Leitung : Reg.-Baudir. A. Klose. 

12.-13. November 1966: 
.Programmierter Feuerschutz", 
Leitung : Brand-Ing. F. Isterling. 
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General a, 0 Harald Wust 

aus 
Referat des früheren Generalinspekteurs der Bundeswehr 
anläBlich einer Vortragsveranstaltung der .Gesellschaft für den Zivilschutz in Bertin e . V: im Reichstagsgebäude 

Die ,Gesellschaft für den Zivilschutz In 
Bertln e, V." (GZS) lührte am 5, Mal 1986 
Im Relchstagsgebaude In Bertln eine Vor­
tragsveran.taltung ,Zlvll.chutz In der 
Diskussion' durch, Moderator war Bun­
destagllbgeordneter Joachlm Kallsch, 

Als Relerenten konnten Staatssekretär 
Müllenbrock vom Senator lür Inneres, der 
Präsident des Bundesamtes lür ' Zivil­
schutz, Dusch, sowie General a, 0, Wust, 
ehemaliger Generalinspekteur der Bun­
deswehr, gewonnen werden, Teilnehmer 
der Veranstaltung weren die Katestro­
phenschutz-Beauftragten und -Sachbear­
beiter der Bertlner Behörden, die Mltglle­
dar des Arbeitskreises , Innerbetrtebllche 
Sicherheit' der Industrte- und Handels­
kammer Bertln, Vertreter der Im Katastro­
phen-Hlllsdienst mitwirkenden Organisa­
tionen und Mitglieder des Abgeordneten­
hauses von Bertln sowie der GZS, 

Wegen der grundsätzlichen Aussegen 
zum Zivilschutz veröffentlicht das ,ZS­
Megazln' die Beiträge dar einzelnen Re­
lerenten, beginnend mit den Auslührun­
gen von General e, 0 , wu.t 

.Natürlich bekennt man sich in unserem 
Lande zur Humanität und zur Verteidigung 
von Recht und Freiheit. Trotzdem drückt 
man sich weithin vor der Verpflichtung, sich 
sachlich mit den Gefährdungen unseres 
Staates und seiner Bürger In Katastrophen­
fällen, deren extremste der Krieg ISt, aus­
elnanderzusetzen. Eine der Folgen dieser 
Unterlassung ISt der allgemeine Infarma­
tlonsmangel uber den Zusammenhang von 
Sicherheitsinteressen der Bundesrepublik 
Deutschland und ZiVilschutz. Die Tabuisie­
rung dieses lur uns alle so wichtigen Pro­
blems hat dazu geführt, daß es bel uns, 
aufs Ganze gesehen, mit dem ZiVilschutz 
nicht zum besten steht. Schlimmer noch: 
Zivilschutz ISt zum politischen Streitobjekt 
geworden. Und Staat und Gesellschaft sind 
davon betroffen, daß sich einige Politiker 
und politische Gruppierungen des Themas 
bemächtigt haben und dort Angst und Hoff­
nungslosigkeit verbreiten, wo Vertrauen 
und Zuversicht geweckt und zum Handeln 
ermutigt werden sollte. 

Es gehört zu den Eigentümlichkeiten In un­
serem Lande, Lehren, Insbesondere bittere 

Or08 • • Intere ... land die Vortragsveran.tattung Im Relchltaglgebiude (v. linkt) : BZS·Pri, ldent Du.ch, 
Bund • • teg .. bgeordneter Kall.ch, Oeneral e. D. Wu.t. 
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Lehren der Geschichte zu ignOrieren. Dabei 
haben doch gerade Wir leidvoll ertahren 
müssen, wie wiChtig Wirksamer ZIvilschutz 
im Kriege ISt und was es bedeutet, die Zivil­
bevölkerung schutzlos den KrIegsereIgnis­
sen auszusetzen. Und wer In diesem Zu­
sammenhang davon spricht, er wolle nicht 
an die Möglichkeit eines Krieges denken, 
zeigt damit, wie wenig er von der an Frie­
denserhaltung orientierten Politik der Bun­
des re publik Deutschland weiß. 

Das Thema meines Relerats, ,ZiVIlschutz 
aus militärischer SIcht', wirft im Lichte die­
ser Situation zwei Fragen auf: 

t . Welche sicherheits politische Bedeutung 
hat ZiVilschutz im Rahmen deutscher 
FrIedenspolitik? 

2. Was bedeutet Zivilschutz für den Bür­
ger? 

Die sicherheitspolitische 
Bedeutung des Zivilschutzes 

Zunächst zur Frage nach der sicherheits po­
litischen Bedeutung des Zivilschutzes. Im 
Grunde geht es dabei um die Frage nach 
der Bedrohung und darum, wogegen Wir 
uns zu schützen haben. Leider wird diese 
Frage bel der Problemerörterung zumeist -
bewußt oder unbewußt - vergessen. 

Die Sowjetunion hat nie einen Hehl daraus 
gemacht, daß der für sie unversöhnliche 
Gegensatz zwischen Kapitalismus und So­
Zialismus Ihre Polillk bestimmt. Nie hat sie 
einen Zweifel daran aufkommen lassen, 
daß dieser Antagonismus nur durch den 
Sieg des SOZialismus aufgelöst werden 
Wird und erst danach Frieden sein kann 
Nachdrücklich wurde dies im Februar auf 
dem XXVII. Parteitag der KPdSU in Moskau 
erneut hervorgehoben. Gegenüber, diesem 
globalen politischen Hegemonialanspruch 
orientiert Sich die Politik der In der NATO 
verbundeten Staaten Im Sinne der Charta 



der Vereinten Nationen an Friedenserhal­
tung. 

Die Rüstung der belden Machtblöcke von 
Ost und West, NATO und Warschauer Pakt, 
entspricht ebenso wie ihre Militärdoktrin 
der jeweiligen polilischen Zielsetzung. Der 
offensiven, auf Expansion genchteten Rü­
stung des Ostens steht die am Ziel der 
Kriegsverhinderung durch Abschreckung 
orientierte Rüstung des Westens gegen­
über. Durch Überrüstung, vor allem in den 
Jahren westlicher Entspannungspolitik, hat 
der Warschauer Pakt ein militärisches 
Übergewicht über die NATO entwickelt, das 
nach der letzten Studie des Oberbefehlsha­
bers der NATO-Streitkräfte in Europa bei 
den konventionellen Kräften mehr als 2 : 1 
beträgt und bei den auf Europa gerichteten 
nuklearen Mittelstreckensystemen (z. B. 
SS-2O) sowie den nuklearen Kurzstrecken­
raketen durch deutliche zahlenmäßige 
Überlegenheit gekennzeichnet ist. 

Der Fnede ISt in unserer Zelt auf Hochrü­
stung gegründet. Infolgedessen ist die poli­
tische Stabilität der Welt mit Risiken behaf­
tet. Diejenigen, die den politischen Gegen­
satz zwischen Ost und West leugnen und 
die politische Lage für normal halten, be­
zeichnen als normal, was im Grunde nichts 
als die Hinnahme des Anormalen ist. Tat­
sächlich haben wir es mit einer massiven 
politischen und militärischen Bedrohung 
der freien Welt durch die Kräfte des War­
schauer Paktes zu tun. 

Das muß uns Sorge bereiten. Denn bei nur 
geringer Ost-West-Ausdehnung hat die 
Bundesrepublik Deutschland mit Ländern 
des Warschauer Paktes eine gemeinsame 
Grenze von über 1 ()()() Kilometern. Und in 
einem Streifen von nur 100 Kilometern 
westlich dieser Grenze lebt etwa ein Drittel 
unserer Bevölkerung und ist ein Viertel un­
serer Industrie angesiedelt. Bei einer mili­
tärischen Auseinandersetzung zwischen 
Ost und West würden in jedem Falle 
Kampfhandlungen zum mindesten in unse­
rem grenznahen Raum stattfinden. Und das 
gesamte Territorium der Bundesrepublik 
wäre Operationsgebiet der NATO, auf das 
sich die Versorgung der Streitkräfte abstüt­
zen muß. In jeder Art eines Krieges in Mit­
teleuropa wären wir unmittelbar betroffen. 

Recht auf Information 

Wir hoffen auf die Wirksamkeit unserer 
Strategie des Nichtkrieges durch Ab­
schreckung. Aber was heißt das schon? 
Leider bewegen sich Strategiediskussio­
nen zumeist im Abstrakten. Was soll der 
Bürger damit anfangen? Er will wissen, wie 
er, er ganz persönlich von einem Krie'g be­
troffen ist. Und er hat ein Recht auf Informa­
tion. 

Man muß der Bevölkerung sagen, daß sie 
bei einer militärischen Auseinandersetzung 

- sollte die Abschreckung versagen - be­
troffen sein könnte 

1. durch unmittelbare Waffenwirkung auf 
Mensch und Material aus der Luft und 
vom Boden, 

2. durch örtlichen oder gebietsweisen Zu­
sammenbruch der Versorgung, 

3. durch örtlichen oder gebietsweisen Zu­
sammenbruch des Fernmeldewesens 
und der Verkehrsverbindungen, 

4. durch Besetzung eines Teils unseres 
Landes durch den Feind, 

5. durch Massenflucht oder 

6. durch örtlichen oder gebietsweisen Zu­
sammenbruch der öffentlichen Ord­
nung. 

Das sind Ereignisse, die viele in unserem 
Lande noch aus eigenem Erleben kennen. 
An sie dachte ich, als ich von leidvollen 
Erfahrungen sprach. Jeder einzelne kann 
von ihnen betroffen werden, und sie kön­
nen die innere Stabilität des Staates ge­
fährden. 

Zivilschutz kann Auswirkungen von Kriegs­
ereignissen und Schäden nicht verhindern. 
Aber er kann sie begrenzen. Und darauf hat 
er sich auch zu konzentrieren. Im gesamten 
Bundesgebiet. In unserem eng besiedelten 
Land gibt es im Verteidigungsfall keine ab­
solut sicheren Orte. Wir können uns leider 
nicht darauf verlassen, daß die sogenann­
ten ,Unverteidigten Orte' im Sinne der Zu­
satzprotokolle zu den Genfer Rote-Kreuz­
Konventionen auch tatsächlich sicher sein 
werden. 

Auf Grund des heutigen Zustandes unseres 
Zivilschutzes muß man befürchten, daß 
viele glauben, die an der militärischen Be­
drohung orientierten Fähigkeiten der 
NATO-Verteldigungskräfte würden den Zi­
vilschutz einschließen. Das ist falsch. Ne­
ben der militärischen Verteidigung steht die 
zivile Verteidigung, die den Zivilschutz ein­
schließt. Und für sie muß man etwas tun. 
Leider hat man sich nie mit dem Risiko 
befaßt, das für die Landesverteidigung in 
der Reaktion der eigenen ungeschützten 
Bevölkerung auf einen Angriff liegen könn­
te. Letztlich ist Widerstandswille doch nur 
von einer Bevölkerung zu erwarten, die für 
sich eine reelle Chance sieht, einen Krieg 
zu überleben. Und ich füge hinzu : auch von 
einem Soldaten ist VerteIdigungsbereit­
schaft nur zu erwarten, wenn er diejenigen 
geschützt weiß, die er zu verteidigen hat. 

Leider ist viel zu wenig bekannt, daß unsere 
Bevölkerung im Spannungs- und Verteidi­
gungsfall auch dadurch von den Kriegs­
ereignissen unmittelbar berührt ist, daß die 
Bundesrepublik verpflichtet ist, die Opera­
tionsfreiheit aller NATO-Streitkräfte auf ih­
rem Territorium aufrechtzuerhalten. Dabei 
fallen Aufgaben zur Versorgung der Bevöl­
kerung und der Truppe an, die für die Lan­
desverteidigung unverziehtbar sind: die 
Aufrechterhaltung von Verkehrsverbindun-

gen und Fernmeldeverbindungen etwa 
oder die Strom- und Wasserversorgung 
und die Versorgung aller mit lebenswichti­
gen Gütern, um nur einige Beispiele zu 
nennen. Das hat in der Gesamtverteidigung 
strategische Dimensionen und macht deut­
lich, daß militansche Verteidigung ohne ZI­

vile Verteidigung nicht möglich 1St. 

Das macht aber auch bewußt, daß die Ver­
teidlgungsfählgkelt der NATO in Mltteleu­
ropa von einer überlebensfähigen Bevölke­
rung in der Bundesrepublik Deutschland 
abhängt. 

Wer wollte vor dem Hintergrund dieser Zu­
sammenhänge noch daran zweifeln, daß 
der Zivilschutz ein wesentlicher Faktor der 
Strategie des Nichtkrieges durch Ab­
schreckung ist. Abschreckung beruht auf 
Risikoandrohung. Wie hoch wohl schätzt 
ein Aggressor das für ihn mit einem Angnff 
verbundene RISiko ein, wenn er es mit ei­
nem Gegner zu tun hat, dessen Bevölke­
rung unzureichend gegen Feindemwirkun­
gen geschützt ISt und dessen Soldaten in­
folgedessen nur bedingt verteidigungsbe­
reit sind. 

Zivilschutz eine humanitäre 
Aufgabe 

Der Charakter des Zivilschutzes als Mittel 
der Sicherheitspolitik ergibt sich also ein­
mal aus seiner selbstverständlichen huma­
nitären Aufgabe. Er ergibt sich darüber hin­
aus aber aus den Aufgaben, die der Bun­
des republik Deutschland Im Rahmen der 
Gesamtverteidigung zur Aufrechterhaltung 
der Operationsfreiheit auf ihrem Territorium 
zufallen. Darin liegt die konkrete strategi­
sche Funktion und die Bedeutung des Zivil­
schutzes als Mittel der Politik unseres Lan­
des. Denn Erfullbarkeit oder Nichterfüllbar­
keit dieser für die Landesverteidigung un­
verzichtbaren Aufgaben Wirken sich unmit­
telbar auf die Glaubwürdigkeit der Ab­
schreckung und damit auf die Wirksamkeit 
der Strategie des Nichtkrieges aus. 

Und wie sieht es nun mit der Funktionsfä­
higkeit des Zivilschutzes als Mittel der Pol i­
tik aus? 

Grundgesetz und Bundesgesetzgebung re­
geln die militärische Landesverteidigung. 
Die Bundeswehr hat Ihren festen Platz im 
Staat. Sie erfüllt Ihre Aufgabe zur Fnedens­
sicherung im Bündnis. Die militärische Ver­
teidigung ist ein stabiler und verläßlicher 
Tell der Landesverteidigung. 

Leider kann man das von der zivilen Vertei­
digung nicht sagen. Sie ist unzulänglich. 
Und wer weiß bei uns schon, daß sie für die 
Gesamtverteidigung unverziehtbar ist, ja, 
daß militärische Verteidigung ohne sie nicht 
möglich ist? 

Ebensowenig ist die Bedeutung des Zivil­
schutzes, der aus Bürgersicht besonders 
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Wichtigen Komponente der zivilen Verteidi ­
gung, als Mittel der Sicherheitspolitik be­
kannt . Wissen unsere Bürger eigentlich, 
daß sie einen, auf Ihrem Grundrecht auf Un­
verletzlichkeit des Lebens und körperlicher 
Unversehrthelt beruhenden vertassungs­
maßlgen Anspruch auf ZIVilschutz haben? 
Es ISt ein politisches VersäumniS, der Be­
völkerung nicht bewußt gemacht zu haben, 
daß sie bedroht Ist und wie diese Bedro­
hung aussieht Daher weiß sie auch nicht, 
daß man Sich gegen diese Bedrohung 
schutzen muß und kann. Und sie hat auch 
keine Kenntnis davon, daß der Zivilschutz 
nicht nur humanitäre zum Individuellen Per­
sonenschutz, sondern darüber hinaus auch 
politische und strategisch wirksame Funk­
tionen zur Friedenserhattung zu ertüllen hat 
Die weitgehende Tabuislerung des Pro­
blems hat fatalerweise dazu geführt, daß 
ziVile Verteidigung und ZiVilschutz einer 
breiten Öffenthchkelt vom Begriff und vom 
BegrIffsInhalt her kaum bekannt, oft sogar 
suspekt Sind. 

Sicherlich hatte der Bundestag auch Im 
Auge, diese Situalion zu verbessern, als er 
der Bundesregierung am 4. Juli 1980 den 
Auftrag erteilte, die ZIvilschutzgesetzge­
bung zu vereinfachen und zu verbessern. 
Ich Will hier nicht auf den Vorgang der Ge­
setzeserarbeitung und den Sachsland ein­
gehen. Aber Sicher ist, daß die Erarbeitung 
dadurch erschwert ISt, daß es bis heute 
noch keine definierte politische Forderung 
an die zivile Verteidigung und den Zivil­
schutz der BundesrepublIk Deutschland 
gibt. 

Unbefriedigende Zivilachutzlage 

Wir brauchen klare Regelungen, und wir 
brauchen eine umfassende Orientierung 
der Bevölkerung. Wer wollte daran ange­
Sichts der unbefriedigenden Zivilschutzlage 
in unserem Lande zweifeln? Mängel, die 
Sich auf Grund fehlender oder - später ein­
mal - unzureichender gesetzlicher Rege­
lungen ergeben, sind gesetzlich geplante 
Mängel. 

Das gilt auch für den Schutzraumbau, der la 
Vielfach mit dem ZIVilschutz an Sich idenl1fi· 
ziert Wird. Schutzräume Sind in jeder Art 
eines Krteges der wirksamste Personen­
schutz. Um das zu wissen, brauchen Wir 
uns nicht erst am Beispiel anderer Länder 
auszurichten. Aber wer vernünftigerwelse 
eine Stay-put-pollcy postuliert, das heißt. 
von der Bevölkerung verlangt, daß sie Im 
Spannungs- und Verteidigungsfall am eige­
nen Wohnort zu Hause bleibt, und wer an­
geSichts der gegebenen Bedrohung die 
Gefährdung der ZiVilbevölkerung durch 
Kampfhandlungen aus der Luft und vom 
Boden nicht ausschließt, dart den Schutz­
raumbau nicht der freiwilligen Initiative sei­
ner, In Fragen der Landesverteidigung we­
nig Informierten Bevölkerung, überlassen. 
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Auf Grund seiner vertassungsmäßlgen 
Pflichten nicht, aus humanitären Gründen 
nicht und auch nicht Im Hinblick auf die 
Verpflichtung der Bundesrepublik, die Ope­
rationsfreiheit der uns verteidigenden 
Truppe aufrechtzuerhalten. 

Der HinweiS, daß es In keiner Art eines 
Krieges einen mit vertretbarem finanZiellen 
Aufwand herzustellenden Vollschutz geben 
kann, ist unsinnig. Den hal es fa noch nie 
gegeben. Aber Im konventionellen wie Im 
nuklearen Krieg kann ein hoher Bevölke­
rungsanteIl überleben. wenn er geschützt 
ist Man muß begreifen lernen. daß ein zum 
Übertall entschlossener Gegner - Ich wie­
derhole dies - das für ihn mit einem Krieg 
verbundene Risiko um so geringer ein­
schätzen Wird, fe schutzloser und anfälliger 
Ihm unsere Bevölkerung ausgeliefert 1St. 
Wer bei der gegebenen Bedrohung die 
NOfwendlgkelt des Schutzraumbaus ver­
neint, handelt zutlefts Inhuman. Auch der 
Gesetzgeber muß das begreifen lernen. 

Natürlich ISt der HinweiS, Schutzraumbau 
sei teuer, nicht unberechtigt. Manche mei­
nen, aller Sorgen ledig zu sein, wenn man 
den Verteidigungsetat zugunsten des 
Schutzraumbaus redUZiert. Als ob das so 
einfach wäre. Glaubt man tatSäChlich, die 
Effizienz des Zivilschutzes dadurch steigern 
zu können, daß man an den Symptomen 
ihrer Umzulänglichkeiten herumkurIert und 
die Gesamtverteidigung durch Herabset­
zung der militärischen Fähigkeiten weiter 
schwächt? 

Nein, dauerhafte und sachlich befrie­
digende Lösungen dieses, die Vertei­
digungsfähigkeit der BundesrepublIk 
Deutschland beeinträchtigenden Problems 
lassen Sich nur erzielen, wenn man die 
Landesverteidigung - und dazu gehört der 
ZiVilschutz - als Gesamtaufgabe versteht, 
sie einhelthch führt und die dazu nOfwend,­
gen gesetzlichen und organisatorischen 
Regelungen In Zusammenarbeit von Bund 
und Ländern trifft. Auf keinen Fall dart Zivil­
schutz auf eine Alibifunktion redUZiert wer­
den und das Gefühl der Sicherheit dort vor­
gaukeln, wo Im Grunde Unsicherheit be­
steht. 

Argumente gegen den 
Zivilschutz 

Es gibt Widerstand gegen den ZIVilschutz. 
Er gründet Sich vor allem auf zwei Argu­
mente : 

1. Im Krieg gibt es keinen Schutz. Jeder 
Krieg führt zur nuklearen Apokalypse. 
Kriege Sind zu verhindern. 

2. Zivilschutz bedroht den Osten, provo­
ziert ihn und erhöht damit die Kriegs­
gefahr. 

Des ersten Arguments bedienen sich vor 
allem FrIedensbewegte aller Schattierun-

gen und solche, die eine andere Gesell­
schaft wollen und die FrIedensbewegten 
nur benutzen Daß diese, denen ich Ernst­
haftigkeit nicht abspreche, mit linken Ge­
sellschaftsveranderern Idenllfiziert werden, 
erschwert die sachliche Auseinanderset­
zung , um so mehr, als beiden Gruppen Po­
lillker angehoren, die den Widerstand In 
unsere Parlamente tragen. 

Es nutzt nicht Viel, zu Wissen, daß es von 
Ignoranz, Vielleicht auch von Informations­
defiZiten zeugt, wenn der Zivilschutz dieser­
art diffamiert Wird und daß lene, die zur 
ZivllschulzVerwelgerung aufrufen, men­
schenverachtend handeln. Auch das WIS­
sen darum, daß Wir es hier mit einer vom 
Osten gesteuerten DesInformatIonskam­
pagne zu tun haben, bringt nicht weiter. 
Nein, der Elnlluß solcher Desinformation ist 
nur herabzusetzen, wenn sachlich und in­
tensiver als bisher über den Zivilschutz In­
formiert Wird Dies ISt eine Sicherheitspoliti ­
sche und gesellschafts politische Aufgabe 
unseres Staates. 

Auch mit dem zweiten Argument soll , wie 
mit dem ersten, Angst erzeugt werden. Frle­
den bewegte und Systemveränderer be­
haupten, ZIVilschutz, Insbesondere der 
Schutzraumbau, bedrohe den Osten und 
eskaliere die Internationalen Spannungen. 
Da auch einige FrIedensforscher die Eska­
lationstheorle stützen, erscheint die Argu­
mentallon gelegentlich sogar wissenschaft­
lich. Daß sie Gehör findet, manchmal sogar 
beeindruckt , ISt Wiederum Folge des si­
cherheltspolltlschen Informallonsdeflzits In 
unserem Lande, Folge unzureichenden 
Wissens über die politischen Gegensätze 
In der Welt und der milItarIschen Bedro­
hung des Westens. 

Unseriöse Argumentation 

Unsenös aber Ist diese Argumentation vor 
allem deswegen, weil niemals In diesem 
Zusammenhang auf die umfassenden ge­
setzlichen und organisatorischen Maßnah­
men der Zivilen Verteidigung und des ZiVil ­
schutzes In der Sowfetunlon und ,n den 
Staaten des Warschauer Paktes hingeWie­
sen Wird. Schon Anfang der 60er Jahre for­
derte die sowIetische milItarIsche Führung 
Zlvllverteldlgungs- und ZIvIlschutzmaßnah­
men zur Vorbereitung der Bevölkerung auf 
einen Krieg Um so etwas redete man dort 
nicht herum. Man sagte es Die entschei­
denden Grundlagen fur den Aufbau der ZI ­
vilverteidigung wurden dann 1966 auf dem 
23. Parteitag der KPdSU gelegt Heute ist 
die Zlvtlverteldlgung einschließlich des ZI­
Vilschutzes wesenthcher militärischer Fak­
tor der sowlellschen Streitkräfte. Ihr Chef 
hat neben den anderen Oberbefehlshabern 
der Teilstreitkrafte die Stellung eines Stell­
vertretenden Verteidigungsministers und 
gehört dem MIlitärrat der Sowletunlon an 



Ähnliche Regelungen gelten in den ande­
ren Staaten des Warschauer Paktes, auch 
in der DDR. Hier zeigt sich, in welcher Form 
dort Zivilschutzmaßnahmen offensiver pOli­
tischer Zielsetzung zugeordnet werden. 
Diese Art der Bevölkerungsmilitarisierung 
kann geradezu bedrückende Assoziationen 
zum ,Iotalen Krieg ', wie ihn Ludendorff 1935 
in seinem Aufsatz über das Wesen des 
Krieges gezeichnet hat, wecken. - Darüber 
schweigen unsere Zivilschutzgegner. 

Gewiß wilt niemand bei uns Formen und 
Zielsetzungen des Zivi lschutzes des 
Ostens übernehmen. Aber wer unseren, 
der Friedensbewahrung dienenden Zivil­
schutz als spannungseskalierend und 
kriegsgefahrsteigernd diffamiert, muß sich 
nach seinem Informationsstand fragen las­
sen und danach, wessen Interessen er ver­
tri tt. Zivilschutzverweigerung nämlich, ich 
sagte es schon, Ist Humanitätsverweige­
rung und bedeulet bei Politikern sogar den 
Verzicht auf ethische Legitimation ihres 
Handeins. 

Ich füge hinzu : das gi lt auch für jene - und 
dabei denke ich auch an Ärztegruppierun­
gen, die sogar mit dem Friedens-Nobel­
preis ausgezeichnet wurden - die sidl der 

, 

Übernahme von Aufgaben im zivilen 
Katastrophendienst versagen. Was das in 
der Praxis bedeuten kann, hat uns die 
Kernkraftkatastrophe in Tschernobyl bei 
Kiew am 26. April 1986 erschreckend vor 
Augen geführt. 

Effizienz des Zivilschutzes muß 
erhöht werden 

Ein Schlußwort: 

,Zivilschutz aus militärischer Sicht', das war 
das Thema meines Referats. 

In einer knappen Analyse habe ich die hu­
manitäre und die sicherheitspolitische Di­
mension des Zivilschutzes aufgezeigt. Dabei 
ist die unmittelbar wirksame Funktion des 
Zivilschutzes als Mittel der an Friedenser­
haltung orientierten Politik unseres Landes 
einerseits und in diesem Zusammenhang 
für die Operationsfähigkeit der militärischen 
Verteidigung zum anderen deutlich gewor­
den. 

Deutlich wurde aber auch, daß die Effizienz 
unseres Zivi lschulzes im Interesse des 
Staates und seiner Bürger erhöht werden 
muß und kann. Das ' ertordert politisches 
Handeln. So ist 

Amtsrat Benno Greinwald, Landratsamt Wellheim-Schongau 

Tscheu ilObyl 
aus der 
bayerischen 

-

Eine Situation, die sich von anderen Sicherheitsstörungen oder 
Katastrophenfällen wesentlich unterscheidet -
Verunsicherung auch bei den Landratsämtern 

l 

Allgemeines 

Seit der Waldbrand katastrophe in Nieder­
sachsen hat wohl kein Kalaslrophenereig­
nis die Bürger so beschäftigt wie das Reak­
torunglück in Tschernobyl/UdSSR. Die 
Ängste und die Verunsicherung in der Be-

j 

völkerung sind groß. Zu Recht hat der 
Landkreisverband Bayern festgestellt, daß 
dIe Verunsicherung auch die Landralsämter 
ertaßt habe. Die zunehmende Verwendung 
rad ioaktiver Stoffe in Technik, Forschung 
und Medizin verlangt in gleichem Maße den 
Schutz des Bürgers vor daraus entstehen­
den Gefahren. Im Jahre 1980 hat Prof. Dr. 

,. das Informationsdelizit der Bürger in Fra­
gen der Sicherheit unseres Landes zu 
beseitigen, um ausreichende Vorausset­
zungen für die Durchführung der huma­
nitären und sicherheilspolitischen Auf­
gaben des Zivilschutzes zu schaffen, 

2. die Aufgabe der zivilen Verteidigung und 
in diesem Zusammenhang auch des Zi­
vilschutzes im Rahmen der Gesamtver­
teidigung zu definieren, um einen reali­
stischen Planungsrahmen für alle not­
wendigen Maßnahmen zu schaffen und 

3. das Zivi lschutzgesetz so rasch wie mög­
lich in einer den sachlichen Ansprüchen 
genügenden Form zu verabschieden, 
um endlich die volle Funktionsfähigkeit 
des Zivilschutzes auf gesetzlicher Basis 
herslellen zu können. 

Bewahren wir uns vor dem Vorwurt, Lehren 
unserer Geschichte ignoriert zu haben. Ei­
nen wirksamen Zivilschutz im Frieden her­
zustellen und zu unterhalten, ertordert Op­
fer. Vom Staat. Und von den Bürgern. Aber 
warum ist es eigentlich für jedermann 
selbstverständlich, daß man im Krieg Opfer 
zu bringen hat? Warum ist es nicht sehr Viel 
selbstverständlicher, Opfer zu bringen, um 
den Frieden zu erhalten?" 

Sewering in einem Vorwort zu der Bro­
schüre "Der Reaktorunfall", herausgegeben 
von der Bayer. Landesärztekammer, ge­
schrieben : "Selbst wenn wir noch so sehr 
davon überzeugt sind, daß es eine von ei­
nem Atomkraftwerk ausgehende Katastro­
phe nicht geben wird, kann uns das nicht 
von der VerpfliChtung entbinden, die Fra­
gen und Probleme zu durchdenken, mit de­
nen wir in einem solchen Falle konfrontiert 
würden." 

Im folgenden Beitrag will ich versuchen, 
aus der Sicht einer bayerischen Kreisver­
waltungsbehörde (Sicherheits- und Kata­
strophenschutzbehörde) die Situation dar­
zustellen, die sich von anderen Sicherheits­
störungen oder Katastrophenfällen wesent­
lich unterscheidet. 

Allgemeine Lage 

Am Samstag, 26. April 1986, ist es In einem 
der vier Kernkraftwerksblöcke in Tscherno­
byl zu einer Explosion gekommen. Der aus­
gelöste Brand setzte große Mengen an 
gasförmigen radioaktiven Stoffen (- Ra­
dionukliden) frei , die in die Atmosphäre ge­
langten. Die meleorologlsche Situation 
während des Unfalles war zunächst durch 
Süd- bis Südostwinde gekennzeichnet, so 
daß eine erhöhte Radioaktivilät der Luft im 
skandinavischen Raum die ersten Hinweise 
auf den Reaktorunfall gab. 
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Am Dienstag, 29. April 1986, drehte sich die 
Luftströmung auf Nordost, so daß die kon­
tamlmerten Luftmassen am Abend dessel­
ben Tages Bayern erreichten. Je nach Lage 
der Meßstationen und den jeweiligen Wind­
strömungsverhältnissen slieg infolgedes­
sen die Radioaktivität der Luft stark an. Die 
einsetzenden Niederschläge waren radio­
aktiv befrachtet. Sie waren In der Zelt vom 
29. April biS zum 2. Mal 1986 In Bayern sehr 
unterschiedlich verteilt . Sie fielen vorwie­
gend In Süd bayern, wo auch der landkreis 
Weilheim-Schongau liegt. 

Besondere Lage 

Die erste amtliche Information erreichte 
das Landratsamt Wellhelm-Schongau am 
30. April 1986. Die Regierung In Oberbay­
ern hat darin mitgeteilt, daß die augenblick­
lichen MeBwerte für RadioaktIVItät so nied­
rig selen, daß eine Gesundheitsgefährdung 
der Bevölkerung ausgeschlossen seI. Die 
Einnahme von Medikamenten (z. B. Kalium-
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Die Lag. zentra'e Im 
Landr. t • • mt Weilhehnl 
Schongau. Hier liefen 
die Fi den zu. ammen. 

iodid-Tabletten) sei deshalb übertlüssig. 
Nach den vorliegenden Informationen sei 
eine kurzfristig und wesentliche Änderung 
der Lage mcht zu erwarten, so daß beson­
dere Vorkehrungen nicht veranlaBt seien. 

Ein weiteres Fernschreiben vom gleichen 
Tage enthielt die Feststeltung, daß die 
GammadosIsleistung In Südbayern biS Mit­
ternacht erneut angestiegen sei und eine 
Großenordnung bis zum neun- biS zehnfa­
chen der natürlichen UmgebungsaktivItät 
erreicht habe. Seit Mitternacht zeichne sich 
jedoch eine leicht rücklaufige Tendenz 
ab. Eine Gesundheitsgefährdung bestehe 
nicht. 

Am Montag, 5. Mal 1986 (und In den folgen­
den Tagen und Wochen), wurde das Land­
ratsamt von besorgten Burgern geradezu 
mit Anrufen bombardiert. Dabei ging es im­
mer wieder um die Frage von Verhaltens­
maßregeln allgemein und speZiell für Kin­
der und werdende Mütter. Zu diesem Zeit­
punkt lagen dem Landratsamt nur Informa­
lianen vor über die 

DOII,lelstungsmeßgerät 
der ABC-Melde· und 
Au.wert •• leU. 
(AMASt). Di ••• Gerät. 
.Ind nur für die Mes­
sung von Gemme-Strah­
len g,.lgnet. Der Maß­
bereich I.t besc:hri nkt. 

(Foto.: W1edermtnn) 

- Entnahme von Trinkwasserproben aus 
offentllchen Wasserversorgungsanlagen 
durch die Gesundheitsamter, 

- Freigabe von frischem Blattgemüse, 
wenn die Aktivität an Jod 131 kleiner als 
250 Becquerel/Kilogramm ist, 

- Unbedenklichkeit einer Weiterverarbei­
tung zu lagertählgen Produkten, wenn die 
AktIVItat des Caeslums t37 unter 131 
Becquerel/Kilogramm FrIschsubstanz 
liegt, 

- Unbedenklichkeit des Verzehrs von Wur-
zel- und unterirdischem Sproßgemüse. 

Erst um 13.00 Uhr desselben Tages (5. 5. 
1986) erreichte das Landratsamt eine infor­
mation des UmweltministerIums, wonach 

- Milch mit einer Jod-131 -Konzentratlon 
von mehr als 500 bq/I aus Molkereien 
nicht in den Verkehr gelangen dart, 

- für den Bürger kein Anlaß bestehe, auf 
Milch zu verzichten, die Im Handel erhält­
lich ist, 

- In den nachsten Tagen Milch direkt vom 
Bauern nicht verzehrt werden sollte, 

- außer dem gründlichen Waschen von fri­
schem Gemüse kein Anlaß für beson­
dere Verhaltensmaßregeln bestehe, Ins­
besondere der Aufenthalt ,m Freien un­
bedenklich sei, 

- Kleinkinder daran gehindert werden soll­
ten, Regenwasser zu trinken oder Pflan­
zen und Sand In den Mund zu nehmen. 

Diese Informationen wurden unverzüglich 
der örtlichen Presse zugelMel; ferner wur­
den die Gemeinden verstandlgt. Die Mittei­
lungen wurden zur Grundlage für Burger­
auskünfte gemacht. 

Katastrophenfall? 

Nach Art. 1 Abs. 1 des Bayer. Katastro­
phenschutzgesetzes ISt eine Katastrophe 
eine so erhebliche gemeine Gefahr oder 
Not oder ein so schwerer Unglücksfall, daß 
Hilfe und Schutz Wirksam nur gewährt wer­
den können, wenn die dazu berufenen Be­
hörden, Dienststellen und Hilfsorganisatio­
nen unter einheitlicher Leitung der Kata­
strophenschutzbehörden zusammenwir­
ken. Artikel 1 Abs. 1 BayKSG geht davon 
aus, daß die Schutzgüter, nämlich Leben, 
Gesundheit oder Sachwerte durch be­
stimmte Schadensereignisse gefährdet 
oder verletzt werden, nämlich durch eine 
gemeine, d. h. konkrete Gefahr für eine un­
bestimmte Anzahl von Personen oder zahl ­
reichen Sachen. Die Unzulänglichkeit der 
normalen Gefahrenabwehr ISt das wIchtig­
ste Kriterium für die Annahme einer Kata­
strophe, wObei diese auf einem Koordlnle­
rungsbedart beruht, der von den einzelnen 
Abwehrkräften (Behörden, Dienststellen, 
Hilfsorganisationen) nicht gedeckt werden 
kann. 

Aufgrund der von der Strahlenschutzkom­
miSSIon und dem Staatsmlnlstenum für 



Landesentwicklung und Umweltlragen ein­
geschätzten Lage, bestand zu keinem Zeit­
punkt eine Gefahr für die Bevölkerung in 
Bayern. Die Empfehlungen der Strahlen­
schutzkommission und die darauf gestütz­
ten Maßnahmen dienten, so t)mwellmini­
ster Alfred Dick in der Sondersitzung des 
Bayer. Landtages vom 14. 5. 1986, aus­
schließlich der Vorsorge, in dem sie die 
Strahlenexposition (Einwirkung Ionisieren­
der Strahlen auf den menschlichen Körper 
oder seine Teile) möglichst gering halten 
sollten. Aufgrund dieser Sachlage war des­
halb von keinem Katastrophenfall auszuge­
hen. Selbst wenn man den Katastrophenfall 
unterstellen würde, wäre die Zuständigkeit 
aufgrund der Flächenausdehnung des Er­
eignisses beim Bayer. Staatsministerium 
des Innern gelegen. 

Es stellt Sich aber die Frage, ob nicht eine 
Sicherheitsstörung im Sinne der Art. 6, 7 
des Landesstraf- und Verordnungsgeset­
zes vorlag, wonach die Gemeinden, Land­
ratsämter, Regierungen und das Innenmini­
sterium die Aufgabe haben, die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung aufrechtzuerhalten. 
Zur Erlüllung dieser Aufgabe bestehen be­
stimmte Befugnisse, um Gefahren abzu-

. wehren oder Störungen zu beseitigen, die 
Leben, Gesundheit usw. bedrohen und ver­
letzen. Das Recht auf Gesundheit ist Be­
standteil des Grundrechts auf körperliche 
Unversehrtheit (Art. 2 Abs. 2 Satz 1 Grund­
gesetz). Aber auch hier muß es sich um 
eine konkrete Gefahr handeln. Für das ge­
genständliche Ereignis war deshalb auch 
das Bayer. Sicherheitsrecht nicht anwend­
bar. Im übrigen wäre auch hier das Innen­
ministerium zuständige Sicherheitsbehörde 
gewesen. 

Bleibt schließlich als letzter Zuständigkeits­
aspekt, vor allem im HinbliGk auf die Ge­
nußtauglichkeit von Lebensmitteln, das Le­
bensmitteirecht. Alle am Verkehr mit Le­
bensmitteln Beteiligten haben die lebens­
mittelrechtlichen Normen sorgfältig einzu­
halten. Die vorsätzliche oder die fahrlässige 
MiBachtung der Vorschriften führen zu 
Straf- oder Ordnungswidrigkeltenverlahren. 
Die EInhaltung der Sorgfaltspllichten trifft 
somit den Lebensmitlelhersteller und 
-händler. Der Vollzug liegt bei den KreIsver­
waltungsbehörden. Das Lebensmittelrecht 
allein war jedoch kein geeignetes Instru­
ment, um darauf die notwendigen Maßnah­
men zu stützen. 

In Bayern ist für den Vollzug der atom recht­
lichen Bestimmungen das Staatsministe­
rium für Landesentwicklung und Umweltfra­
gen zuständig. Diese Behörde hatte die Ko­
ordinierung der Probenahmen von Lebens­
mitteln und deren Auswertung bei den ver­
schiedenen Labors, die Information der Be­
völkerung und Behörden und die Heraus­
gabe von Verhaltensmaßregeln zu bewälti­
gen. Für eigenständige Maßnahmen des 
Landratsamtes war somit kein Raum. Das 

Landratsamt als untere Verwaltungsbe­
hörde war jedoch AnlaufsteIle für den Bür­
ger. Von ihr erwartete er Auskunft über die 
Strahlen belastung im Landkreis, ja sogar in 
einzelnen Gemeinden und Ortsteilen. Sol­
che Informationen lagen aber nicht vor, was 
zu einem völligen Unverständnis des Bür­
gers führte und seine Angst und Unsicher­
heit vergröBerte. 

Maßnahmen des Landratsamtes 

Die vorhin beschriebene Situation muBte 
zum Handeln zwingen. Die Frage war, was 
tun? Zunächst wurde nach Eintreffen der 
ersten Meldung die Ruf-, später auch die 
Dienstbereitschaft sichergestellt , der auto­
matische Anrufbeantworter des Landrats­
amtes gab Auskunft, wie der dienstha­
bende Beamte erreicht werden kann. Die 
Verbraucherschutzbeamten (Lebensmittel­
überwachungsbeamten) wurden informiert 
und waren dienstbereit. Sie wurden beauf­
tragt, Betriebe zu kontrollieren. Im Landrats­
amt wurde eine Lagezentrale eingerichtet; 
die Fernmeldezentra!e war teilweise be­
setzt. Mit den weiteren konfrontierten Be­
hörden (Gesundheitsamt, Veterinäramt, 
Amt für Landwirtschaft) wurden ständig In­
formationen ausgetauscht. Ein sogenannter 
behördenübergreifender Koordinierungs­
stab wUrde gebildet. Dies mußte auf freiwil­
liger Basis geschehen. Nur in einem Kata­
strophenfall hat das Landratsamt Wei­
sungsbefugnisse gegenüber allen staatli­
chen Behörden und Dienststellen der 
gleichen oder einer niedrigen Stufe. Darin 
konnten und durtten sich die Maßnahmen 
nicht erschöpfen. Was lag näher, als die 
ABC-Melde- und Auswertestelle (AM ASt) 
heranzuziehen, die mit einem Dosislei­
stungsmeBgerät ausgerüstet ist. Leider er­
wies Sich dies als Fehlschlag, da diese Ge­
räte wie auch die Strahlenschutzausrüstung 
der Feuerwehren und der Polizei laut Mittei­
lung des Umweltministeriums nicht geeig­
net sind und die Meßwerte nicht interpre­
tiert werden können. 

Das Landratsamt war somit auf .Gedeih 
und Verderb" auf die Informalionen der vor­
gesetzten Dienststellen angewiesen. Die 
Problematik lag darin, daB neben den amtli­
chen Verlautbarungen der Strahlenschutz­
kommission und des Umweltministeriums 
länderunterschiedliche Aussagen und Be­
wertungen sowie halbamtliche und private 
Messungen erlolgten, die über die Medien 
den Bürger erreichten. Meßergebnisse 
über die Strahlenbelastung aus dem Land­
kreis Weilheim-Schongau gab es zunächst 
so gut wie gar nicht. Die Entnahme von 
Lebensmittelproben wurde - aufgrund der 
beschränkten Untersuchungskapazitäten 
der Untersuchungsinstitute - reglementiert. 
Einzelanfragen durtten an das Umweltmini­
sterium nicht mehr geriChtet werden. Ver-

schiedene Landratsämter, vor allem aber 
die Landeshauptstadt München, veranlaß­
ten zusätzliche, über die amtlichen Empfeh­
lungen hinausgehende Maßnahmen (Sper­
rung der Bäder und Kinderspielplätze 
usw.). Dies führte zu einer weiteren Verwir­
rung des Bürgers und zu der Forderung 
auch der kommunalen Gremien auf Be­
schaffung von Meßgeräten zur Ermittlung 
der Strahlenbelastung in der Luft, Im Boden 
und bei Lebensmitteln. 

Die Maßnahmen des Landratsamtes muß­
ten sich aber auf die Weitergabe und Inter­
pretation der amtlichen Nachrichten der 
Strahlenschutzkommission und des Um­
weitmInIsteriums, auf die Organisation der 
Probennahme, der Informalion der Gemein­
den und der örtlichen Presse und als Aus­
kunftsstelle für den Bürger beschränken. 
Das Landrafsamf war hier als tYPische un­
tere staatliche Verwaltungs behörde tälig. 

Vorbeugender 
Katastrophenschutz 

Das Bayer. Katastrophenschutzgesetz ver­
pflichtet die Katastrophenschutzbehörden 
zum vorbeugenden Katastrophenschutz. Zu 
den unumgänglichen Vorbereitungen ge­
hört, das mögliche Katastrophen nach Art 
und Ausmaß vorher erkannt werden, d. h. 
das Gefahrenpotential muB erlaßt werden. 
Die so zusammengetragenen Informationen 
müssen dann in einem Katastrophen­
schutzplan zusammengefaBt werden. Allge­
meine Grundlage für die Katastrophen­
sChutzplanung in der Umgebung kerntech­
nischer Anlagen sind die Rahmenempfeh­
lungen des Bundes für den Katastrophen­
schutz in der Umgebung kerntechnischer 
Anlagen vom 17. Oktober 1977. Das Bayer. 
Innenministerium hat dazu ergänzende 
Richtlinien (Leitsätze) für die Erstellung be­
sonderer Alarm- und Einsatzpläne und für 
die Evakuierung erlassen. Während also für 
die Umgebung kerntechnischer Anlagen 
die notwendigen Vorsorgemaßnahmen für 
den Bürger getroffen wurden, sieht dies für 
den darüber hinausgehenden Bereich an­
ders aus. Hier greift der allgemeine Kata­
strophenschutzplan. Welche Daten Sind 
hier aber enthalten? 

Eine Broschüre, herausgegeben von der 
Gesellschaft für Reaktorsicherheit In Köln, 
über Hilfsmöglichkeiten bei kerntechni­
schen Unfällen, eine Übersicht über die Er­
fassung von Ärzten, die zur Untersuchung 
und Überwachung beruflich strahlenexpo­
nierter Personen befugt Sind, ein Merkblatt 
des Bayer. Landesamtes für Umweltschutz 
für die Beförderung radioaktiver Stoffe auf 
der Straße und schließlich ein Merkblatt 
"Erste Hilfe bei erhöhter Einwirkung ioni­
sierender Strahlen" vom Hauptverband der 
gewerblichen. Berufsgenossenschaften 
e. V. Bonn, waren die einzigen vorgefunde­
nen Unterlagen. 
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Dr -Ing. Wilhelm Humann, Hoechst AG Frankfurt, Werkfeuerwehr 

und 
EI proIxlllg von 

Inlormatlon des BMI-/LAWA-Fachausschusses .Gerätschaften und Mittel 
zur Abwehr von Gewässergefährdungen" für die Feuerwehren 

Der nachfolgende Kurzbeflcht uber die 
• Entwlcklung und Erprobung von Geraten 
zur Abwehr wassergefährdender Stoffe" be­
handelt ein hochst aktuelles Thema fur die 
Feuerwehren, machen doch Im Augenblick 
alle Länder erhebliche Anstrengungen zur 
zweckmaßlgen Ausrüstung der Feuerweh­
ren fur Einsätze mit gefahrlichen Stoffen. 

Die Ergebmsse dieser Untersuchungen 
werden In Deutschland zur Z9It Im Arbells­
ausschuß AA 3 .Fahrzeuge" des Normen­
ausschusses Feuerwehrwesen (FNFW) 
ausgewertet, um In absehbarer Zelt In eine 
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Norm für ein entsprechendes Fahrzeug 
überluhrt zu werden . 

Der BMI-/LAWA-Fachausschuß .Gerat­
schaften und Mittel zur Abwehr von Gewäs­
sergefährdungen" möchte mit diesem Be­
ficht die Feuerwehren über diese Entwick­
lung Informieren. Da aber erst ein vollstän­
diger Ausrustungssatz und ein eInsatztaktI­
sches Konzept zusammen die Lösung des 
Problems .geordnete Hilfe bel der Feuer­
wehr bel Einsätzen mit gefährlichen Stof­
fen" bedeutet, kann an dieser Stelle auf die 
Wiedergabe von Einzelheiten der Untersu-

Bel dof Erprobung 
. t~lI •• ~h d., Edel­
at.hlachw.lltchl.uch 
,I, der .m belten 
geeignet'te n.raul. 

chung verzichtet werden . Das Gesamter­
gebms wird sich In Kürze In einer entspre­
chenden Fahrzeugnorm (DIN-Norm) nieder­
schlagen. Im übflgen wird zum elnsatztakli­
schen Konzept auf die .Rahmenempfehlun­
gen fur EInsatzmaßnahmen nach Unfällen 
mit wassergefahrdenden Stoffen", Bekannt­
machung des Bundesmmisters des Innern 
vom 14. 12. 1982 Nr. U 115 - 523074/22 -
(GMBI 211983, Seite t 7) hingeWiesen. 

Ausgangslage 

Im Rahmen eines Forschungsauftrags, ge­
fordert durch Mittel des Umweltbundes­
amts, wurde bei der Werkfeuerwehr 
Hoechst eine feuerwehrtechmsche Ausru­
stung zur Elngrenzung, Minderung und Be­
hebung von Schaden bel Freiwerden was­
sergefährdender Stoffe nach Unfallen oder 
Betflebsstörungen entwickelt und erprobt. 

Werkstoffermittlung 

Alle benoligten Ausrüstungsteile sollen 
nach Mogllchkelt aus einem Werkstoff her­
gestellt werden, um gleiche Bestandlgkelt 
gegenüber den zu fordernden Stoffen zu 
erhallen. Hierbei wurden verschiedene 
Werkstoffe mit aggressiven Medien beauf­
schlagt und über einen Z9Itraum von eini ­
gen Tagen beobachtet. 

Bel dieser Betrachtung wurde eine Lang­
zelt beständigkeit mcht berücksichtigt, da 
für die Feuerwehr ein Einsatz mit aggressI­
ven Medien über einen langeren Zeitraum 
kaum In Frage kommt. Es hat sich bei den 
Versuchen gezeigt, daß der Werkstoff DIN 
1 4571 (V4A) bei den meisten Stoffen aus­
reichend bestandlg ISt, mit Ausnahme 
sChwermetallhaItIger Halogensäurelösun­
gen 

Schlauchauswahl 

Die Erkerntmsse aus den Werkstoffunter­
suchungen, die u a auch an Edelstahlweil­
schlauchen durchgeführt wurden, haben zu 
der Überlegung geführt, Edelstahlweil­
schlauche aus dem Werksloff DIN 1.4571 
zu verwenden . Neben Edelstahlweilschläu­
chen wurden später auch gummierte SPI­
ralschlauche In Hypalon- und Teflonqualitat 
getestet. 

Bel der Durchfuhrung der Versuche wurde 
festgestellt, daß die Schwachstellen der 
Edelstahlwellschlauche bel den EInbInde­
stutzen liegen Alle Undlchhgkelten, die 
wahrend des Tests auftraten, waren Im 
Übergangs bereich der Wellschläuche zum 
fewelligen Anschwelßstutzen des Verbin­
dungssystems zu finden. 

Bel weiteren Versuchen wurden formbe­
standlge und elektflsch leltfahlge Splral-



Ve,.chledene SchlauchverblndungSly.teme wurden eben.o erprobt . .. ... wie die In der cheml.chen Indu.trte verwendete Unlve,.al-Aanlchverblndung. 

schläuche mit Viton- bzw. PTFE-Innenbe­
schichtung getestet. Im allgemeinen ist 
auch dieses Schlauchmaterial für einen Ge­
fahrgutumschlag mit aggressiven Medien 
auch geeignet. Unbefriedigende Ergeb­
nisse zeigten Sich ledoch an den Spann­
vorrichtungen der Einbindestutzen des 
SChlauchverbindungssystems. 

Erprobung von Schlauch· 
verbindungssystemen 

Ausgangspunkt für die Erprobung der Ver­
bindungssysteme ISt der Verzicht auf die im 
Feuerwehrwesen verwendete Storz-Kupp­
lung. Gründe dafür sind: 

• Verwechslungsgefahr mit anderen, un­
geeigneten Feuerwehrausrüstungen 

• keine Kupplungssicherung gegen un­
beabSichtigtes Öffnen 

• unbefriedigende SchlaucheInbIndung 
bzw. Schweißverbindung mit Edelstahl­
weIlschläuchen. 

Erprobt wurden andere Verbindungssy­
steme wie Schraubverbindungssystem der 
Lebensmittel- und Pharmalndustne, KL­
Kupplungssystem (Stecksystem) und die in 
der chemischen Industrie häufig verwen­
dete Flanschverbindung. Diese Verbin­
dungssysteme wurden In bezug auf 
schnelle Verlegung, Dichtigkeit und Ro­
bustheit getestet. 

Von den getesteten Verbindungssystemen 
eignet sich die sogenannte Milchrohrver­
schraubung noch am ehesten, da sie ein­
fach handhabbar ist. Bei Schlauchverdre­
hungen können ledoch wegen genngfügi­
gen Lösens der Verschraubung minimale 
Undichtigkeiten auftreten. Mit einem ent­
sprechenden Hakenschlüssel können 
diese Verschraubungen nachgezogen wer­
den. Im übrigen müssen die Kegelmuttern 
des Verbindungssystems mit Hakenschlüs­
seln angezogen werden, um gute Abdich­
tungen an der Verschraubung zu errei­
chen. 

Die anderen gängigen Kupplungen (Storz-

bzw. Tankwagen-Kupplungen) sind aus 
V4A-Gußmaterial gelertigt. Eine Verbindung 
mit Edelstahlwellschläuchen ist nur durch 
Sonderschweißverlahren realisierbar bzw. 
es müssen ZWIschenverschraubungs­
stücke verwendet werden. 

Eignungsteste mit unterschied· 
lichen Pumpentypen 

Verschiedene Pumpentypen wie Druckluft­
membranpumpen, Schl~uchpumpen und 
Kreiselpumpen wurden in mehreren Versu­
chen erprobt. Hierbei wurden die Pumpen 
insbesondere auf Dichtigkeit geprüft. Wei­
tere Untersuchungsknterien waren ein gün­
stiges Verhältnis von Pumpenleistung in 
bezug auf Gewicht bzw. Robustheit. Weiter­
hin wurden die Pumpen auf Reinigungs­
möglIchkeiten hin untersucht. 

Für den Betrieb von Drucktuftmembran­
pumpen ist ein Kompressor mit entspre­
chender Leistung zusätztich zum Stromge­
nerator erlorderlich. Die Trennelemente der 
Pumpe gegenüber der Saug- und Druck­
seite sind als Kugelventile ausgebildet, die 
durch Schwerkraft in die VentilsItze fallen. 
Somit ist eine ausreichende Abdichtung 
der Saugseite gegenüber der Druckseite 
kaum möglich. Dies wirkt sich bei größeren 
geOdätischen Saughöhen (über 3 m) uno' 
günstig aus. Die periodische Bewegung 
der' Fördermembrane führt dazu, daß der 
Förderstrom pulsiert, wodurch in den 
Transportschläuchen' Schüttelbewegungen 
auftreten. 

Der Förderstrom einer SChlauchpumpe ist 
- ebenso wie bel Membranpumpen - pul­
sierend. In den Transportschläuchen treten 
Schüttelbewegungen und Vibrationen auf. 
Bel manchen Schlauchpumpen darl der 
Förderschlauch (Pumpenschlauch) erst un­
mittelbar vor dem Einsatz eingebaut wer­
den, um Deformierungen des Schlauchs 
während der Standzeit zu vermeiden. Ge­
genüber den Membranpumpen sind 
Schlauch pumpen im Ansaugverhalten lei­
stungsstärker. 

Weitere VerSuche wurden mit Kreiselpum­
pen aus Edelstahl mit offenem Laufrad 
durchgeführt, wie sie in der Pharma- und 
Lebensmlttellndustne vorkommen. Diese 
Pumpen arbeiten sehr laufruhig und haben 
eine hohe Förderleistung. Allerdings müs­
sen diese Pumpen für den Saug betrieb mit 
einer Entlüftungseinrichtung ausgestattet 
sein. Hierzu wurde eine neue Entlüftungs­
einnchtung entwickelt und getestet. 

Tauchpumpen Sind für den Allzweckelnsatz 
nicht geeignet, da sie nicht für die Ex-Zone 
o zugelassen sind. Turbinentauchpumpen 
wurden ebenfalls nicht weiter untersucht, 
da mit dem Treibmedium Wasser bei Lek­
kagen Reaktionen mit dem Fördergut nicht 
auszuschließen sind . 

Bei Umfüllarbeiten aus einem Behälter ist 
für Behälterbelüftung zu sorgen, um Unler­
druck Im zu entleerenden Behälter bzw. Ab­
riß der Fördersäule zu vermelden. 

Erprobung und Entwicklung von 
EntlUftungseinrichtungen 

Im wesentlichen wurden zwei Evaku­
ierungseinrichtungen erprobt, zum einen 
eine Handmembranpumpe und zum ande­
ren ein Gasstrahler. 

Die Handmembranpumpe ist eine handels­
übliche Pumpe, die auf dem Markt erhältlich 
ist. Der Gasstrahler hingegen mußte so um­
konstruiert werden, daß er entspreChend 
der Bauform der Kreiselpumpen angepaßt 
werden konnte bzw. das Fördergut nicht ins 
Freie treten kann. Als Treibgasanschluß 
wurden handelsübliche Schnellverschluß­
kupplungen verwendet. Neben L4ft als 
Treibgas (nur bei nichtbrennbaren Flüssig­
keiten) muß Stickstoff eingesetzt werden. 
Hierdurch kann bei Verwendung von Stick­
stoff als Treibgas die Entstehung zündfähi­
ger Gemische während der Saugphase 
vermieden werden. Im übrigen elW;es Sich 
der Gasstrahler in bezug auf Saug höhe und 
EvakUIerungszeit der Handmembranpumpe 
gegenüber als leistungsstärker. 
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Elektrostatische Aufladung bei 
UmfUllvorgilngen 

Bel der Befullung von Tankwagen bzw 
Bahnkesselwagen sind durch die Physika­
lisch-Technische Bundesanstalt (PTB) be­
stimmte Stromungsgeschwlndlgkelten In 
bezug auf verwendete TransportSChläuche 
mit entsprechenden Nennwelten festgelegt 
worden. 

Bel Förderstromen gleich oder über 600 tl 
mln durten Schlauche mit einem Nenn­
durchmesser von 32 mm bel der Befüllung 
von Straßenlankzügen nicht verwendet wer­
den. Bel Transportschläuchen hegt man mit 
einer Nennweite von 50 mm auf der siehe-
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Für den Betrtltb von 
Oruckluftmemb,..npurn­
pen I.t .In Kompre"or 
mit entsprechender 
telstung erfordertich. 

Gegenüber den 
.... mbr.npump.n .Ind 
Sehlauchpumpen - hier 
zwei ... er.chled.ne 
Kon.truktlonen -
~.tung •• tirk", 

Drei Modelle von Edel­
Itahlkrallelpumpen, die 
.. hr 'aufruhig arbeiten 
und .Ine hohe F6rder­
leistung haben. 

ren Seite In bezug auf zutässlge Strö­
mungsgeschwlndlgkelten. 

Neben der elektrostatischen Auftadung ist 
zu beachten, daß zu gennge Schlauch­
nennweiten auf der Saug seite ZU Kavitation 
bzw. zu einem Abnß des Förderstroms füh­
ren kann. 

Bel der Obenbefüllung von Behältern soll ­
ten Füllrohre bzw Schläuche verwendet 
werden, die möglichst senkrecht bis auf 
den Boden des Behälters fuhren. Freie 
FlüssIgkeitsstrahlen sind zu vermeiden. 

Straßentankwagen müssen vor dem Be­
und Entladen geerdet werden, um alle wah­
rend der Fahrt durch Reibung der Reifen 

oder wahrend des Füllvorgangs erzeugten 
Aulladungen abzul8llen und um eine mögli­
che Potentialdifferenz zwischen Füllrohr 
bzw Fullschlauch und Tankwagen auszu­
gleichen_ 

Bahnkesselwagenfüll- und -enlleerungseln­
nChtungen müssen elektrostatisch geerdet 
sein. Die Kesselwagen selbst sind durch 
Kontakt mit den Schienen elektrostatisch 
geerdet. Bel Bahnkesselwagen auf Stra­
ßenrollern ISt ledoch vor dem Befullen eine 
separate Erdung des Kesselwagens ertor­
derlich. 

Weitere Hinweise Sind ,n den Richtlinien 
.Stalische ElektnZitat" ZH t 1200, Ausgabe 
4 t 984 (herausgegeben vom Hauptverband 
der gewerblichen Berufsgenossenschaften) 
zu hnden . 

Erprobung von 
Abdichtmöglichkeiten 

Im Rahmen der Versuche wurden Kanalein­
laufabdichtungen und Behälterabdlchtun­
gen getestet 

Bel den mit Flusslgkell auffüll baren Kanal­
elnlaul- und Gullyabdlchtungen hat Sich ge­
zeigt, daß die herkömmlichen Fabnkate 
nicht die gewünschte D,chligke,t aulwelsen. 
Durch Unterlegen von Schaumstoff- bzw. 
Weichgummimatten konnten belnedlgende 
Ergebnisse efIleli werden. 

Die aul dem Markt erhältlichen Behalterab­
dichtungen Sind In der Praxis nur teilweise 
brauchbar. Diese durch Druckluft aufblas­
baren DIchtkissen können ohne weitere 
HIlismittel kaum verwendet werden. Durch 
Verwendung von welchem Gummlmatenal 
In Verbindung mit diesen VOrrichtungen 
können auch an ungünsligen Stellen (z. B. 
Tragekonstruktionen, Halterungen usw.) ak­
zeptable Leckageabdlchtungen efIlelt wer­
den. Diese Leckagedichtkissen eignen Sich 
ledoch nur fur drucklose bzw. unter leich­
tem Druck behndliche Behälter, d. h., eine 
Anwendung dieser VOrrichtungen kommt 
nur dann In Betracht, wenn der KIssen­
druck gröBer ISt als der Behalterdruck. 

Die Verwendung von Holzkellen bei Lecka­
gen an gummierten Behältern lür stark kor­
rosive Stoffe, wie z. B. anorganische Säu­
ren, ISt nicht zweckmäßig Die Innengum­
mierung ISt an den Leckagesteilen mei­
stens zerstort und an der Behalterwandung 
z. B. mit Saure unterwandert, WObei die Au­
ßenwand des Behälters beschädigt Wird. 
Durch Einschlagen von Holzkeilen Wird 
hierbei die LeckagesteIle vergrößert, was 
zu einem verstärkten Produktaustrin führt. 
Hier müssen andere Behälterabdlchtungen 
verwendet werden. 

Den Abschluß des Forschungs- und Ent­
wicklungsauftrags bildet eine Aullistung 
von feuerwehrtechnlschen Sonderausrü­
stungsteilen lur Gefahrgutelnsatze 



Professor Dr. med. Edgar Ungeheuer 

Auch eine Lehre aus Tschernobyl : 
Ärztl iche Verweigerung ist der falsche Weg 

Was die 
Katasbophen-Medizin 
zu hat 

Aus-. Weiter- und Fortbildung aller Ärzte in der Katastrophenmedizin 
notwend ig - Bevölkerung über die Gefahr von Großkatastrophen aufklären 

Die . Frankfurter Allgemeine Zeitung" 
(FAZ) veröffentlichte einen Aufsatz 
von Professor Dr. med. Edgar Unge­
heuer, Direktor der Chirurgischen Kli­
nik des Krankenhauses Nordwest In 
Frankfurt und Präsident der Deut­
schen Gesellschaft für Katastro­
phenmedizin, In dem dar Autor dar­
legt, daß die schnell angenommene 
Katastrophe den Arzt nicht freizeich­
nen kann von der Pflicht, Im Notfall, 
wie Immer er geartet sein mag, Hilfe 
zu leisten. 

Wegen der grundsätzlichen Ausfüh­
rungen zum Thema Katastrophenme­
dizin und der Aktualität des Beitra­
ges vor dem Hintergrund des Reak­
torunglücks In Tschernobyl veröffent­
licht das .Zlvlischutz-Magazln" den 
Aufsatz. 

Am 1. Mai ist nach einem fünf Tage vorher 
ertolgten Kernreaktorunfall in Tschernobyl 
in der Sowjetunion eine radioaktive Wolke 
über die Bundesrepublik hinweggezogen. 
Dabei kam es zu einer leichten Erhöhung 
der natürlichen radioaktiven Strahlung. die 
bei uns regional verschieden ist. Nach den 
bisherigen Feststellungen von Wissen­
schaftlern. neutralen Inslltuten und Regie­
rungsbehörden lag bei uns zu keiner Zeit 
eine Konzentration von radioaktiven Sub­
stanzen vor. die gegenwärtige Schäden 
auslösen konnte. Durch kontroverse Dis­
kUSSionen. Mitteilungen und Berichte wur­
den Bevölkerung. Ärzte und auch Ministe­
rien verunsichert. Unterschiedliche Anga­
ben über vorhandene Konzentrationen ra­
dioaktiver Substanzen und divergierende 
Ansichten über deren Schädlichkeiten tru­
gen ebenfalls zur Sorge und Angst um die 
Gesundheit bei. 

Besonders wegen der Unsicherheit in den 

Angaben von Behörden und Ärzten war das 
Vertrauen in die bekanntgegebenen Strah­
len-Einwirkungen empfindlich gestört. Dazu 
kam die Angst. weil die Bevölkerung keine 
erkennbaren Vorsorgemaßnahmen für sol­
che Fälle sah. die auch wesentlich schwe­
rer hätten ausfallen können. Es kam zu 
Fehlregulationen bis hin zu Hysterie und 
Panikstimmung. Die fehlende Inlormations­
bereitschaft der Sowjetunion über das Aus­
maß des Reaktorunfalles tat ein übriges zur 
Beunruhigung der Bevölkerung. Schwere 
Kritik gegenüber den zuständigen Behör­
den und vor allem auch gegenüber der Ärz­
teschaft wurde besonders wegen der über­
all erkennbaren Unsicherheit erhoben. was 
das Verhalten nach den bekanntgegebe­
nen Erhöhungen der radioaktiven Strahlun­
gen und besonders wegen der dabei von 
jedermann zu erkennenden mangelnden 
Vorsorge für solche Ereignisse betraf. Da­
bei ist zu betonen. daß es sich nicht um 
einen extremen Katastrophenfall gehandelt 
hat. 

So war es auch nicht verwunderlich. daß 
landauf. landab gefragt wurde : Was sagt 
die Katastrophenmedizin zu der angeblich 
gesundheitsschädlichen Radioaktivität in 
der Bundesrepublik nach Tschernobyl? 
Nicht nur von Laien. sondern auch von Ärz­
ten und Behörden wurde ich als Präsident 
der Deutschen Gesellschaft für Katastro­
phenmedizin um Rat. um Hilfe gebeten. Für 
mich war dies. da ich seit 1979 (Kongreß 
der Deutschen Gesellschaft für Chirurgie) 
immer wieder auf die Notwendigkeit der 
Aus-. Welter- und Fortbildung in der Kata­
strophenmedizin hingewiesen habe und 
auch die verantwortlichen Behörden in 
Land und Bund auf ihre Pflichten aufmerk­
sam machte. eine Bestätigung für unsere 
Forderung. Das Ziel der Katastrophenmedi­
zin ist. auf einen eventuellen Fall. da es 
massenhaft Kranke und Verletzte geben 
könnte. vorbereitet zu sein - gleichgültig 

durch welches Ereignis dieser Fall herbei­
geführt wurde. 

Die Katastrophe in Tschernobyl mit ihren 
Randerscheinungen bei uns bestätigt die 
Forderung. Vorsorgemaßnahmen für solche 
Fälle zu treffen und die Öffentlichkeit über 
die Gefahr von GrOßkatastrophen aufzuklä­
ren. gleichgültig. wodurch sie herbeigeführt 
werden. Behörden haben die notwendigen 
Katastrophenschutzmaßnahmen zu treffen. 
Bedrückend war in der Katastrophenmedi­
zin schon immer, daß Bund- und Länder­
kompetenzen für die Ärzteschaft schwer 
durchschaubar sind. Was wir benötigen, 
sind die Grenzen der Bundesländer über­
greifende Katastrophenschutzpläne. im 
Falie von Reaktorzwischenfällen internatio­
nale Vereinbarungen über fnformationsaus­
tausch, Logistik und HIlfsmaßnahmen. In 
meiner Eigenschaft als Präsident der Deut­
schen Gesellschaft für Katastrophenmedi­
zin habe ich schon mehrmals darauf hinge­
wiesen. daß auch für die Zukunft niemals 
Unglücksfälle der Größenordnung eines 
Reaktorunfalles oder einer chemischen Ka­
tastrophe wie in Bhopal oder einer Naturka­
tastrophe wie in Mexiko auszuschließen 
sind. Technisch bedingte Massenunfälle 
können Sich in einer hochentwickelten 
technischen Welt jederzeit wiederholen. 
Daraus sollten jetzt endlich die Konsequen­
zen für einen effizienteren Katastrophen­
schutz gezogen werden. Solche Konse­
quenzen dürten nicht aus ideologischen 
Gründen als Kriegstreiberei verteufelt und 
darnit zunichte gemacht werden. 

Rettllng und Behandlung vieler 
gleichzeitig bedrohter Menschen 

Unter dem Begriff . Katastrophe· sind alle 
die Ereignisse zusammenzufassen. bei de­
nen die Zahl der Kranken und Verletzten. 
auch die der anderweitig körperlich oder 
geistig Geschädigten, die Leistungsfähig­
keit nicht nur der Ärzte. sondern auch der 
Hilfskräfte und deren materieller Hilfsquel­
len überschreitet. Kataslrophenmedizin ist 
schlechthin die auf alle Fachgebiete der 
Medizin übergreifende Lehre und Praxis 
der Rettung, der Sichtung und der Behand­
lung vieler nahezu gleichzeitig bedrohter 
Menschen. Sie umfaßt die Anwendung me­
dizinischer Behandlungsvertahren in unmit­
telbarer. oft sich plötzlich ändernder Abhän­
gigkeit von der Vertügbarkeit qualitativ und 
quantitativ geeigneter personeller und ma­
terieller Hilfen. Katastrophenmedizin ist 
Massenmedizin, die unter Bildung zusätzli­
cher Stufen ärztlicher Versorgung betrieben 
werden muß und vorübergehend zur Ab­
kehr von der Individualmedizin zwingt. Ka­
tastrophenmedizin ist eine erweiterte Not­
fallmedizin. Aber Notfallmedizin ist keine 
Katastrophenmedizin. 

Sowenig wie sonst ist erst recht in der Me­
dizin das Rezept vom Vogel Strauß brauch­
bar. Die allerschlechteste Lösung ist die, 
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bel unangenehmen Situationen einfach den 
Kopf in den Sand zu stecken. Kein verant­
wortlicher Arzt kommt an der Tatsache vor­
bei, daß Katastrophen In unserem Land 
zwar glücklicherweise selten, aber nicht 
völlig ausgeschlossen sind. Dabei kann 
man "Tschernobyl" für Deutschland noch 
mcht einmal als Katastrophe b€zeichnen. 
Es Ist aber ein Beispiel, wie schnell es zu 
einer solchen kommen kann, wobei nicht 
nur der radioaktive Zwischenfall gemeint 
1St. 

In diesem Zusammenhang Immer nur die 
nukleare Apokalypse an die Wand zu ma­
Ien ist ebenso unredlich wie unrealistisch. 
Die Kataslrophenmöglichkelten nur auf ei­
nen totalen Atomkrieg einzuengen wäre für 
Ärzte eine zu einlache Strategie, um die 
Katastrophenmedizin, die Massenmedizin, 
In Frage zu stellen. Im Gegenteil, unsere 
Mitmenschen fordern von uns, wie wir jetzt 
besonders deutlich ertahren haben, unein­
geschränkte Hilfsbereitschaft in allen nur 
erdenklichen Situationen, in denen Leben 
und Ihre Gesundheit bedroht sind. Jedem 
Bewohner der Bundesrepublik ist Jetzt klar­
geworden, daß Katastrophen nicht nur von 
Kriegen ausgelöst werden. 

Glücklicherweise ist uns in ' Europa seit 
mehr als vierzig Jahren ein Krieg erspart 
geblieben. Der Grund hiertür ist sicherlich 
mcht das tatkräftige Wirken der Menschen, 
die In der sogenannten. Friedensbewegung 
vereint sind. Jene Tatsache ist dem Willen 
aller Menschen zu verdanken, denen man 
ohne Zwang Friedenswillen unterstellen 
kann und die keiner besonderen Formation 
anzugehören brauchen. 

Wenn das Stichwort Tschernobyl fällt , 
kommt häulig das Argument, nicht eine 
spezifische Ausbildung in der Katastro­
phenmedizin müßte die Antwort auf derar­
tige Unfälle sein, sondern die Beseitigung 
der Unfallursachen. Natürlich muß nach ih­
nen gesucht, müssen sie nach Möglichkeit 
beseitigt werden. Aber es wäre naiv anzu­
nehmen, wir könnten Katastrophen in Zu­
kunft ein für allemal ausschließen. Ideologie 
und Wirklichkeit sind mcht vereinbar. Alle 
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Vorrangige. Ziel: die 
Aus- und Weiterbildung 
von Ärzten und Leien 
In der Katastrophen-
medizin. (Foto: Sera) 

Bemühungen, das Leben zu erhalten, den 
Frieden weiterhin zu sichern und unsere 
Freiheit zu garantieren, werden auch von 
den Ärzten erwartet. Sie sind verpflichtet, 
diese Bemühungen vorbehaltlos zu unter­
stützen. Diese Pflicht ist in unserem Grund­
gesetz verankert, sie ist auch mit unserer 
ethischen Einstellung unabdingbar verbun­
den. 

Es ist daher notwendig, daß alle Ärzte sich 
in der Katastrophenmedizin aus-, weiter­
und fortbilden lassen. Nur dann ist eine 
qualifizierte ärztliche Versorgung. möglich. 
Die Idee, durch Verweigerung von Fortbil­
dung in der Katastrophenmedizin Kriege zu 
verhindern, ist unrealistisch. Die Anhänger 
einer solchen Theorie unterschätzen den 
Willen zur Macht bei totalitären Staaten und 
überschätzen den Einfluß der Ärzte im pOli­
tischen Geschehen. Sowenig die Notfall­
medizin einen Notfall provoziert, so wenig 
fordert die Katastrophenmedizin eine krie­
gerische Katastrophe heraus. 

Wir müssen uns ausdrücklich gegen den 
Alleinanspruch einer kleinen Gruppe von 
Ärzten verwahren, nur sie sei gegen den 
Krieg und insbesondere gegen die Atom­
waffen. Eine Gleichstellung der Katastro­
phenmediZIn mit Kriegsvorbereitungen muß 
mit allem Nachdruck zurückgewiesen wer­
den. Für alle realistisch denkenden Men­
schen - das ist eine Lehre aus Tschernobyl 
- müßte es klar sein, daß man letztlich mit 
einer "Wunsch- und Glaubensbewegung" 
im Katastrophenfall nicht hellen kann. 

Ohne Übertreibung kann man leststeIlen, 
daß die ÄrzteSChaft schon immer eine der 
größten Friedensbewegungen dargesielli 
hat; sie sollte Sich gerade aul dem Gebiet 
der Katastrophenmedizin nichl in dieser 
Geschlossenheit auseinanderdividieren 
lassen. Die Warnung vor dem Atomkrieg ist 
mcht nur Sache der Ärzte ; alle Bürger müs­
sen das permanent vortragen. 

Die deutsche ÄrzteSChalt hat sich stets ge­
gen jede Art von Krieg ausgesprochen. In 
diesem Zusammenhang wird häufig das 
Reizwort Triage in die Debatte geworten. 
Gemeint ist die Sichtung und Auslese von 

Kranken und Verletzten, denen vorrangig 
ärztliche Hilfe zu gewähren ist. Eine derar­
tige Selektion, so wird uns enlgegengehal­
ten, verletze das Gleichheitsprinzip und sei 
überdies unmoralisch. Aber sind die Ver­
letzten und Kranken Wirklich alle gleich? 
Kommen derartige Zwänge zur Entschei­
dung nicht auch im ärzllichen Alltag vor? 
Soll der Hausarzt, der Arzt lür Allgemeinme­
dizin, etwa bel gleichzeitig eintreffendem 
Notruf zuerst zum slerb€nden, nicht me~r 
heilbaren Krebskranken eilen, oder müßte 
er nicht erst einem Patienten, der bisher 
gesund war und der akut an einem Herzan­
fall leidet, ärztliche Hilfe bringen? Solange 
es Ärzte gibt, wird es auch derartige Alter­
nativen geben. Daß sie unangenehm und 
schwierig sind, dart nicht an der Auseinan­
dersetzung mit diesen Problemen hindern. 
Mir ist bekannt, daß das PrOblem der Triage 
bei den Ärzten in der UdSSR oder in der 
DDR und den meisten anderen europäi­
schen Staaten in der Ausbildung, Weiterbil­
dung und Fortbildung eine große Rolle 
spielt, was als eine Selbstverständlichkeit 
angesehen Wird. Auch in Lehrbüchern der 
Katastrophenmedizin dieser Länder wird 
das Vertahren der Triage ausführlich abge­
handelt und hingenommen. 

Ein Hinausschieben gesetzlicher 
Regelungen nicht vertretbar 

Die Deutsche Gesellschaft für Katastro­
phenmedizIn kann nach Tschernobyl nur 
zum wiederholten Male auf die Notwendig­
keit der Aus-, Weiter- und Fortbildung von 
Ärzten und Laien in der Kataslrophenmedi­
zin hinweisen. Die Gesellschaft beschäftigt 
sich jedoch nur mit den wissenschaftlichen 
Aspekten dieses besonderen Zweiges der 
Medizin. Wir können nur anregen und hin­
weisen. Es ist Aufgabe der Behörden und 
Regierungen, die entsprechenden Maßnah­
men zu ergreifen, damit im Katastrophenfall 
sowohl von selten der Ärzte wie auch der 
Hilfsorganisationen eine wirksame Kata­
strophenhilfe siChergestellt ist. Wir machen 
immer wieder die zuständigen Stellen auf 
ihre Pflichten zur Vorsorge mit allem Nach­
druck aufmerksam. Darüber hinaus sollten 
die notwendigen Bemühungen des größten 
Teils der deutschen Ärzteschaft und beson­
ders der Deutschen Gesellschaft für Kata­
strophen mediZin den Bürgern in unserem 
Lande verdeutlicht werden. 

Der Philosoph Karl Jaspers hat einmal ge­
sagt : "Nur wer die Gelahr sieht und keinen 
Augenblick vergiBt, kann sich vernünftig 
verhalten und tun, was nötig ist, um diese 
Gelahr zu beschwören." Dies sollte auch 
das Motto besonders tetzt - nach Tscher­
nobyl - für alle Verantwortlichen in Staal 
und Gesellschaft sein. Ein weiteres Hinaus­
schieben von gesetzliChen Regelungen lür 
Katastrophen, gleichgültig welcher Ursa­
che, ist mcht vertretbar. 



Zehn Millionen Mark werden jährlich für den Hamburger Deichbau ausgegeben 

7,20 
der 

hohe balz.en 

Nach der Katastrophe 1962 wurden viele vorbeugende Schutzmaßnahrnen ergriffen 

Orkanartige Böen treiben mit einer Ge­
schwindigkeit von t 50 Stundenkilometern 
von Nordwesten her die Wassermassen 
der Nordsee in die Elbmündung und pres­
sen sie wie durch einen Trichter in die Ha­
lenbecken der Hansesladt. Die Deiche kön­
nen dieser ungeheuren Wucht nicht mehr 
standhalten. Durch 60 Deichbrüche wird in­
nerhalb kürzester Zeit mehr als ein Sech­
stel des Hamburger Stadtgebietes übertlu­
tet. Auf 5,70 m über NN steigt das Hoch­
wasser ... 

Die schreckliche Bilanz dieser Sturmftutka­
tastrophe am 16./17. Februar 1962 zeigt die 
verheerenden Auswirkungen : 12500 Hektar 
und damit mehr als ein Sechstel des 
Staalsgebieles wurden übertlutet, 315 To­
desopfer sind zu beklagen. Mehr als 20 000 
Menschen wurden evakuiert, 42 massive 
Wohngebäude mit 74 Wohnungen wurden 
total zerstört. 211 Gebäude mit 305 Woh­
nungen wurden schwer beschädigt; 9900 
Wohnungen In mehr als 6000 massiven 
Häusern wurden durch Wasserschäden be­
einträchtigt. 6231 Behelfsheime wurden 
zerstört, beschädigt oder vorübergehend 
unbewohnbar gemacht. Fast 3800 Gewer­
bebetriebe und 900 landWirtschaftliche Be­
triebe erlitten Flurschäden. Nutztiere und 
Lebensmittel wurden verniChtet; an den An-

lagen aller Versorgungsbetriebe entstan­
den große Schäden, so daß die betroffene 
Bevolkerung mehrere Tage ohne Gas, 
Wasser, elektrischen Strom und Fern­
sprechanschluß auskommen mußte. 

Die Deiche wurden erhöht 

Diese wohl größte Sturmflutkatastrophe, die 
die Hansestadt bis dahin getroffen hatte, 
gab mit den dringlichsten Grund, sich auf 
höhere Wasserstände vorzubereiten. Denn 
in den Jahrzehnten zuvor hatten die Sturm­
fluten am Pegel St. Pauli nie mehr als die 
Höhe von 5,20 m über NN erreicht. 

Hamburgs Senat und Bürgerschaft be­
schlossen unmittelbar nach den ersten 
Schreckenswochen 1962, die gesamten 
Hauptdeiche zu erneuern: Breiter und hö­
her wurden die Deiche gebaut, die nun fla­
chere, besser den Wellen und der Strö­
mung widerstehende Böschungen erhiel­
ten. Die Krone der neuen Deiche liegt auf 
mindestens 7,20 m über NN und iSI bis auf 
wenige Abweichungen etwa 1,50 m höher 
als vor t 962. 

Das schnelle Handeln nach der Sturmflut­
kalastrophe von 1962 sollte sich schon 

Das WIsser steigt I ..... hIIa 
(Skizze: Relnald Blenck, 
STERN) 

StuItrAEn iblr ~ +4.00 m am Pegel HirrbJr!rSt. Paui 

bald als riChtig erweisen. Denn am 6. Ja­
nuar 1976 kam es zur bisher höchsten 
Sturmflut in der Untereibe : Am Pegel 
St. Pauli wurde die Höhe von 6,45 m über 
NN erreicht. Aber: Die Flut konnte - dank 
der erhöhten Deiche - nicht in das Binnen­
land eindringen. Die Anstrengungen hatten 
sich gelohnt. 

Potder im Hafen 

Der Hafen der Hansestadt allerdings war 
völlig übertlutet, denn er war - wie bisher -
vor den Deichen geblieben. Schäden, die In 

MIllionenhöhe gingen, waren von den Im 
Hafen ansässigen Werken und Betrieben 
zu beklagen. 

Neue Überlegungen wurden angestellt, um 
bei zukünftigem Hochwasser auch den Ha­
Ien sicher zu machen: Die zuständigen Be­
hörden, im wesentlichen das Amt für 
Strom- und Hafenbau, entwickelten und 
verwirklichten gemeinsam mit den flulge­
fährdeten Unternehmen im Hafen und in 
den hafennahen Gebieten ein breites Spek­
trum von Maßnahmen im Bereich des vor­
beugenden Katastrophenschutzes. Vor al­
lem Polder (Spundwände) wurden ange­
legt. 

Der Wasserspiegel der Nordsee 
steigt 

Vorsorge für kommende Sturmfluten und 
Hochwasser zu treffen, ist nicht unbegrün­
det: Der Wasserspiegel der Nordsee steigt 
ständig .• In den letzten zwei Jahrzehnten -
das beweisen Statistiken der Meereskund­
ler - sind die Sturmfluten der Nordsee im­
mer öfter und immer höher in Hamburg auf­
gelaufen: Zu Beginn unseres Jahrhunderts 
kielterte der Eibe-Pegel in St. Paull nur etwa 
drei- bis fünfmal im Jahrzehnl über die Vier­
Meier-Marke. Zwischen 1975 und 1985 lag 
er 29mal darüber. Und während der Siurm­
flulen im Januar 1976 und November 198t 
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stieg das Wasser Im Hafen sogar höher 
als bei der Kalastrophe 1962." (STERN, 
1911985) 

Deichverteidigung ist Bestandteil 
des Katastrophenschutzes 

Die Deichverteidigung in der Freien und 
Hansestadt Hamburg Ist Beslandteil des 
Katastrophenschutzes, für den die Innenbe­
horde zusländlg 1St. Die Baubehorde plant 
die Bereitstellung von Personal und Mate­
nal fur die Delchverteidigungs-Organisa­
tlon 

Da es In Hamburg mehrere BeZIrke gibt, 
stimmen Sich die Innen behörde, die Bau­
behörde und die betroffenen BeZlrksämler 
ab lur den Katastrophenfall. In den BeZIrken 
Sind auch regionale Kalastrophendlensl­
släbe elngenchtel, deren leweilIger Leiter 
Im Ernstfall über die ElnsatzmaBnahmen 
der Deichverteidigung und zum Schutz der 
Bevölkerung entscheIdet. 

Slallonäre Hochwasserschutzanlagen wie 
Deiche, Mauern, Sperrwerke, Deichsiele 
oder Schopfwerke und der mobile Hoch­
wasserschutz mit der Ber8ilstellung von 
Personal und Matenal für den Ernstfall Sind 
die belden Standbeine des Siurmilutschut­
zes in Hamburg. 

Öffentliche und private Hoch­
wasserschutzanlagen 

Neben der Deichverteidigung als eine 
staatliche Aufgabe Im Rahmen des Kata­
strophenschutzes gibt es auch Im soge­
nannten pnvaten Bereich emen Hochwas­
serschutz : Die Im Hafen ansäSSigen Unter­
nehmen haben mil finanZl8ller Unlerstül­
zung Hamburgs und des Bundes nach 
1 976 Polder angelegt, um sich gegen 
Hochwasser zu schützen. 

Das wen Polder stammt aus dem Holländi­
schen und bezeichnet Gebiete, die mit ihrer 
Obertlache unler der Wasserobertlache lIe­
gen.ln Hamburg liegen diese Gebiete aller-

dings nur bei erhöhlen Wasserständen un­
ter der Wasserobertläche. 

Die Mlndesthöhe der Poldermauern und 
-wände betragt 6,70 m. Hinzu kommt ein 
Wellenzuschlag von 50 cm "Rund 7,50 m 
also Sind die Polderwände hoch" - so er­
klärt Michael Meier, Bereich Polderverteidl­
gung und technische Gefahrenabwehr Im 
Amt für Strom- und Hafenbau. Dieses Amt 
ist zuständig für den Bereich des Hafens, 
und Ihm Obliegt auch die Leitung der Ab­
wehrmaßnahmen. Maßgeblich für die pnva­
ten Hochwasserschutzanlagen im Hafen ISt 
die Polderordnung vom 13. Dezember 
1977. 

Polderordnung 

Für die pnvalen Hochwasserschutzanlagen 
gibt es exakt lestgelegte Bauvorschnften, 
Betnebs- und Unterhaltungsvorschnften 
sowie Vorschnften zur Verteidigung und 
Verteidigungsvorsorge. 

Weil man Sich nach den bisher erlebten 
Siurmfluten in Hamburg vorsorglich auf hö­
here Wasserstande bei zukünltigen Hoch­
wassern elnnchtel, Sind Höhen, Kronen­
breiten von Erddeichen, Böschungsneigun­
gen und auch die Abdeckung von Deichen 
und Werften mit enlsprechenden Maßen In 
der Polderordnung vorgegeben. So haben 
z. B. Polder (Spundwände) ungefähr die 
vlertache EInbIndungstiefe im Boden. Auch 
die Beobachlung, Pflege und FunkIIons­
kontrolle mussen vom leweilIgen Trager der 
Hochwasserschutzanlage sorgfällIg vorge­
nommen werden. Ein sachverständiger 
Hochwasserschutzbeauftragler ISt für leden 
Polder zu bestellen und der Wasserbe­
horde zu benennen. 

Verteidigungsplan 

Der Eigentumer eines Polders muB einen 
Verteidigungsplan aufstellen. In diesem 
Plan Sind die Personen namentlich festge­
legl, die im Alarmfall mit der Verteidigung 
der Hochwasserschutzanlage beauftragt 

Im Hal.n: ~. Potderwl nda sind dMltUch neben dem Feuerwehr-Fahneug zu erttennen. 
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sind. Auch Ihre Aufgaben, EInsatzorte, das 
Alarmlerungsvertahren und die Zufahrts­
möglIchkeiten, die Angaben über zur Vertü­
gung stehende Verteidigungsmittel oder 
Anweisungen über FluchtmöglIchkeiten 
und fur Erste Hilfe sind Bestandteile des 
Verteidigungsplans. 

Eine 110 Kilometer lange 
Verteidigungslinie 

Im Hamburger Hafen, wo rund t 00 000 
Menschen arbeiten, gibt es zahlreiche Pol­
der. Oft haben sich mehrere im Hafen an­
säSSige Unternehmen zusammengetan, um 
gemeinsam die Hochwasserschutzanlage 
zu bauen, die von öffentlicher S8ile geför­
dert Wird. Der großte Polder Dradenau z. B. 
mlßI In seiner Flache 480 Hektar, die Polder 
Seehäfen Harburg und Peute sind 250 biS 
240 Hektar groß. Insgesamt schützen Im 
Hafen über 50 Polder eine Gesamtlläche 
von mehr als 2000 Heklar. Um noch eine 
beeindruckende Zahl zu nennen: Oie Länge 
der Verteidigungslinie aller Polder beträgt 
rund 110 Kilometer. 

Mindeslens einmal jährlich - vor dem 
15. September, wenn die "Flutsaison" be­
ginnt - finden Übungen statt, die der lewei­
Iige Polder-Elnsatzlelter durchzuführen hat. 
In dieser Übung soll alt das überprüft wer­
den, was im Ernstfall lebensWichtig ISt : Ver­
schlüsse, Verteldlgungsmlltel, Nachnchten­
und Meldesysteme usw. 

Deichordnung 

Was für die privaten Hochwasserschutzan­
lagen Im Hafen die Polderordnung, ISt für 
die Im öffentlichen Besitz stehenden Anla­
gen die Deichordnung. Darin sind ebenfalls 

. Bauvorschnften einschließlich der Deich­
profIle aufgeführt. 

Bel den Deichen unterscheidet man, wie 
BaudIrektor Gerhard Kraker von der Bau­
behörde Hamburg ,m GespräCh mit dem 
"ZIVIlschutz-Magazin" ausführte, drei ver­
schiedene Arten der Befestigung: 

Hin"," an den Potderwinden, daS bei "nem W • • -
..rttand von " m ÜMr NN die Torw gaK"'o .. M 
werden. 



- Erddeiche mit Kleidecke und Grasbe­
wuchs 

- Asphaltdeiche (Sandkern mit Asphaltab­
deckung) 

- Ufermauern (in bebauten Stadtteilen 
zwingen die Raumverhältnisse vielfach 
dazu, statt der herkömmlichen Deiche 
Hochwasserschutzmauern zu erstellen) 

Diese Deiche wurden auf eine Höhe von 
mindestens 7,20 m über NN gebracht. Bei 
der Gestaltung und Ausführung der Deiche 
sind viele Fakforen zu berücksichtigen wie 
z. B. Aufbau des Deichkerns, Abdeckung 
des Deiches, Stärke der Deckschichfen, 
Verdichtung der Kteiabdeckung, Begrü­
nung, Leitungen im Deich usw., um die 
Standsicherheit auch im Sturmflutlall zu 
gewährteisten. 

Natürlich müssen die Deiche ständig auf 
eventuelle Schäden hin überprüft werden. 
Zu diesem Zwecke finden Im Herbst und 
Frühjahr regetmäßig Deichschauen statt, 
denn im Fall einer Sturmflut kann j~de 
kleinste Schadstelle am Deich verheerende 
Folgen haben. Deshalb müssen die 
Schwachstellen an Deichen auch unverzüg­
lich und mit größter Schnelligkeit beseitigt 
werden. 

"Rund zehn Millionen Mark, und mitte~ristig 
sogar 15 Millionen, werden pro Jahr für die 
öffentlichen Hochwasserschutzanlagen in 
Hamburg ausgegeben" - so Baudirektor 
Kroker. 

Vier Deichverteidigungsgebiete 

Um die Deichverteidigung wirklich effektiv 
gestalten zu können, wurden in Hamburg 
die drei sogenannten "nassen Bezirke", 
nämlich die, die am Wasser liegen, Har­
burg, Mitte und Bergedorl eingeteilt in vier 
Deichverteidigungsgebiete : Harburg, Wil­
helmsburger Insel, Innenstadt und Berge­
dorl. Für diese Gebiete sind jeweils Ge­
bietsleiter, Oberdeichwarte und Deichwarte 
zuständig. Wie Baudirektor Kroker ausführ-

link.: Ein g86ffnete. 
Drehtor Im Hafen. 

Recht.: Ein Poldert.t Im 
Hafen, der da. Polder­
tor bel erhöhtem Was­
Ierstand zuschiebt. 

te, sind "die Gebietsleiter für die vier Deich­
verteidigungsgebiete die technischen Spit­
zen der Deichverteidigung" . 

Gemeinsam stimmen sich die Innenbehör­
de, die Baubehörde - in deren Federlüh­
rung die Planung der Deichverteidigung 
liegt - und die Bezirksämter für den Kata­
strophenfall ab. 

Dezentralisierung hat sich 
bewährt 

Vor ungefähr zwei Jahren wurde eine De­
zentralisierung vorgenommen, die sich bis 
heute bewährt hat: "Die Einsatzleitung 
Deichverteidigung war damals im Haus der 
Baubehörde untergebracht. Wegen der re­
gionalen Kenntnisse wurde die Einsatzlei­
tung den Bezirksämtern und im Hafen dem 
Hafenstab übertragen" - so Gerhard Kro­
ker. Die Verteidigungsorganisation ist aller­
dings nur während der "Flutsaison" , der 
flutträchtigsten Zeit vom 15. September bis 
15. April in Funktion. 

Der zentrale Katastrophenschutz-Stab sitzt 
im Ernstlall in der Innenbehörde und wird 
geleitet vom Staatsrat der Innenbehörde, 
der sämtliche Maßnahmen koordiniert. 

Ein Asph811deleh In 
einem der vier DeIchver­
teidigungsbereiche 
Hamburgs. 

Warndienst und Wasserstands­
stufen 

Unabhängig vom Deutschen Hydrographi­
schen Institut (DHI) hat die Hansestadt be­
reits im November 1976 den Hamburger 
Warndienst (WADI) eingerichtet, der in der 
Lage ist, neun Stunden vorherzusagen, 
wann mit dem Eintritt des höchsten Was­
serstandes am Pegel St. Pauli zu rechnen 
ist. 

Entsprechend der Höhe des Wasserstan­
des werden die vier Wasserstandsstufen 
ausgerufen. Bis Stufe 3 (5,50 m bis 6,50 m 
über NN) sind rund 300 Aktive im Einsatz; 
darunter sind auch z. B. Helfer des Techni­
schen Hilfswerks oder der Deichwacht, ei­
ner Organisation, die sich nach der Sturm­
flutkatastrophe 1962 aus freiwilligen Helfern 
gebildet hat. Bei der Wasserstandsstufe 4, 
die im Winter 1985 zusätzlich eingerichtet 
wurde, und die bei einem Wasserstand von 
6,50 m über NN aufgerufen wird, kommen 
rund 2 000 Kräfte zum Einsatz. Baudirektor 
Gerhard Kroker : "Die Freiwillige und die 
Berufsfeuerwehr sowie Mitarbeiter der Bau­
behörde stellen den Hauptanteil dieser 
2000 Helfer." 

Die jeweilige" Alarmstufen haben für die 
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Obe, einen Trtchter 
werden die Sand.leke 
getollt. 

Die Weitergabe der 
Sicke et10lgt Obe, 
Men.chenketten. 

Der Aufbau de, Sand­
,lcke muß fechmin­
rn.ch et10lgen und wird 
de.halb oft geObt. 

(Foto. : Dorothee 
........ (5),-­
Hombufg) 

Deichverteidigung und für andere Stellen 
Maßnahmen zur Folge, die In den verschie­
denen Alarmkalendern festgelegt sind. 
Ausgelöst werden die Alarmstufen vom 
Zentralen Katastrophendienststab der In­
nenbehörde aufgrund der Vorhersagen des 
Flutwarndienstes. 

Sandsäcke als wichtigstes 
Deichverteidigungsmittel 

Ist die VerteidigungsorganIsation während 
der Zeit vom t5. Septernber bis zum 
15. April In den vier Gebieten in Funklion, 
dann Sieht die Vorgehensweise ungefähr 
so aus : Der Deichwart, der für einzelne Ge­
bietsabschnItte zustandlg ISt und den 
Deich beobachtet, meldet per Funk einen 
Deichschaden an seinen Gebietsleiter. Die­
ser gibt entsprechende Empfehlungen an 
den Leiter des leweiligen regionalen Kata­
strophenschutz-Stabes. Der EInsatzstab 
koordiniert auch In Absprache mit der Bau­
behörde und weist unverzuglich das not­
wendige Personal zur Schadensstelle. Die 
Baubehörde ISt für die Planung des mobi­
len Hochwasserschutzes (Personal/Maten­
al) zuständig, und es ISt Ihre Aufgabe, bel 
Alarmstufe 4 ständig fur Nachschub zu sor­
gen. Zum Nachschub gehören nicht nur 
Elnsatzkrälte, sondern auch das Matenal 
wie z. B. Säcke, Sand, Fülltrichter, Trans­
portmittel. "'n Hamburg", so erklärt Gerhard 
Kroker von der Baubehörde, "'agern dezen­
tral In den Deichverteidigungsgebieten 
461 000 leere Sandsäcke und 88 000 ge­
füllle Sandsäcke " 

Die Sandsacke sind WIchtigstes und unent­
behrlichstes Hilfsmittel für die DeIchvertei­
digung. Das Füllen der Säcke mit Sand will 
gelernt sein, denn sie dürten z. B. nur 
schlaff gefüllt werden ; das bedeutet, nur 
dreiviertel der vollen Füllung. Nur so kann 
gewährleistet sein, daß Sich die Säcke 
beim Stapeln besser aneinander und an 
Unebenheiten anschmiegen. 

Vorbeugender Katastrophen­
schutz wurde intensiviert 

Um die Bevölkerung zu schützen und lähr­
lieh Immer Wieder aufs neue drohende Ge­
fahren abzuwehren, hat die Hansestadt 
Hamburg Im Bereich des vorbeugenden 
Katastrophenschutzes in den vergangenen 
Jahren eine Menge getan: Flutschutzanla­
gen wurden verbessert (Deiche oder Pol­
der), der Flutwarndienst wurde elngenchtet 
und optimiert, organlsatonsche Maßnah­
men wurden festgeschneben und die stan­
dlgen Kontrollen wie Übungen oder Plan­
spiele wurden durchgefuhrt. Nur durch eine 
sorgfailige ElnhalllIng all dieser Maßnah­
men können Katastrophen wie die Sturm­
lIutkataslrophe 1962 mit Ihren verheeren­
den AUSWirkungen verhindert werden. boe. 



Min.-Rat Dr. Fntz Dworak, Österrelchischer ZivIlschutzverband, Wien 

Über den Zivi lschutz In Österreich 1986 

Die ösIi - L- L "neu i OUcnSCl18 
ist in ~wegung goumen" 

Schwerpunktprogramm "Selbstschutz-Zentren" - Nach Tschernobyl ein großes Interesse an SChutzräumen 

Mit der Übernahme des Innenministeriums 
durch Karl Blecha wurde eine neue Ära des 
österreichischen Zivilschutzes eingeleitet. 
Während die Entwicklung des österreichi­
schen Zivilschutzes bis zu diesem Zeit­
punkt mehr von dem Motto "Reden und 
nicht handeln" bestimmt war, bemühte sich 
der damals neue Innenminister als einer 
der ersten prominenten Spitzen politiker auf 
dem Gebiete des Zivilschutzes endlich 
auch Taten zu setzen. 

Eingeleitet wurde diese Tendenz durch 
eine sogenannte Zivilschutz-Enquete, die 
am 30. und 3 t. Januar 1985 in Wien statt­
fand. Dies war die erste wichtige Zivil ­
schutzinitiatIve des Innenministers. Teilneh­
mer waren prominente Politiker auf Bun­
des- und Landesebene (in Österreich ist 
der Zivilschutz im Gegensatz zu der Bun­
desrepublik Deutschland in den wichtig­
sten Bereichen Angelegenheit der einzel­
nen Bundesländer) sowie namhafte Vertre­
ter der Behörden, der kommunalen Spit­
zenverbände und der Einsatz- und Ret­
tungsorganisationen. Selbstverständlich 
war auch der Österreichische Zivi lschutz­
verband durch seine Spitzenfunktionäre 
Präsident Abg. z. NR a. D. Wilhelm Kindl, 
den Vizepräsidenten BR KR Dkfm. Alfred 
Hintschig und Abg. z. NR Paul Burgstaller 
und den Verlasser dieses Artikels vertre­
ten. 

Ergebnisse 
der Zivilschutz-Enquete 

Die Enquele brachte folgende wesentliche 
Ergebnisse : 

• Grundsätzliches Ja der Vertreter aller 
Gebietskörperschaften und Einsatzor­
ganisationen zur Notwendigkeit einer 
wesentlichen Intensivierung des beste­
henden Zivilschutzes. Daher muß die 
bestehende Kooperation weiter ausge­
baut werden. 

• Schaffung von Gemeindezentren für Zi­
vilschutz unter der Leitung des Bürger-

meisters in allen österreichischen Ge­
meinden als Vorstufe von Zivilschutz­
Einsatzleitungen auf Gemeindeebene. 

• Einsetzung einer von Bund, Ländern 
und Gemeinden beschickten Kommis­
sion, die noch im Februar konstituiert 
werden soll. Aufgabenbereich : Kompe­
tenzklärung und eventuelle Ausarbei­
tung von Gesetzen wie zum Beispiel : 

a) Leistungsgesetz 
b) . Inpflichtnahme" der Einsatzorgani­

sation für ihre Tätigkeit im .Erweiter­
ten Katastrophenschutz" in einem 

Generalversammlung 
d •• Ö,terrelchllch'" 
Z1v1lschutzverbanda. 
Im November 1984: 
Bel dieser V.,.n.tel­
tun" wurde die Zivil­
SChutz-Enquete von 
Bundesmlnlst.r Bleche 
(zweiter von recht. ) 
ang&kündlgt. 

Ein Jahr . pi ter bei der 
Zivilschutz-Enquete 
1985: die SI •• t ... kreta­
rtn e •• trlx Eypelteuer 
(Bundesmlnl.tertum für 
Bauten und Technik), 
rechts von Ihr Bund •• -
minister für Inner •• , 
Kerf Blech., und Lan­
de.statthaiter Dlpl.-Vw. 
Siegfried G .... ,. 

"Grundsatzgesetz" des Bundes mit 
"AusfLJhrungsgesetzen" der Länder. 

• Forderung nach Freistellung der Feuer­
wehren vom außerordentlichen Prä­
senzdlenst, aber kein Alternativdienst 
bei den Elnsatzorgamsationen wie 
zum Beispiel in der Bundesrepublik 
Deutschland. 

• SchaHung von Möglichkeiten zur Her­
stellung der Krisenfestigkeit der Haus­
halte evenluell in Form eines .,Zivil-. 
schutz paketes", das von den ·einschlä­
gigen Firmen gestaltet werden könnte. 
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• Abschluß des Vertrages nach Arti­
kel15a B-VG zWischen Bund und den 
Ländern bel reffend den Ausbau eines 
Warn- und Alarmsystems, da die War­
nung und Alarmlerung die Vorausset­
zung für die Wirksamkeit aller nachfol­
genden Schutzmaßnahmen Ist. 
Dazu Ist die EInbIndung der Elnsatzor­
ganisatlonenin die bestehende Ringlei­
tung notwendig. 

• Schaffung eines Katastrophenfunknet­
zes für die behördlichen und nicht be­
hördlichen EInsatzkräfte auf einer ein­
heillichen Funkfrequenz (Nolfunknetz). 

• Verstärkte Auslandseinsätze der Ret­
tungsorganlsallonen, um in einer Art 
Entwicklungshilfe nicht nur "praktische 
Nächstenliebe" zu üben, sondern 
gleichzeitig auch Praxis bei Großkata­
strophen zu erwerben. Dabei ist in Be­
tracht zu ziehen, daß organisierte Aus­
landshilfe Viele personelle und organl­
satonsche Probleme autwlrfl. 

Au.bau 
de. Warn- und Alarm.,.tem. 

Nach der Enquete ergab Sich folgende Ent­
wicklung : Während sich die Verhandlungen 
um eine Kompetenzbereinigung des öster­
reichischen ZIvilschutzes äußerst zähe ge­
stalten, vertaufen die Bemühungen um eine 
neue Kostenregelung für den Ausbau des 
Warn- und Alarmsystems und die Einrich­
tung der Selbstschutz-Zentren in den Ge­
meinden ertolgversprechend. 

Zum derz8lligen Ausbauzustand des öster­
reichischen Warn- und Alarmsystems wäre 
folgendes zu sagen : 

Die Bevölkerung soll durch drei Warn- und 
AlarmsIgnale über GefahrensItuationen In­
formiert werden : 

Warnung : Gleichbleibender Dauerton von 
drei Minuten. 
- Rundfunkgerät einschalten. 

- Österreichischen Sender einstellen. 

- Weisungen abwarten. 

Alarm : Auf- und abschwellender Heulton 
von mindestens einer Minute. 

- Sofortlnformallon im Rundfunk einholen. 

- Sofort und Zl8lbewußt handeln. 

- Aufsuchen eines geschützten Bereiches 
(Schutzraum, Keller usw.). 

Entwarnung: Gleichbleibender Dauerton 
von einer Minute. 
- Je nach Eigenart der Gefahrdung die zur 

Normallslerung der Lebensbedingungen 
ertorderlichen Schritte einleiten. 

- Anleitungen dazu im Rundfunk einholen 
(Gefahrensiluatlon ist zu Ende). 

Mittlerweile wurde eine provisorische 
Warnzentrale Im Bundesministerium tür In­
neres eingenchtet, die im Wege einer eige-
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nen handgeschalteten Ringleitung einer­
seits mit Warnstellen bel den einzelnen 
Ämtern der Landesregierung (Österreich 
hat neun Landeshauptstädte) und anderer­
seits mit der Zentrale des Österreichischen 
Rundfunks und Fernsehens verbunden ist. 

Die derzeit vorhandenen Sirenen 
reichen nicht au. 

Selbstverständlich vertügen auch die Lan­
deswarnzentralen über eine eigene Verbin­
dung zum Landessender. Bel einer notwen­
digen Warnung und Alarmierung werden 
die ertorderlichen Warn- und AlarmsIgnale 
von der provlsonschen Bundeswarnstelle 
zu den provisonschen Warnstellen der Län­
der und von dort über landeseigene Fern­
meldenetze Im Wege der BeZlfkshaupt­
mannschaften an die Gemeinden geleitet, 
die fur die Auslösung der Sirenen zu sor­
gen haben. Dieses System gewährleistet 
keine rasche Warnung und Alarmlerung der 
Bevölkerung und kann daher nur als Provl­
sonum betrachtet werden. 

Daher ist die Errichtung einer modernen 
Bundeswarnzentrale und von neun Landes­
warnzentralen ertorderlich. 

Die derzeit vorhandenen betriebsfähigen 
5 ()()() Sirenen reichen für das gesamte 
österreich ische Bundesgebiet nicht aus. 
Daher ist die Inslallierung von weiteren 
5 ()()() bis 7 ()()() Sirenen ertorderlich. Das 
gesamte SIrenennetz muß überdies für ei­
nen automatischen Betneb ausgebaut wer­
den. 

Diese Maßnahmen kosten selbstverständ­
lich Gßld. Geschätzt wird ein Autwand von 
etwa 400 biS 500 Millionen Schilling, das 
sind also etwa 70 Millionen DM. Bei einer 
programmierten zehnlährigen Ausbauzelt 
ergibt das etwa 7 Millionen DM pro Jahr. 
Seit Jahren wurden Finanzierungsmodelle 
mit einem je 'la-Anteil des Bundes, der 
Länder und der Gemeinden diskutiert. Eine 
konkrete Einigung konnte auf dieser Basis 
nicht erzielt werden. 

Unkonventioneller 
F1nanzlerunll.vOr8chlali 

Jetzt hat der Bundesminister tur Inneres 
durch einen neuen unkonventionellen Fi­
nanzlerungsvorschlag an die Lander mögli­
cherweise den Durchbruch aus den Finan­
zierungsschwlengkeiten geschafft. In 
Österreich besteht auf Bundesebene ein 
Katastrophenhilfsfonds, der mit namhaften 
Millein ausgestattet 1St. Aus diesem Fonds 
werden durch Auswirkungen von Katastro­
phen - wie z. B. fetzt durch die Strahlenka­
tastrophe von Tschernobyl - geschädigte 
Personen entschädigt. So erhalten Bauern, 
die Ihre Ernteerträge wegen Verstrahlung 
vernichten mußten, 75% der ihnen entstan­
denen Verluste als Entschädigung. 

Die Mlttet dieses Fonds werden nunmehr 
zInsengünstig angelegt. Mit den Zinsenbe­
trägen soll der Aufbau des Warn- und 
Alarmdienstes finanziert werden. Bespre­
chungen darüber werden derzeit vom In­
nenminister mit den Landeshauptleuten ge· 
führt . 

Übngens Stichwort "Tschernobyl". Öster­
reich vertügt über ein pertekt ausgebautes, 
automatisiertes Meßgerätenetz ,m gesam­
ten Bundesgebiet. Es ist allerdings nur auf 

Oben: Ein Mitarbeiter 
de. Ö'te"elchlschen 
ZIvilschulzverband •• 
pri •• nnert IMr Bev~k. 
rung d •• Thema 
.Schutlnum-. 

Unk. : Pilotprojekt : 
Der OZSV wirbt für 
Haushaltsvo..,.!. 



die Messung der Radioaktivität in der Luft 
ausgerichtet Allfällige Gefährdungswerte 
werden unverzüglich automatisch an eine 
zentrale Beobachtungs stelle im Bundesmi­
nisterium für Gesundheit und Umweltschutz 
weitergeleitet. 

Dieses Meßnetz hat seine Bewährungs- ' 
probe ertolgreich bestanden. Schwierigkei­
ten gab es bei der Messung der Verstrah­
lung in der Erde und bei Lebensmitteln, da 
hier der eingesetzte normale Beobach­
tungsapparat ganz einfach zu klein ist 

• 
"Selbstschutz-Zentren" 

Ertolgreich verlief bisher das zweite 
Schwerpunktprogramm, nämlich die Ein­
richtung der sogenannten "Selbstschutz­
Zentren" in den Gemeinden. 

Was sind "Selbstschutz-Zentren"? 

Es handelt sich dabei um eine vom Bürger­
meister des jeweiligen Ortes eingerichtete 
Beratungsstelte für den Selbstschutz und 
Katastrophenschutz, die von einem Fach­
mann betreut wird. In dieser Stelle, die über 
viele Unterlagen zum Thema "Selbstschutz 
und Katastrophenschutz" vertügt, kann sich 
die Ortsbevölkerung anhand dieser Unter­
lagen und durch den Leiter des Zentrums 
oder andere Fachleute wie z. 8. Baumeister 
oder Architekten über Selbstschutz-Pro­
bleme informieren. 

Darüber hinaus veranstaltet das "Selbst­
schutz-Zentrum" Abendkurse zum Thema 
"Selbstschutz und Katastrophenschutz". 

Folgende Organisationen beteiligen sich an 
diesem Projekt : 

- Die Feuerwehren mit Entstehungsbrand­
bekämpfung sowie Rettung und Ber­
gung. 

- Die Rettungsorganisationen wie Rotes 
Kreuz mit Soforthilfe am Unfallort, Haus­
krankenpflege und kompletter Erster 
Hilfe. 

- Krlmfnalpollzelllcher Beratungsdienst 
mit Sicherheitsfragen für den einzelnen 
und seinen Wohn bereich. 

In Wien war da. Inter­
elle der Bevölkerung 
sehr gr06. 

- Der Osterreichische ZIvIlschutzverband 
mit 

Sicherheit Im Alltag 

Dieser Kurs geht von der Voraussetzung 
aus, daß die Bevölkerung lernen soll , mit 
Notstandssituationen jeder Art fertigzuwer­
den. 

Dies beginnt mit der Sicherheit im Alltag, 
setzt sich fort mit der F.orderung nach Be­
achtung von einfachen Gesundheitsvorsor­
gen und schließt mit Ratschlägen zur Scho­
nung der Umwelt durch den einzelnen. 

Bei dieser Veranstaltung werden auch die 
übrigen Gefahrenquellen, wie Bedrohung 
von innen durch Katastrophen verschie­
dener Art sowie durch Bedrohung von au­
ßen wie /,luswirkungen bewaffneter Kon­
flikte behandelt 

Strahlenschutz 

Gerade die Strahlenkatastrophe von 
Tschernobyl hat den Nachholbedart an 
Wissen über Wesen der Strahlung und 
einfache Strahlenschutzmaßnahmen im 
Selbstschutz innerhalb der österreich i­
sehen Bevölkerung aufgezeigt In ländli­
chen Gebieten werden auch die besonde­
ren Aspekte des Selbstschutzes in der 
Landwirtschaft behandelt. 

Warnung und Alarrnlerung -
Bauliche Schutzmaßnahmen 

Krisenfestigkeit des Privathaushaltes 
mit Vorratshaltung 

Diskussion über den örtlichen 
Katastrophenschutzplan der Gemeinde 

Bei diesem Informations- und Unterwei­
sungsprojekt ist an etwa 1'I2stündige 
Abendveranstaltungen gedacht Die Veran­
staltungszeit soll je zur Hälfte für Informa­
tion durch einen Vortragenden und für eine 
anschließende Diskussion mit den Teilneh­
mern aufgeteilt werden. 

Veranstaltungen zur Eröffnung 

Zwecks Gewinnung von Ertahrungen für die 
Fortsetzung der Aktion "Selbstschutz-Zen­
tren" wurde in 45 österreich ischen Gemein­
den mit verschiedener Einwohnerzahl und 
-struktur, von Kleingemeinden über mittel­
große Orte bis zu größeren Städten, am 14. 
und 15. Juni 1986 die Eröffnung der Ge­
meinde-Zentren als Pilotprojekt 1986 ge­
startet. 

Die Veranstaltungen hatten in den kleineren 
und mittleren Gemeinden Volksfestcharak­
ter. In Wien gab es eine Großveranstaltung, 
die durch Werbung in Presse und Rund­
funk eingeleitet wurde. Die Hilfs- und Ret­
tungsorganisationen wie Feuerwehren und 
Rotes Kreuz präsentierten dabei Übungen 
ihrer Einsatzeinheiten als Leistungsschau. 

Der Österreichische Zivilschutzverband der 
naturgemäß keine so spektakulären Mög­
lichkeiten wie die Rettungs- und Einsatzor­
ganisationen besitzt, hat eine für das Pilot­
projekt neu gestaltete Kleinausstellung von 
sechs Tafeln und eine Nonstop-Vortührung 
eines Selbstschutz-Videofilmes von acht 
Minuten am Eröffnungstag eingesetzt Den 
Besuchern wurden weiterhin zahlreiche 
Broschüren und Prospekte zur Vertügung 
gestellt Uberdurchschnittliches Interesse 
konnte in großen Städten (in Wien gab es 
30 000 Besucher) und in kleinen Gemein­
den registriert werden. Weniger Selbst­
schutz-engagiert zeigten sich die Bewoh­
ner von Orten mittlerer Größenordnung . 

Die beim Pilotprojekt 1986 gewonnenen Er­
fahrungen sollen bei der Einführung der 
"Selbstschutz-Zentren" in allen österreichi­
schen Gemeinden in den kommenden Jah­
ren richtunggebend sein. 

Die "Selbstschutz-Zentren" sind eine große 
Chance und eine wichtige Basis für den 
Selbstschutz der österreichischen Bevölke­
rung, denn in Österreich ist die Gemeinde 
die wichtigste Ebene, auf der die Behörden 
und die beteiligten Organisationen mit dem 
Anliegen "Selbstschutz" an die Bevölke­
rung herankommen können. 

Neue Impulse durch Tschernobyl 

Naturgemäß hat auch die Strahlenkatastro­
phe von Tschernobyl dem österreichischen 
Zivilschutz neue Impulse gegeben. Dabei­
zeigte es sich, daß der Österreichische Zi­
vilschutzverband und seine Landesver­
bände von der Bevölkerung als die öster­
reichische Strahlenschutzorganisation an­
gesehen werden. 

Eine Flut von , schriftlichen und telefoni­
sehen Anfragen überschwemmte die 
Dienststellen des Verbandes. Politiker, die 
früher eher reserviert dem Zivilschutz ge­
genüberstanden, gaben plötzlich die Not-
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wendigkeit eines wirksamen Zivilschutzes 
und von baulichen Schutzmaßnahmen für 
die öslerreichische Bevölkerung zu. Sogar 
der neu gewählle Bundespräsident Dr. 
Wald helm setzle die Forderung nach einem 
zweckmäßigen öslerreichischen Zivil­
schutz-Konzepl in seine Wahlwerbung. 

Resolution 
des ZivUschutzverbandes 

Der Vorstand des Öslerreichischen Zivil ­
schutzverbandes reagierte u. a mll folgen­
der Resolution auf die Ergebnisse von 
Tschernobyl : 

Die Auswirkungen der Kataslrophe von 
Tschernobyl haben gezeigt, daß Improvisa­
tion bei der Bewältigung von Kalastrophen 
in Öslerreich nichl mehr ausreicht 

Daher schlägt der Österreich ische Zivil­
schutzverband vor: 

1. Rechtliche Bereinigung des Niemands­
landes Zivilschutz. 

Da feder Öslerreicher, ob er nun in Bur­
gen land lebt oder aber in Vorarlberg, 
Anspruch auf gleichwertigen Schutz hat, 
erscheint unter Berücksichtigung des fö­
deralistischen Charakters Österreichs 
folgende Lösung zweckmäßig. Vertas­
sungsrechtliche Verankerung des Be­
griffes "Zivilschutz" mit der Gesetzge­
bungskompetenz für den Bund und mit 
der VOlIziehungskompetenz für die Bun­
desländer. 

2. So wie bei Katastrophen, die sich über 
mehrere Bezirke ausbreiten, die koordi­
nierende Einsatzleitung dem Land zufällt , 
sOllte bei Kalastrophen, die mehrere 
Bundesländer oder das gesamle Bun­
desgebiel betreffen, die koordinierende 
Einsatzleitung dem Bund zufallen. In 
Durchführung dieses Grundsatzes 
müßte auf Bundesebene ein Einsatzstab 
ähnlich dem in den einzelnen Bundes­
ländern bestehenden geschaffen wer­
den. 

3. Um den gestiegenen Bedürtnissen der 
Bevölkerung nach mehr Information und 
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Unterweisung nachkommen zu können, 
braucht der Österreichische Zivilschutz­
verband künftig wesentlich mehr Mi"el. 

4. Der derzeit beschrittene Weg der Ein­
richtung von "Selbstschutz-Zentren" sotl 
in allen österreichischen Gemeinden 
fortgesetzt werden. 

5. Da der Selbstschutz der Bevölkerung in 
allen Katastrophensituationen eine ent­
scheidende Rolle spielt, fordert der 
Österreichische Zivilschutzverband die 
Mitwirkung im Einsatzstab auf Gemein­
deo, Bezirks-, Landes- und Bundes­
ebene. 

Nach Tschernobyl: 
GroBes Interesse 
an Schutzrlumen 

Großes Interesse herrschte nach Tscherno­
byl plötzlich an Schutzräumen. Schutzraum­
bau ist in Österreich auch Angelegenheit 

Die Feuerwehr Inlor· 
mlerte die Bevölkerung. 
(Fotol: Bundesmlnlst.-

rium für Inneres, 
Mika., Gerhard) 

der einzelnen Bundesländer. Daher reichen 
die gesetzlichen Bestimmungen in den ein­
zelnen Bundesländern für die Errichtung 
von Schutz räumen in Neubauten von Muß­
über Soll- oder Kannbestimmungen bis zu 
wirkungslosen Gesetzen, für deren Durch­
führung die ertorderliche Verordnung fehlt. 

Die technischen Bestimmungen für den 
Schutzraumbau sind allerdings in allen 
Bundesländern einheitlich. 

In allen Bundesländern gibt es mehr oder 
weniger wirksame Förderungsbestimmun­
gen für den Schutzraumbau. Eine Aus­
nahme bildet lediglich Wien, wo es weder 
Gesetz noch Förderungen gibt. Den we­
sentlich wichtigeren Altbausektor hoffl man 
mit den Jahren durch die generelle Schutz­
raumplanung der Gemeinden, die den 
Schutzraumbedart in den einzelnen Orten 
aufzeigen soll , in den Griff zu bekommen. 

Musterprojekte der generellen Schutzraum­
planung wurden in den vergangenen Jah­
ren In einigen Orten Österreichs durchge­
führt . 

ZivUschutzwelt ist 
in Bewegung geraten 

• Neben den behandelten Zivilschutzberei -
chen läuft die normale Alltagsarbeit des Zi ­
vilschutzverbandes weiter. So wird jeder 
österreich ische Grundwehrdiener im Rah­
men seiner Grundausbildung in einem 
achtstündigen Ausbildungsblock mit dem 
Zivilschutz und den Soforthilfemaßnahmen 
am Unfallort vertraut gemacht Das sind im­
merhin durChschnittlich 25 ()()() junge Men­
schen im Jahr. 

Die sogenannten Zivildiener (Wehrdienst­
verweigerer aus Gewissensgründen), der­
zeit etwa 3% des jeweiligen wehrdienst­
pflichtigen Jahrganges, müssen einen vier­
wöchigen Grundlehrgang .zivile Landes­
verteidigung" ableisten, in dem der Öster­
reichische Zivilschutzverband in 16 Stun­
den das Aufgabengebiet .Selbstschutz und 
Katastrophenschutz" behandelt. Hier stan­
den allerdings die Vortragenden des Ver­
bandes im Hinblick auf die Mentalität einer 
zwar kleinen, aber aktiven Gruppe der Teil­
nehmer fallweise vor schwierigen Situatio­
nen. 

Abschließend kann festgestellt werden, daß 
die österreich Ische Zivilschutzwelt in Bewe­
gung geraten ist. 

Die' Antriebsmotoren sind, wie schon er­
wähnt, der derzeitige in Zivilschutzfragen 
überaus initiative Innenminister Karl Blecha 
und die AusWirkungen der Reaklorkatastro­
phe von Tschernobyl. 

Es hat den Anschein, als ob es mit dem 
ästerreichischen Zivilschutz zumindest in 
einigen wichtigen Teilbereichen in naher 
Zukunft endlich ernst wird. 



HelmutWaas 

1. ABC-Zug München-Land zieht Bilanz 

bracllte cIe Wende 
• 

Neue UnI8/1(unI! wirkt sich positiv aus - Vielseitige Emsatzlahrzeuge und Geräte stehen berert 

Der 1. ABC·Zug München-Land wurde 
1972 als Regieeinheit vom Landratsamt 
München aufgestellt. Untergebracht war der 
Zug im Keller des Bezirkskrankenhauses 
Haar. der von den Helfern in Eigenarbeit 
ausgebaut wurde. Für die Unterbringung 
der Einsatzfahrzeuge und Geräte der Ein­
heit wurden nach der Auflösung der Kata­
strophenschutzschule Bayern in Wolfrats­
hausen sechs Großraumgaragen aus Hol4 
abgebaut und in der Nähe der Unterkunft 
des ABC·Zuges mit Unterstützung des 
THW-Ortsverbandes München·Land wie­
dererrichtet. 

Erster Ein •• tz 

Am 16. Juni 1975 kam es zu einem ersten 
Einsatz des ABC-Zuges bei einem Giftgas· 
unglück im Landkreis München. Bei einer 
Düngemittelzersetzung in einer landwirt­
schaftlichen Lagerhalle wurden nitrose 

Die E1nutu:..,trele mit Funktlaeh. 

Eine Gesamt.nllcht der Unt.rtc.unft de, ABC-Zug ••. 

_.-

Die Atem.c:hutz·ptleg •• tene. 

-
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Der ptenlpl"r.um Im 
Ob.ru·· choB. 

Gase frei Die Helfer des ABC-Zuges wur­
den zum Füllen der Atemlu~flaschen und 
zur Messung der Gaskonzentrallon von der 
Technischen EInsatzleitung (TEL) angefor­
dert. 

Dabei ergaben sich einige SchWierigkeiten, 
die zum Tell auf die unzureichende Ausrü­
stung des ABC-Zuges zurückzuführen wa­
ren. 

Verbesserungen angestrebt 

Bel der anschließenden Manöverkritik Im 
Landratsamt München kam es zu lolgenden 
Ergebnissen : Die Alarmlerung des ABC­
Zuges muß verbessert, zusätzliche Fahr-

Rund 50 qm groB I.t der zeuge, Funkgeräte, Gefahrgut~Ausstattung 
ttUber. l.h ..... 1. und Meßgerate sollen beschafft werden. 

0 •• "'pUager Ober 
der Kfz·Hall • . 

Hier kinn men lieh 
wohltühlln : Der Aulent­
halt,raum d •• ABC­
Zug • •. 

Außerdem wurde eine neue Unlerkun~ für 
die EInheil geplant. 

Es sollte allerdings noch neun Jahre dau­
ern, biS das neue DomiZil bezogen werden 
konnte. Diese Zelt war ausgefüllt mit der 
Ausbildung der Helfer und Führungskra~e 
sowie durch rund 200 Einsätzen bel ver­
schiedenen Gefahrenlagen. 

GroßzÜgige neue Unterkunft 

Ende September 1984 konnte schließlich 
die neue Unterkun~ auf dem Gelande des 
Brand- und Katastrophenschutz-Zentrums 
des Landkreises München In Haar bezogen 
werden. Großzügige Raumhchkelten stan­
den letzt dem ABC-Zug zur Vertügung So 
Sind hier u. a. die Elnsalzzentrale, die Funk­
werkstatt, eine Atemschutzpflegeslelle, ein 
Planspiel raum, ein großer Aufenthaltsraum 
und ein teilbarer Lehrsaal untergebracht. 
Unmittelbar an das Gebäude schließt Sich 
eine große Halle lür die Einsatzfahrzeuge, 
geslellt von Bund, Land und LandkreiS, an. 

Hilfe hat sich bewlhrt 

Der ABC-Zug München-Land ISt InzwI­
schen zu einem festen Bestandteil der Ka­
lastrophen-E,nsatzplanung des Landkrei­
ses München geworden. Die Einheit Wird 
angefordert zu sämtlichen Gefahrgut-Unfäl­
len und bel EInsatzen der Feuerwehr 
an strahlengelährdeten Schadensstellen 
Alarmiert werden die Helfer des ABC-Zu­
ges von der Feuerwehrelnsalzzentrale des 
Landkreises Munchen über tragbare Funk­
alarmemplanger. Die Ausrückzelt der er­
sten Gruppe hegt bei fünf biS zehn Minu­
ten. 

Innerhalb von rund zehn Jahren entWickelte 
Sich der ABC-Zug München-Land zu einer 
schlagkrältlgen Einsatzeinheit. Beigetragen 
hat dazu Insbesondere das Landratsamt 
München, das beim Aufbau lede mogllche 
Unlerslulzung und Hilfe leisiele. 



Neue Broschüre des Bundesverbandes für den Selbstschutz 

SchIag.VOite 
ArgIanecllen 

Im Au~rag des Bundesministers des Innern 
brachte der Bundesverband für den Selbst­
schutz (BVS) jüngst eine Broschüre mit 
dem Titel .Notwendigkeit des Zivilschut­
zes" heraus. In dieser Broschüre sind Aus­
sagen zu den gegen den Zivilschutz vorge­
brachten Argumenten aufgelührt. Sechs be­
kannte .Schlagworte" werden angeführt 
und mit ebenfalls sechs aussagekrä~igen 
Gegenargumenten widerlegt. 

Nachlolgend werden die Aussagen abge­
druckt. Interessenten, die die Broschüre 
.Notwendigkeit des Zivilschutzes· kosten­
los erhalten möchten, wenden sich an die 
zuständigen BVS-Dienstslellen oder an 
den BVS-Service, Eupener Str. 74, 5000 
Köln 41 . 

1. Schlagwort: 

Zivilschutz ist Kriegsvoroorelfung 

Gegenargument: 

Ist der Bau einer Tiefgarage Kriegsvorberei­
tung, weil sie in Notzeiten der Bevölkerung 
als Zuflucht dienen kann? 

Der Staat versucht, seine Bürger vor Gefah­
ren aller Art zu schützen. Dazu gehören so­
wohl der Umweltschutz wie der Katastro­
phenschutz wie der Zivilschutz. Immer geht 
es darum, Menschen vor Schaden zu be­
wahren. Schutz und Hilfe für die Bevölke­
rung sind dabei nicht davon abhängig, wie 
die Gefahr entstanden ist. Ein Arzt wird ei­
nem Verletzten hellen, gleichgültig ob er 
durch einen Verkehrsunfall , durch eine 
Brandkatastrophe, durch elOen Terroristen­
anschlag oder bei bewaffneten Auseinan­
dersetzungen zu Schaden gekommen ist. 

Unser Hilfeleistungs- und Reltungssystem 
ist so angelegt, daß nach Möglichkeit im­
mer Hilfe geleistet und Schaden gemindert 
werden kann. 
Es gibt daher bei uns kelOen Zivilschutz als 
Teil des MIlitärwesens. Bel uns ist ZiVil­
schutz untrennbarer Teil staatlicher Vorsor­
ge, die den bestmöglichen Schutz des Bür­
gers vor Gefahren aller Art zum Ziel hat. 

Die Gegner des Zivilschutzes leiten aus Zi­
viischutzmaßnahmen bei uns Kriegsvorbe­
reitungen, ja sogar Vorbereitungen für ei-

mI 

NOI WENDIGKEIT 
DES 
ZIVILSCHUTZES 

01. neue BrolChOr. qnn tt.im 
Bundeavet'bllnd 10, den Selblt­
achutz .ng.rordert werden. 

AUSSAGEN ZU DEN 
GEGEN DEN ZMLSCHUTZ 
VORGEBRACHTEN 
ARGUMENTEN 

.Q :.".::'J.. ....... ....... W 53OOBoml 

nen Angriffskrieg ab, während ZIvilschutz­
maßnahmen in neutralen Staaten wie der 
Schweiz und Schweden oder auch in den 
Warschauer-Pakt-Staaten als notwendig 
angesehen werden. Zivilschutz ist die de­
fensivste Form der Verteidigung. Von ihr 
geht keine Bedrohung aus. Die Grundlagen 
für den Zivilschutz sind in allen Staaten 
gleich. Es geht darum, humanitäre Vor­
sorge für die Zivilbevölkerung zu treffen. In 
unserer Lage im Herzen Milteleuropas an 
der Trennlinie der beiden Machtblöcke in 
Ost und West ist humaniläre Vorsorge be­
sonders nötig. 

Zivilschutzmaßnahmen sind Ausdruck hu­
manitärer Vorsorge. Jederman~ weiß das, 
und das Völkerrecht hat unter Beteiligung 
aller maßgeblichen Staaten diesen Grund­
satz unmißverständlich verankert. 

Es ist eine böswillige Unterstellung, mit Zi­
viIschutzmaßnahmen werde eine aktive 
Kriegsvorbereitung getroffen. 

Welcher Nutzen dem Zivilschutz bei der 

Bewältigung uns heute bedrohender tech­
nischer Katastrophen im Frieden zukommt, 
hat das Unglück von Tschernobyl in der 
Sowjetunion gezeigt. Ständige, umfangrei­
che Messungen der Radioaktivität in der 
Lu~ durch das umfassende Meßsteliennetz 
des Warndienstes haben entscheidend mit 
dazu beigetragen, die notwendigen Infor­
mationen für die Beurteilung der Situation 
und den Beschluß erlorderlicher Vorsorge­
maßnahmen zum Schutz der Bürger zu er­
langen. Einheiten des Zivilschutzes über­
nahmen die Aufgabe, radioaktive Verseu­
chung von Lastkraflwagen, Personenkraft­
wagen und aus dem Ostblock einreisender 
Bürger an den Grenzübergängen zur Bun­
desrepublIk Deutschland festzustellen und 
die notwendigen Entseuchungen vorzuneh­
men. Der Zivilschutz hat sich anläßlich die­
ses aktuellen Falles der uns von außen be­
drohenden grenzüberschreitenden Folgen 
eines Großunglücks erneut als entschei­
dender Eckpfeiler des Katastrophenschut­
zes im Frieden gezeigt. 
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Gezeigt hat sich auch die Notwendlgk8il 
der Ausbildung unserer Ärzteschaft in der 
Katastrophenmedizin. Tschernobyl hat 
deutlich gemacht, daß unser Land grenz­
überschreitenden nachteiligen Folgen von 
Katastrophen nicht ausweichen kann. Wir 
mussen darauf vorbereitet sein. Genaues 
Wissen um mögliche Gesundh8ilsschädi­
gungen und klare Aussagen über mögliche 
und notwendige vorbeugende Maßnahmen 
zum Schutz unserer Burger sind ein we­
sentliches Ziel solcher Fortbildung, die der 
Bekämpfung der Folgen von frIedensmäßI­
gen Katastrophen und Unglücken dient. 

2. Schtagwort: 

Ffledensslcherung stall ZlVitschutz 

Gegenergument: 

Die Erhaltung des Friedens ,n Freiheif ist 
die wlchligste Aufgabe überhaupt. Frle­
denspolitik ISt der beste Schutz der Bevöl­
kerung. 

ZIvIlschutzmaßnahmen können und dürten 
eine Zielstrebige FrIedenspolitik nicht erset­
zen. 

Aber die Erhaltung des Friedens liegt nicht 
allein In unserer Hand. Gefährliche politi­
sche Spannungen und zahlreiche bewaff­
nete Auseinandersetzungen In der Welt 
machen dies deutlich. Sind Wir mcht ver­
ptlichtet, unsere Bevölkerung soweit wie 
möglich zu schutzen, falls Wir trotz unserer 
Bemühungen und unseres Drängens auf 
Erhalt des Friedens in einen bewaffneten 
Konflikf hineingezogen werden? Sollen wir 
unsere Bevölkerung für einen solchen Fall 
ganzlich schutzlos lassen? 

3. Schtagwort : 

Jeder Kfleg In Europa wlfd zu einem Atom­
kfleg eskalieren, alles Leben vermchten 
und unseren kulturellen und natürlichen Le­
bensraum zerstören 

Gagenargument: 

Gibt es tatsächlich nur die Alternative zwi­
schen Frieden und totaler atomarer Ver­
nichtung unseres Landes? Die Geschichte 
vieler bewaffneter Auseinandersetzungen 
seit dem Ende des 2. Weltkrieges lehrt uns 
da etwas ganz anderes. Ist eine atomare 
Auseinandersetzung tatsächlich wahr­
scheinlich? 

- Ausschließlicher Zweck afomarer Rü­
stung ist, durch sie und das Bewußtsein 
um ihre furchtbare Wirkung jeglichen 
Krieg zu verhindem. 

- Seit den Atombomben von Hiroshima 
und Nagasakl ,m Jahre 1945 wurden 
keine Atomwaffen mehr eingesetzt. 

- Jede der belden SupermäChte ISt SICh 
bei anhaltendem atomarem Gleichge­
Wicht der Zweitschlagfähigkeit der ande-
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ren Weltmacht und damit der eigenen 
Existenzgefährdung im Falle eines An­
griffs bewußt. 

- Kein Angreifer haf Interesse, unser Land, 
das er für sich In Anspruch nehmen und 
nutzen Will , aut eWig zu vernichten. 

- Wer den Atomkrieg für die einzige Form 
möglicher bewaffneter Auseinanderset­
zungen in Mitleleuropa hält, unterstellt ei­
nem möglichen Angreifer, daß er völker­
rechtswidrig einen Vernichtungsfeldzug 
gegen die ZIVilbevölkerung und damit 
Völkermord begehen will . 

- Jeder Atomschlag gegen unser Land 
würde wegen der Strahlungen und Aus­
Wirkungen auch ~erheerend auf den An­
greifer selbst Wirken. 

4. Schtagwort: 

ZIVilschutz Ist Sinnlos und daher trügerisch 

Gegenargument: 

Zivilschutz wäre nur dann sinnlos, wenn wir 
entweder die Gewißheit hällen, daß es nie­
mals mehr zu bewaffneten Ausemanderset· 
zungen in Milleieuropa kommt oder wenn 
man unterstellt, daß jede bewaffnete Aus­
einandersetzung ein atomares Inferno be­
deutet. Aber die Weltlage gibt uns leider 
keine absolute Sicherheit, daß wir auf 
eWige Zeiten von Krieg verschont bleiben, 
wenn es auch sehr unwahrscheinlich ist, 
daß diese bewaffneten Auseinandersetzun­
gen nur mit Atomwaffen ausgetragen wer­
den. Niemand hat die Illusion, in einem 
Atomkrieg könnten ZIVIlschutzmaßnahmen 
unserer Bevötkerung das Überleben si­
chern. Bei anderen Formen bewaffneter 
Auseinandersetzung können ZiVilschutz­
maßnahmen sehr wohl von Nutzen sein. 
Wenn die Gegner des Zivilschutzes die Be­
völkerung auch fur diesen Fall gänzlich 
schutzlos lassen wollen, so ist das zuliefsf 
unmenschlich. 

5. Schtagwort: 

ZIVilschutz erhöht die Kriegsgefahr 

Gagenargument: 

Wer der Bundesrepublik Deutschland un­
terstell/, sie wolle mit einem Wirksam aus­
gebauten Zivilschutz die Voraussetzungen 
dafür schaffen, selbst einen bewaffneten 
Konflikt auslösen zu können, betreibt üble 
Verleumdung. Friedenserhaltung und Frie­
denssIcherung waren stets das zentrale 
Ziel der Politik aller Bundesregierungen. 
Sie werden es auch künftig sein. Die Vor­
bereitung von Angriffskriegen ist durch un­
sere Vertassung geächtet und unter Strafe 
gestellt. 

Wir können aber mcht die Augen verschlie­
ßen vor den zahlreichen bewaffneten Kon­
flikten rings um uns herum seit dem Ende 

des 2. Weltkriegs, In denen die ZIVilbevöl­
kerung stets großen Leiden ausgesetzt war. 
Wir können nicht so tun, als gäbe es das 
alles nicht. Wenn vor diesem Hintergrund 
ZIvilschutzmaßnahmen ergriffen werden, 
haf das mit dem Glauben an die .Führbar­
kelt" von Kriegen nicht das geringste zu 
tun ; aber Viel mit der Verantwortung, 
menschliches Leben zu schützen und zu 
rellen, wo Immer das möglich ist. 

Die Vorstellung, ein möglicher Aggressor 
würde uns nicht angreifen, wenn er Sieht, 
daß bel uns auf ZIvIlschutzmaßnahmen ver­
zichtet wird, ist absurd. Im Gegenteil, ein 
mögticher Angreifer könnte wegen man­
gelnder Schutzmaßnahmen auf die Idee 
kommen, daß Wir uns nicht verteidigen wol­
len. 

6. Schfagwort: 

Kulturgutschutz ISt iJberllüsslg 

Gegenargument : 

Unsere Kulturgüter wie Bau-, Kunst - oder 
geschichtliche Denkmäler, archäologische 
Ställen, Gebäudegruppen, die als Ganzes 
von historischem oder künstlerischem In­
teresse sind, Kunstwerke, ManUSkripte, Bü­
cher, wissenschaftliche Sammlungen, Ar­
chivalien usw. Sind bedroht -, aber nicht in 
erster LInie durch einen Krieg, sondern In 
Viel starkerem Maße durch Luftverschmut­
zung, Brand, mutwillige Beschädigung und 
Unverstand. Private, Bund, Länder und Ge­
meinden wenden erhebliche Millei auf, um 
unsere Kulturgüter zu erhalten. Wenn der 
Bund auch nur eine vertassungsrechtlich 
beschränkte Zuständlgk8il für diese Auf­
gabe hat, so gibt er doch z. B bis 1989 
mehr als 200 Mlo. DM für die Denkmal­
pflege aus. Diese Millei dienen der Sub­
stanzerhaltung und der Aufklärung von Ur­
sachen und Wirkungen von Materlatschädl­
gungen unseres kulturellen baulichen Er­
bes. Eine weitere Maßnahme ISt die Sicher­
h8ilsvertilmung historisch wertvoller Doku­
mente, die bei Brand, Wasserschäden, Ka­
tastrophen und ähnlichem von Bedeutung 
1St. Diese Maßnahmen können mcht allein 
betrachtet werden, sondern sind Tell vlelfat­
tiger Versuche, kulturell wertvolle Gegen­
stände zu erhalten. 

In diesem Gesamtzusammenhang ISt auch 
die Kennzeichnung von Kulturgütern zu se­
hen, zu der Sich die Bundesrepublik 
Deutschland - wie die meisten anderen 
Kulturstaaten - durch Beitrill zu der .Kon­
vention zum Schutz von Kulturgut bel be­
waffneten Konflikten· vom 14. Mal 1954 be­
kannt hat. Dieses Zeichen an histOriSch 
und kulturell bedeutsamen Gebäuden ge­
währt Sicherlich keinen absoluten Schutz 
bel bewaffneten Konflikten. Es sei ledoch 
an das Rot-Kreuz-Zeichen erinnert, das 
ebenfalls durch Internationale Konvention 
vereinbart ist und Sich seit über 100 Jahren 
bel bewaffneten Konflikten bewährt hat. 



Bundesverband für den Selbstschutz 
Zwischen Nord- und Ostsee 

Bad Bramstedt, Die Helfervertreter sämt­
licher BVS-Dienststellen aus dem Be­
reich der Landesstelle Schieswig-Hol­
stein trafen kürzlich mit ihren 1. Stellver­
tretern zur Jahresdienstbesprechung in 
Bad Bramstedt zusammen. 

Landeshelfervertreter Hans Green be­
grüßte die Teilnehmer und besonders 
den als Gast anwesenden Bundeshelfer­
vertreter Jürgen Grabke. 

Die neue Regelung der Aufwandsent­
schädigung für ehrenamtliche Helfer mit 
allen Auswirkungen stand im Mittelpunkt 
einer kritischen Betrachtung innerhalb 
des ersten Teils der Besprechung. 

Bundeshelfervertreter Jürgen Grabke gab 
einen ausführlichen Überblick über den 
Stand der derzeitigen Erörterungen die­
ses Fragenkomplexes und sonstige den 
ehrenamtlichen Bereich berührende Fra­
gen aus der Sicht des Bundes. 

Diese Ausführungen wurden von Landes­
helfervertreter Hans Green, die Verhält­
nisse aus Landessicht betreffend, er­
gänzt. 

Am Nachmittag bestand Gelegenheit, 
Fragen an Landesstellenleiter Dr. Sahlen­
der und Fachgebietsleiter Schütt zu rich­
ten. 

Einen breiten Raum nahm die Erörterung 
der Situation nach "Tschernobyl" ein. Die 
Helfervertretung als gewähltes Sprach­
rohr der ehrenamtlichen Helfer des BVS 
bekundete dabei ein unbefriedigendes 
Gefühl, was die Möglichkeiten der Infor­
mation durch den BVS betraf. 

Berichte aus Hamburg 

Hamburg-Süd. Neun Hilfsorganisationen, 
der "Arbeitskreis für Arbeitssicherheit in 
Hamburg", Berufsgenossenschaften, die 
Feuerwehr Hamburg, die Hamburger Feu­
erkasse sowie die Polizei Hamburg betei­
ligten sich am ,,4. Altonaer Selbsthilfe­
und Katastrophenschutztag". 

Der Schirmherr, Altonas Bezirksamtsleiter 
Hans-Peter Strenge, wies in seiner Eröff­
nungsansprache u. a. darauf hin, daß die 
Veranstaltung für jedermann unmitlelbare 
Lebenshilfe böte, und das nicht trocken 
aus Büchern oder mit Paragraphen, son­
dern durch lehrreiche, lebendige und un­
terhaltsame Vortührungen. 

In seiner Begrüßungsansprache stellte 
der Leiter des ehrenamtlichen Organisa­
tionsstabes, BVS-Beauftragter Olaf Beyer, 
heraus, nach neuesten Erhebungen des 

Deutschen Verkehrssicherheitsrats seien 
nur 15 % der Bevölkerung in der Lage, 
qualfizierte "Erste Hilfe" zu leisten. Dies 
sei erschreckend wenig. Erwarte nicht je­
der Betroffene in den ersten Minuten 
nach einem Unfall die Hilfe durch den zu­
fällig anwesenden Laien? Wenn dies so 
sei, solle es jedem selbstverständlich 
sein, das Helfen zu lernen. 

"Das Helfen lernen", dieses Angebot 
machten die beteiligten Institutionen und 
Organisationen mit ihren 160 Akteuren 
den rund 6 ()()() Besuchern in der "Neuen 
City Altona". Ein Sicherheitswetlbewerb -
organisiert von der BVS-Dienststelle 
Hamburg-Süd - mit Preisen im Wert von 
über 10 ()()() DM, gestiftet von der Ge­
schäftswelt Altonas, wurde ebenso ange­
nommen wie die Informationen anerkann­
ter Fachleute. So referierte Dr. Hans Loh­
mann, Leitender Oberarzt des BG-Kran­
kenhauses Bober, zum Thema "Brandver­
letzungen und Erstversorgung". Peter 
Benthack, stv. Leiter des NDR-Verkehrs-

InttrHliert. Zuacta.uer 
am Stand des DAK. 

Butmung - eine Auf· 
gebe am OLAQ.$tMCI. 

(Foto.: Oet .... ) 

funks, gab Auskunft zur Effizienz des Ver­
kehrsfunks sowie der Zusammenarbeit 
von Bürger, Polizei und Verkehrsfunk. 
Brandamtsrat Walter Gaser, Chef der 
Feuerwache Altona, erläuterte die Arbeit 
der Feuerwehr und sprach zum Thema 
"Der Laie und der Brandschutz". 

Bei einer Vielzahl von Vortührungen, die 
auch der Selbstdarstellung der Organisa­
tionen dienen sollten, wurde immer wie­
der die Verbindung zu den Selbsthilfe­
maßnahmen durch den Laien gesucht. 
Hierbei wirkte Norbert VOjta vom NDR­
Hamburg-Fernsehen mit, der über den 
ganzen Tag unermüdlich die Veranstal­
tung moderierte. 

Unterhaltende Auftritle verschiedener 
Gruppen lockerten den ernsten und fach­
lichen Charakter des "Altonaer Tages" 
auf. 

Der Reinerlös der Veranstaltung von 
6002,51 DM kam einem unfallgeschädig­
ten Kind aus Altona zugute. 
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llngen. Lob für die BVS-Dienststelle 05-
nabruck: Winfried Hartmann. CDU-Land­
tagsabgeordneter, würdigte in einem Se­
minar im Rahmen der lingener Selbst­
schutzwoche den jahrelangen unermüdli­
chen Einsatz der BVS-Mitarbeiter und 
des Dienststellenleiters Werner Köster. 

Mit Bezug auf das Reaktorunglück In 
Tschernobyl forderte Hartmann bessere 
Gesetze sowie mehr Geld und Mitarbeiter 
für den Zivilschutz. 

In mehreren Beiträgen wurde deutlich ge­
macht, daß die Vorsorgemaßnahmen ins­
besondere Im Bereich des Schutzraum­
baus In der Bundesrepublik unzulänglich 
seien. Im Vergleich zu Ländern wie der 
Schweiz, Norwegen und Dänemark 
könne nur ein verschwindend geringer 
Tell der Bevölkerung einen Platz In einem 
Schutzraum finden, betonte Hartmann. 
Köster verwies auf die Notwendigkeit, 
den Selbstschutz als Ausdruck des 
Selbsterhaltungswillens des einzelnen 
bzw. einer Gemeinschaft zu erkennen. 

In Auseinandersetzung mit Vorwürten, der 
ZIvilschutz sei eine Art KriegsvorbereI­
tung, sagte Oberstleutnant der Reserve 
Hans Urbanczyk, Zivilschutz sei die de­
fensivste Komponente der Sicherheits­
pOlitik. 

Höhepunkt der Selbstschutzwoche war 
ein Sicherheitswettbewerb, bei dem die 
Teilnehmer Ihr Können In der Selbst- und 
Nächstenhilfe beweisen konnten. Begann 
das Ganze zunächst theoretisch mit ei­
nem Fragebogen des BVS, wurde es im 
Anschluß an den Stationen der beteilig­
ten HIlfsorganisationen realistisch. Ge­
schminkte "Unfallopfer" mußten versorgt 
werden, ein, Vergaserbrand' war zu lö­
schen und ein ,Ertrunkener" zu behan­
deln 

Jeweils zehn Punkte waren an jeder der 
insgesamt acht Stationen zu holen. Mit 
72,5 Punkten erreichte Angelika Otten 
das beste Ergebnis. 

Northelm. 20 Mitarbeiter der Kreis-Spar­
kasse Northeim haben an einem Selbst­
schutzlehrgang des BVS teilgenommen. 
Stadtdirektor Werner Hesse inlormierte 
sich vor Ort über das Ausbildungsvorha­
ben und fand lobende Worte für die 
Sparkassenangestellten : "Nachahmens­
werter Bürgersinn'. 

Hesse erinnerte In diesem Zusammen­
hang daran, daß die Stadt noch mehr als 
die bisher erst zwei Selbstschutzberater 
benötige und stellte eine InformatIons­
veranstaltung in Aussicht. 

Die Lehrgangsteilnehmer wurden unter 
anderem im Brandschutz und in lebens­
rettenden Sofortmaßnahmen ausgebildet. 
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Hans-Joachlm Röwer, Chef der Kreis­
Sparkasse, kündigte für die Zukunft 
Alarmübungen an : So soll beispielsweise 
das geordnete Verlassen der Arbeits­
stätte bei einem Brand geprobt werden. 

SchOltorf. 25 Selbstschutzberater benö­
tigt die Samtgemeinde Schüttorl insge­
samt. Die sieben ersten sind kürzlich er­
nannt worden. Siegfried Hoffmann, Flons 
Kröner, Anneliese Tippkötter, Siegfried 
Kalter, Werner Jalink, Friedrich Rösgen 
und Johann Eilering haben nach ertolgter 
Ausbildung diese Aufgabe übernommen. 

Gemeindedirektor Wegner nannte neben 
der Ausbildung und Bestellung weiterer 
Selbstschutzberater die Einrichtung von 
Beratungsstellen für den Zivilschutz und 
die Ausrüstung der neuen Mitarbeiter un­
ter anderem mit ABC-Schutzanzügen als 
nächste Aufgaben. 

·Freren. In der Samtgemeinde Freren sind 
Franz Meißner, Hubert Wahoff, Erich Lon­
ne mann, Matthias Beiermann, Hans-Jür­
gen Delis, Anton Menke, Helnz-Dleter 
Schrader, Ferdinand Drelslng, Hans Kotte 
und Rudi Daemberg zu Selbstschutzbera­
tern bestellt worden. SamtgemeindedIrek­
tor Jubt teilte in einer Sitzung des Frere­
ner Samtgemeinderates mit, daß in den 
einzelnen Wohnbereichen noch mcht die 
vorgesehene Zahl von fünf Selbstschutz­
beratern erreicht seI. Der Anfang sei den­
noch zufriedenstellend. 

Samtgemeindebürgermeister Melners 
dankte den neuen Selbstschutzberatern 
für ihre Bereitschaft und sprach zugleich 
die Hoffnung aus, daß ihr Einsatz niemals 
vonnöten sein werde. 

N.chruf 

Am 17. Juni 1986 verstarb der ehrenamtli­
che Mitarbeiter der BVS-Dienststelle Lü­
neburg Oberstleutnant a. D. 

Wemer Koglln 

Im 68. Lebensjahr. 

Koglin gehörte zu der GeneralIon, für die 
der Einsatz für das Gemeinwohl nicht mit 
dem Eintritt in den Ruhestand aufhört. 
Seit rund zehn Jahren wirkte er unermüd­
lich mit Sachverstand und Engagement 
für den Selbstschutz der Bevölkerung. 

Wir werden sein Andenken In Ehren hal­
ten. 

Die Mitarbeiter und Helfer der BVS­
Dienststelle Lüneburg 

Blickpunkt Nordrh.ln.W.att.l.n 

Boehum/HBltlngen. An zwei verschie­
denen Orten präsentierte die BVS­
Dienststelle Bochum innerhalb von drei 
Wochen die Ausstellung ,Selbstschutz -
Ihre Sicherheit". So wurde die Bilder­
schau im Foyer des Bochumer Rathau­
ses und - auf besonderen Wunsch der 
Stadtverwaltung Ennepetal- in der Kur­
klinik der landesverSicherungsanstalt 
Westlaien gezeigt. 

Bei der Eröffnung In Bochum unterstnch 
Bürgermeister Günter Wüllner die wich­
tige Aufgabe des Selbstschutzes. Die 
Ausstellung, die sowohl von den Vertre­
tern der Parteien als auch von den im 
Katastrophenschutz mitwirkenden Organi­
sationen gewürdigt wurde, fand große 
Resonanz. 

An der Eröffnung der Ausstellung In der 
Kurklinik nahmen zahlreiche Interessen­
ten, darunter auch Vertreter der Stadt En­
nepetal, tell. Zu den täglichen Veranstal­
tungen kamen Hunderte Besucher. In der 
Kurkhmk findet Im übngen jeden Monat 
ein Selbstschutz-Grundlehlgang in den 
Abendstunden slatt. 

Porte We.ttelleB. Auch das Thema Zivil­
schutz/Selbstschutz gehörte zu einer Pro­
jektwoche, die von der Realschule Haus­
berge der Stadt Porta Westlallca für ihre 
Schüler durchgefuhrt wurde. Von den inS­
gesamt 560 Schülern entschieden sich 
über 30 für das Thema Zivilschutz/Selbst­
schutz. Bei Informationsveranstaltungen, 
praktischen Übungen und Diskussions­
runden hatten die Jungen Leute die Mög­
lichkeit, sich Kenntnisse über diesen 
wichtigen Bereich zu verschaffen. 

Ein Selbstschutz-Grund lehrgang rundete 
das Gesamtthema ab, das von den Mltar­
b9llern der BVS-Dienststelle Herlord vor­
bereitet worden war. Der Ertolg wird auch 
an der Tatsache deutlich, daß der Direk­
tor der Schule, Hans-Dieter Meier, den 
BVS schon jetzt zu einer ähnlichen Ver­
anstaltung Im nächsten Jahr eingeladen 
hat. 

EI.en. Lediglich fünf Prozent der Bevöl­
kerung hält sich gegenwärtig für befähigt, 
bei einem Notlall die erlorderhche Hilfe 
zu leisten. Dies ist das Ergebnis einer 
Umfrage Im Rahmen der Verkehrs slcher­
heitstage In Essen. 

An der Veranstaltung, die unter der 
Schirmherrschaft von Oberbürgermeister 
Peter Reuschenbach stand, beteiligten 
sich HIlfsorganisationen, Polizei, Feuer­
wehr, Verkehrswacht und die Stadt Es­
sen. Auch der BVS war mit einem Info­
Stand, Filmvorlührungen und Demonstra-



ein Programm über die Lebensmittelbe­
vorratung auswart. 

Für den BVS war die Teilnahme an der 
Messe von großem Ertolg : Nahezu 5000 
Besucher ließen sich beraten - eine Zahl, 
die belegt, wie groß das Informationsbe­
dürtnis der Bürger ist und wie das Ange­
bot des BVS in Anspruch genommen 
wird. 

Körtllnghausen. Sie löschten Feuer. ret­
teten eine "brennende" Person, seilten 
sich von einem Turm ab, erlernten aus 
Decken eine Trage zu bauen und Ver­
letzte zu transportieren: t 5 Mitglieder der 
CDU-Frauenvereinigung im Kreis Wesel 
waren auf Einladung der BVS-Dienststelle 

Zahlreiche Zuschau.r verfolgen aut der Kettwlger Straße In E ... n die HI".I.I.tu~ neeh einem .Un,.II-, Wesel ZU einer Informationstagung nach 
___________________________ .'-tF_o_'o_'_S'-pl_'k....:."t Schloß Körtlinghausen gekommen. 

tionen aus dem praktischen Teil der 
Selbstschutzausbildung vertreten. 

Zu den Höhepunkten der Veranstaltung 
gehörten eine Crash-Demonstration, bei 
der ein Stuntman mit ca. 70 km/h auf ei­
nen stehenden Pkw auffuhr. 

Zum Abschluß der Verkehrssicherheits­
tage forderte der Schirmherr die Bevölke­
rung auf, durch den Besuch eines Selbst­
schutz-Grund lehrgangs eventuelle Lük­
ken in der Selbst- und Nächstenhilfe zu 
schließen. 

Düren/Frechen. Aufgrund einer Einla­
dung der Jugendzeitung "Glupschauge" 
führte BVS-Beauftragter Michael Kurby 
ein Gespräch mit den Mitarbeitern der 
Redaktion sowie dem Chefredakteur und 
Herausgeber Roland Mielke. Die Veran­
staltung, an der auch die Mitglieder der 
Umweltschutzgruppe der evangelischen 
Kirche teilnahmen, war ein voller Ertolg. 
Nach etwa zweistündiger Diskussion wa­
ren die Jugendlichen im Alter von 14 bis 
16 Jahren so beeindruckt, daß sie be­
schlossen, nach den Sommerterien an ei­
nem Selbslschutz-Grundlehrgang leilzu­
nehmen. 

Düssetdorf. Ungewöhnliche Post erhielt 
die BVS-Dienststelle Düsseldort aus Ri­
yadh in Saudi-Arabien. Eine dortige Pri­
vatklinik, die sich nach eigenen Angaben 
vornehmlich der primären Gesundheits­
vorsorge widmet, bittet den BVS um lau­
fende Zusendung von Publikationen des 
Verbandes. Man möchte die Veröffentli­
chungen bei der Patientenberatung ein­
setzen. 

Das Anliegen erklärt der Direktor der Kli­
nik, Präsident Dr. Wael Buraik, mit der 
Tatsache, daß ein großer Teil der Patien­
ten aus dem deutschen Sprachraum 
stamme. Auch seien in dieser Klinik Ärzte 
und Schwestern aus Deutschland tätig. 

Münster. Nach 30jähriger Mitarbeit wurde 
in Münster der ehrenamtliche Fachlehrer 
Wilhelm Lübke durch BVS-Landesstellen­
leiter Peter Eykmann verabschiedet. 

Lübke, der seine Tätigkeit in der früheren 
Orts stelle Haltern begann, für die er neun 
Jahre wirkte ging später zur Dienststelle 
Mari und anschließend nach Coesfeld 
und Lüdenscheid. Im Jahr 1973 wurde er 
mit der Leitung der Dienststelle Oberhau­
sen beauftragt, die er bis zum Eintritt in 
den Ruhestand im Dezember 1978 leitete. 

Land.ntenenl.lt., Pet., Eykmenn (linkt) verab-
schled.t W1lhelm LObke. (Foto: Ucht) 

Danach stellte er sein Wissen ~nd Kön­
nen als "Ehrenamtlicher'" der Dienststelle 
Münster zur Vertügung, die mit der Ver­
abschiedung von Wilhelm Lübke einen 
vorbildlichen Mitarbeiter verliert. 

Btetefetd. An der größten Messe Ost­
westlalens, der Wirtschaftsschau "WISA 
'86" in Bielefeld-Sennestadt, beteiligte 
sich auch der BVS mit einer Ausstellung. 
Bei dieser Veranstaltung, die von NW­
Wirtschaftsminister Professor Reimut Jo­
chimsen eröffnet wurde und zu der viele 
Tausende Besucher kamen, wurde aus­
giebig von der Möglichkeit Gebrauch ge­
macht, sich über den Selbstschutz zu in­
formieren. Besondere Aufmerksamkeit 
tand ein Computer, der unter anderem 

Die Veranstaltung, von BVS-Dienststel­
lenleiter Karl Schuster sowie Uschi Win­
ter, Ratsmitglied in Hünxe und Kreisge­
schäftsführerin der CDU, organisiert, 
sollte die Kenntnisse der Teilnehmerfn­
nen über den Zivil und Selbstschutz ver­
tiefen, und zwar in Theorie und Praxis. 

Die Unionspolitikerinnen wurden über 
Warndienst, Schutzraumbau, Katastro­
phen- und Selbstschutz ebenso unter­
richtet wie über Fragen des Gesundheits­
wesens, Probleme der Aufenthaltsrege­
lung und den Schutz von Kulturgütern. 
Dabei gab es rege Diskussionen. Beson­
ders die Vortührungen im Gelände hatten 
es den Teilnehmerinnen angetan. Kein 
Wunder, daß sie sich schließlich selbst 
an diesen Übungen beteiligten. 

Die Leiterin des Fachgebiets "Öffentlich­
keitsarbeit" der BVS-Landesstelle, Brigitte 
Weißen hagen, sprach den Unionsfrauen 
angesichts dieses Engagements Dank 
und Anerkennung aus für soviel Mitarbeit 
bei dieser Informationstagung. 

Münster. Für zehnjährige Mitarbeit wurde 
Jqachim Bienek, ehrenamtlicher Helfer 
der BVS-Dienststelle Münster, geehrt. In 
einer Feierstunde überreichte ihm Lan­
des stellen leiter Peter Eykmann eine Ur­
kunde. 

Ehrung In MOn.t., (v. 1.): Land ... t,lIenl.lt" Pete, 
Eykmann, BVS-HeUer JOlIChlm Blenek. (Foto: Ucht) 
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Bienek kam nach Abschluß einer BVS­
Ausbildung zum Fachlehrer zur Dienst­
stelle Beckum. Im Zuge seines Hoch­
schulstudiums in Aachen und Wuppertal 
stellte er sich zunächst der Dienststelle 
Aachen und später der Dienststelle Wup­
pertal zur Vertügung. Der weitere Weg als 
ehrenamtlicher Mitarbeiter führte ihn zur 
Dienststelle Münster, in der er sein Wis­
sen als Schutzbauberater zur Vertügung 
stellt. 

Herbom. Die BVS-Dienststelle Wetzlar 
beteiligte sich am .26. Hessentag- in Her­
born mit einem Informations- und Aus­
stellungsstand. 

Viele Bürger der Stadt und Besucher aus 
dem Umland informierten sich am BVS­
Stand über Zivil- und Selbstschutzmaß­
nahmen. auch vor dem Hinfergrund des 
Reaktorunglücks in Tschernobyl. 

Auch Ministerpräsident Holger Börner in 
Begleitung von Landrat, Bürgermeister 
und weiteren Persönlichkeiten des öffent­
lichen Lebens besuchten den Stand des 
BVS. 

Das Frage- und Antwortgerät fand reges 
Interesse, viele Besucher testeten ihr 
Wissen über den Selbstschutz. 

Bld Nluhelm. Die BVS-Dienststelle 
Friedberg zeigte im Ausstellungspavillon 
der Trinkkuranlage Bad Nauheim die 
Ausstellung "Zivilschutz mit dem Bürger -
für den Bürger". 

An der Eröffnungsveranstaltung nahmen 
Bürgermeister Rohde, der Stadtverordne­
tenvorsteher, Vorsitzende und Vertreter 
der politischen Parteien sowie von Be­
hörden, Schulen, Banken, Betrieben und 
Katastrophenschutz-Organisationen teil. 

In seiner Begrüßung wies BVS-Dienst­
stellenleiter Aloys Wagner u. a. auf das 
vielseitige Informations- und Ausbil­
dungsangebot des Verbandes hin. 

Bürgerme,ster Rohde wünschte der Aus­
stellung viel Ertolg. Er .hoffe auf ein reges 
Interesse bei der Bevölkerung und den 
Kurgästen. 

Int.,..tlerte Zuh6rer 
MI der EttluteIVng der .. 
Auutellung. 
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Aktuelles aus Rhelnland-Pfalz 

Kablenz. Anläßlich eines Besuchs des 
Freibades Bad Bertrich bemerkte BVS­
Fachlehrer Theo Eberhard, daß einige 
Badegäste am Rande des Beckens stan­
den und diskutierten. Eberhard stellte 
fest, daß in dem etwa zwei Meter tiefen 
Becken eine Person am Boden lag. Ohne 
zu zögern, sprang er ins Wasser und 
barg die bewußtlose Frau. Anschließend 
begann Eberhard sofort mit einer Mund­
zu-Mund-Beatmung. 

Ein kurze Zeit später hinzukommender 
Arzt übernahm die lebensrettenden Maß­
nahmen, während Eberhard den Trans­
port der allmählich zu sich kommenden 
Frau ins nächste Krankenhaus 
organisierte. 

Von den Badegästen gefragt, warum er 
so spontan Hilfe geleistet habe, sagte 
Eberhard : .Ich bin ehrenamtlicher Mitar­
beiter beim Bundesverband für den 
Selbstschutz. Wir bilden die Bevölkerung 
im selbstschutzmäßigen Verhalten aus 
und müssen demzufolge selber in der 
Lage sein, Hilfe zu leisten." 

Die lokale Presse griff dieses Ereignis auf 
und brachte einen Bericht in der Tages­
zeitung. 

Ludwlgshl 'en. Auf Initiative der BVS­
Dienststelle Ludwigshafen lud die Kreis­
verwaltung Ludwigshafen Betriebsleiter 
aus größeren Unternehmen des Landkrei­
ses zu einer Inlormationsveranstaltung 
bei einem Chemiekonzern in Ludwigsha­
fen ein. 

Neben Vorträgen standen auch Besuche 
bei der Werkfeuerwehr des Konzerns auf 
dem Programm. 

Am Schluß der Veranstaltung bot BVS­
Dienststellenleiter Diehl den Betriebslei­
tern an, vom kostenlosen Ausbildungsan­
gebot des BVS im Rahmen des betriebli­
chen Katastrophenschutzes Gebrauch zu 
machen. 

• 
Malnz. Wie jedes Jahr war die BVS­
Dienststelle Mainz beim traditionellen 

.Pfingstmarkt- in Worms mit einer Aus­
stellung präsent. 

Höhepunkt und krönender Abschluß des 
Pfingstmarktes war der _3. Rheinland­
Pfalz-Tag-, der in Mainz ausgerichtet wur­
de. In das Großereignis miteinbezogen 
war eine Vielfalt von Informationen und 
Vortührungen aller im Katastrophenschutz 
mitwirkenden Organisationen. 

Die BVS-Dienststelle Mainz war zusam­
men mit der Dienststelle Ludwigshafen 
mit zwei Informationsständen vertreten. 
Besondere Attraktion und Zuschauerma­
gnet waren das Ablöschen brennender 
Personen mit Hilfe einer Decke sowie 
Brandbekämpfung mit Kleinlöschgeräten. 

Saarland-Rundschau 

S •• rbrücken. Erstmalig stellte die Stadt 
Saarlouis das Foyer des Rathauses zur 
Vertügung, um eine Ausstellung des BVS 
zu zeigen. 

So konnte unter der Schirmherrschaft 
von Oberbürgermeister Dr. Manfred Hen­
rich die Ausstellung "Zivilschutz mit dem 
Bürger - für den Bürger" durch den Bei­
geordneten der Stadt Saartouis, Arthur 
Schillo, eröffnet werden. 

Neben den Fraktionsvorsitzenden und 
Mitgliedern des Stadtrates und Vertretern 
der örtlichen Behörden konnte Schillo 
auch Vertreter der Presse und der Hilfs­
organisationen begrüßen. 

Der kurze zeitliche Abstand zu den Ereig­
nissen im Zusammenhang mit Tscherno­
byl prägte das Interesse sowohl der Gä­
ste an läßlich der Eröffnung als auch der 
Besucher während der gesamten Aus­
stellung. Neben allgemeinem Interesse 
an _Vorsorge- und _Eigenhilfe- war der 
.ABC-Schutz- das Hauptthema fast aller 
Gespräche und Beratungen. 

SDdwen aktuell 

Leonberg. Mit dem Oberbürgermeister 
von Leonberg, Dr. Dieter Ortlieb, als 
Schirmherr wurde im .Leo·Center", dem 
2S000 qm großen Einkaufszentrum der 
Stadt, die Ausstellung _Zivilschutz mit 
dem Bürger - für den Bürger" eröffnet. In 
einem Gespräch mit Vertretern von 
Presse und Rundfunk bekannte sich der 
Oberbürgermeister zur Aufgabe der Kom­
munen, zum Schutz der Bürger gegen die 
Auswirkungen von Katastrophen beizutra­
gen. Dr. Ortlieb erwähnte in diesem Zu­
sammenhang, daß die in seiner Stadt fer­
tiggestellte Parkkaverne als Schutzraum 
ausgebaut worden sei. 

Im Anschluß an Erläuterungen von BVS­
Landesstellenleiter Wolfgang Raach über 
die Aufgaben des BVS, unterstrich der 
Oberbürgermeister die Trennung von öf-



fentlicher Zuständigkeit und privater Vor­
sorge. Es komme wesentlich auf die Frei­
willigkeit der Bevötkerung an, vorsorgti­
ehe Maßnahmen - auch für den Verteidi­
gungsfatt - zu ergreifen. Der BVS teiste 
auftragsgemäB hierbei eine wichtige Ar­
beit durch Information und Ausbildung. 

Die Ausstellung im .Leo-Center", in dem 
täglich bis zu 30000 Besucher gezähtt 
werden, wurde durch die Dokumentation 
.Schutz und Wehr" ergänzt. 

Raach hob in der Diskussion mit den 
Vertretern der Medien hervor, daB der 
Gesetzgeber den Gemeinden die Verant­
wortung für den Schutz ihrer Einwohner 
übertragen und der BVS bei diestfr Auf­
gabe auf Anforderung Unterstützung zu 
leisten habe. 

Gerade im Hinbtick auf die in jüngster 
Zeit erneut auftretende Diskussion über 
den Sinn von Zivil- und Setbstschutzmaß­
nahmen müsse mit NachCruck darauf 
hingewiesen werden, daß der Vorwurf, 
wer sich einen Schutzraum baue oder 
sich für den Selbstschutz einsetze helfe 
einen Krieg vorbereiten, durch nichts be­
gründet sei. Der BVS appettiere an die 
Freiwilligkeit der Bürger, Zivil- und 
Selbstschutz hätten ausschlieBlich huma­
nitären Charakter. 

Phtllppsburg-Rhelnahelm, Die BVS­
Dienststelle Karlsruhe führte unter der 
Schirmherrschaft von Bürgermeister 
Dürrschnabel in Philippsburg-Rheinsheim 
einen Sicherheitswettbewerb durch. Die 
Hilfsorgansiationen und die Polizei be­
treuten gemeinsam mit dem BVS die 
zehn Stationen. 

Erfreulich war festzustellen, daß auch 
eine groBe Anzahl Frauen bereit war, ihr 
Wissen und Können in der Selbst- und 
Nächstenhilfe zu überprüfen. 

Die Preis- und Urkundenverleihung für 
insgesamt 45 Teilnehmer wurde jeweils 
vom Schirmherrn der Veranstaltung und 
BVS-DienststEl)lenleiter Zunker vorgenom­
men. 

Dürrschnabel dankte zum SchluB im Na­
men der Siadt dem BVS als Veranstalter 
und den beteiligten Hilfsorganisationen 
für ihr Engagement. Eine angeschlossene 
Fahrzeug- und Geräteschau aller Kata­
strophenSChutz-Organisationen sowie 
des ABC-Zuges Philippsburg bot der Be­
völkerung Gelegenheit, Einblick in die 
technische Ausrüstung zu nehmen. 

Kon.tenz/Rottwetl, Die Teilnehmer eines 
Fachlehrganges .Bergungstrupp· der 
BVS-Dienststelle Rottweil muBten am 
SchluB ihrer Ausbildung echte Unfall hilfe 
leisten. Vor dem Unterrichtsgebäude, 
dem alten Rathaus in Wollmatingen, er­
eignete sich ein Verkehrsunfall, in den 

neben einem Pkw auch ein Kleintrans­
porter und ein städtischer Omnibus ver­
wickelt waren. 

Unter Leitung der Mitarbeiter der Dienst­
stelle traten die Lehrgangsteilnehmer mit 
ihrem frisch erworbenen Wissen in Ak­
tion. Neben tröstendem Zuspruch für 
zwei unter Schock stehenden Unfallbetei­
ligten, muBte auch eine Blutstillung vor­
genommen werden. Zwei weitere Teilneh­
mer übernahmen die Absicherung der 
UnfallsteIle und nachfolgend die Ver­
kehrsregelung. 

Nach Eintreffen der Polizei konnte der 
Lehrgang fortgesetzt werden. 

Die Hilfeleistung wirkte in seiner Bedeu­
tung, Theorie auf überraschende Weise in 
die Praxis umsetzen zu müssen, bei den 
Lehrgangsteilnehmern positiv nach. 

Barem heute 

Geretsrfed, Da die Musikkorps des Bun­
desgrenzschutzes in der Lage sein müs­
sen, auch sanitätsdienstliche Aufgaben 
zu übernehmen, besuchti," die Angehöri­
gen des Musikkorps Süd eine praxisbe­
zogene Ausbildung an der BVS-Schule 
Geretsried. 

Im Lehrgang wurden sie u. a. in Leinenar­
beit (Stiche, Bunde, Knoten), den Trans­
port Verletzter mit und ohne Hilfsmittel 
und das Bergen Verletzter und Verschüt­
teter aus Höhen und Tiefen eingewiesen. 

Den Höhepunkt der Ausbildung bildete 
eine praktische Übung. Hierbei wurden 
die erlernten Kenntnisse mit großem per­
sönlichen Einsatz in die Praxis umge­
setzt. 

Abgeschlossen wurde die Ausbildung mit 
einer Unterweisung in Brandschutz. Die 
Teilnehmer wurden dabei u. a. mit Brand­
klassen, Brandarten, Löschtaktik und 
-technik sowie Sicherheitsbestimmungen 
vertraut gemacht. 

Die erworbenen Kenntnisse konnten 
auch hier praxis bezogen umgesetzt wer­
den. Die Lehrgangsteilnehmer hatten Ent­
stehungsbrände und brennende Kleidung 

~dnMualk­
korps bei der l.eIMnllr­
boIt. 

von Personen sowie Flüssigkeitsbrände 
zu löschen. 

Es gab durchweg positive Erfahrungen 
bei diesem Lehrgang. Die im eigenen 
Bereich des BGS durchgeführte Ausbil­
dung soll deshalb künftig noch häufiger 
durch Schulungen beim BVS ergänzt 
werden. 

München. Seit mehreren Jahren führen 
die BVS-Dienststetten im Bereich Bayern 
Fortbildungslehrgänge für die Staatliche 
Führungsakademie für Ernährung, Land­
wirtschaft und Forsten durch. 

Zum AbschluB der Veranstaltung in die­
sem Jahr erreichte die Landesstelle Bay­
ern folgender Brief von Landwirtschaftsdi­
rektor Dr. Pflugbeil : 

• ... Im Namen der Staatlichen Führungs­
akademie für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten und der Damen und Herren, 
die an den o. g. Lehrgängen teilgenom­
men haben, bedanke ich mich als Lehr­
gangsleiter beim Bundesverband für den 
Selbstschutz, Landesstette Bayern, herz­
lich für die gewährte Unterstützung. 

Sie haben Ihre Mitarbeiter von den Au­
ßenstellen Augsburg und Bayreuth sowie 
Ihre Anschauungs- und Übungsprojekte 
in groBzügiger Weise zur Verfügung ge­
steilt und wesentlich dazu beigetragen, 
daß unsere Lehrgangsserie erfolgreich 
war. Besondere Anerkennung gebührt 
den Leitern der o. g. AuBenstelien und ih­
ren Mitarbeitern für die gelungenen prak­
tischen Unterweisungen im Gelände, die 
von unseren Lehrgangsteilnehmern be­
geistert aufgenommen wurden. 

Diese Lehrgangsserie hat uns wertvolle 
Erkenntnisse gebracht, die für die vor­
beugende Sicherheit an den Ämtern für 
Landwirtschaft mit Landwirtschaftsschu­
len von großer Bedeutung sind. Es hat 
sich gezeigt, daß Ihre praktischen Übun­
gen die notwendigen Fähigkeiten hervor­
ragend vermitteln kannten. Dafür sind wir 
dankbar und bitten Sie, diesen Dank 
auch an Ihre engagierten Mitarbeiter der 
AuBenstelien Augsburg und Bayreuth 
weiterzugeben. 
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Technisches Hilfswerk 
I Hamburg ~I 
Ungewllhnllche Hilfeleistung 

Hlmburg. Der THW-Bemksverband 
Hamburg/Elmsbüttel wurde von der Uni­
versität Hamburg gebeten, den Schädel 
eines Finnwals In der Halle des Zoologi­
schen Instituts und Zoologischen Mu­
seeums der Universität für eine Ausstel­
lung aufzurichten und auf einem Podest 
aufzubocken. 

Der 1. Bergungszug übernahm die Auf­
gabe unter der L9Itung von Zugfuhrer 
Bohlen. 

Aus dem Podest ragten drei Stangen 
hervor, auf denen der Schädel ruhen soll ­
te. Hierzu war es notwendig, das ca 
400 kg schwere und fünf Meter lange 
Skeletteil auf die Höhe von 1,70 Meter 
anzuheben und auf den Stangen zentime­
tergenau abzusetzen. 

Es wurde erst eine Tragekonstruklion aus 
zwei fahrbaren Gerüstbühnen erstellt, an 
der man die Last hochziehen wollte. An 
dem Finnwaldschädel wurden Leinen be­
lestigt, anschließend wurde der Schädel 
hochgezogen, mit dem fahrbaren Gerüst 
über das Podest bewegt und Wieder ab­
gesenkt, biS er stabil in seiner Veranke­
rung lag. 

Jetzt konnte das Hilfsgerüst Wieder abge­
schlagen werden, und die Arbeit war be­
endet. RL 

Marsch- und ObersetzObung 
IIAlla.el.prung 'SII" 

Hlmburg. Die ersten Überlegungen für 
die Marsch- und Übersetzübung, an der 
alle Pontongruppen und Katastrophen­
schutz-Einheiten des THW-Landesver­
bandes Hamburg teilnehmen sollten, wur­
den bereits Im Herbst 1985 angestellt. 

Anfang 1986 wurden dann vom Haupt­
sachgebiet Ausbildung mit der Katastro­
phenschutzschule des Bundes, AuBen­
stelle Hoya, Gespräche geführt und erste 
Einzelheiten festgelegt. 

Da die Pontongruppen erstmalig zusam­
men arbeiten sollten, bot Sich als Aus­
gangsbasIs der Wasserübungsplatz der 
Schule an. Hier konnte gegebenenfalls 
auch auf zusätzliches Gerät und auf die 
fachliche Kompetenz von Lehrern der 
Schule zurückgegriffen werden. 

Als ÜbersetzsteIle sollte der Wasser-
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übungsplatz der Bundeswehr In Barmen 
genutzt werden. 

Folgende Übungsschwerpunkte wurden 
festgelegt: 

- Marsch von Einheiten des Katastro­
phenschutzes über ca 240 km von 
Hamburg nach Hoya und zurück. 

- Üben von Marschunterbrechungen wie 
Technischer Halt und Rast. 

- Verkehrsregelung In Zusammenarbeit 
mit der Polizei Hamburg. 

IIH15 Krodmotdom 
begleitet d .. a.r.tt­
ocMttopoilzoiHambu'll 
die "'f'lChk~onne. 

Mlt"ner 12·Tonnen­
Fitn wird "ne Elnl*t 
OberveHtzt. 

Ein von JunghelfMn 
gebauter beheH.miB~ 
8" Obergang. 

(Foto. : Krüger, 

- Versorgung auf dem Marsch durch . 
Verpflegungstrupps. 

- Führen mit und ohne Funkverbindung. 
- Führen und Einsatz der Pontongruppen 

HH-Mltte, E,msbüttel und Harburg. 

- Übersetzen von Einheiten mit zwei 
Fähren 6 und 12 t. 

Die Ausarbeitung der Übung übernahm 
eine vom THW-Landesbeauftragten ein­
gesetzt. Prolektgruppe, die aus ehren­
amtlichen Führungskraften und dem 
Hauptsachgebiet Ausbildung gebildet 

I 



wurde. Die Gruppe führte die notwendi­
gen Erkundungen und die Erstellung der 
umfangreichen Übungsunterlagen durch. 

Vom THW-Landesverband wurden dann 
die Genehmigungen der Landespolizei­
verwaltung für den Mot-Marsch und die 
Erlaubnis der Wasser- und Schiffahrtsdi­
rektion für das Übersetzen auf der Weser 
eingeholt. Die Bereitschaftspolizei Ham­
burg erklärte sich bereit, die ,geschlos­
sene Marschkolonne' mit 15 Kradmel­
dern zu begleiten und so für einen rei­
bungslosen Ablauf in den Ortschaften 
und auf der Autobahn zu sorgen. 

Etwa drei Wochen vor Beginn der Übung 
wurden die Zug-, Marsch- und Ablauffüh­
rer in einer Planbesprechung eingewie­
sen. 

Am 21 . Juni 1986 war es dann soweit : 
Fast 100 Kraftfahrer mit 200 Helfern aus 
den Bergungs- und Instandsetzungszü­
gen fuhren im ,geschlossenen Verband' 
nach Hoya. Der Marsch wurde dank der 
hervorragenden Unterstützung durch die 
Polizei ohne größere Staus in die vorher 
erkundeten Bereitstellungsräume durch­
geführt. Die festgelegten Durchlaufzeiten 
wurden exakt eingehalten. 

Das Übersetzen über die Weser verzö­
gerte sich allerdings, da eine Fähre in ei­
ner Schleuse aufgehalten wurde. Nach 
Beginn des Übersetzverkehrs erreichten 
die Fährenführer nach einigen Umläufen 
sehr schnell die vorausberechneten Um­
laufzeiten. Ausnutzung und Belegung der 
Fähren wurden durch eine örtliche Ein­
satzleitung an der ÜbersetzsteIle gesteu­
ert, so daß es auch hier zu keinem Stau 
kam. 

Zwischenzeitlich mußte der Übersetzver­
kehr unterbrochen werden, da der 
Schiffsverkehr auf der Weser ungehindert 
fließen mußte. Nach ca. fünf Stunden 
Fährverkehr, der wechselseitig mit zwei 
Fähren durchgeführt wurde, konnten von 
allen Einheiten Fahrzeuge verschiedener 
Größenordnung und Gewicht die Weser 
passieren. 

ASB, JUH und DRK hatten zur sanitäts­
dienstlichen Betreuung je einen RTW be­
reitgestellt, die ebenfalls auf einer Fähre 
übergesetzt wurden. 

Zahlreiche Gäste aus dem Bereich der 
Bundeswehr, Feuerwehr, Sanl1ätsorgani­
sationen und dem Bundesgrenzschutz 
vertolgten den ganzen Tag über das Ge­
schehen. 

Nach Abschluß des Fährverkehrs hatle 
die Marschführung die nicht ganz leichte 
Aufgabe, die richtige Marschfolge wieder 
herzustellen, da der Rückmarsch pünkt­
lich angetreten werden mußte. In den 
Abendstunden des Übungstages erreich­
ten alle Einheiten ohne Unfall ihre Unter­
künfte. Die Pontongruppen mußten aller­
dings noch einen Tag dranhängen, um 
das Fährengerät zurückzubauen. 

Bei einem Kameradschaftsabend auf dem 
Wasserübungsplatz der Schule Hoya 
würdigte Landesbeauftragter Trautvetter 
die Einsatzbereitschaft der Helfer. 

Die Projektgruppe hat den Auftrag, die 
Übung auszuwerten und einen Ertah-
rungsbericht zu erstellen. A.K. 

LandeaJugendzeltlager 1 ase 

Hamburg, Über 90 Junghelfer nahmen 
trotz schlechten Wetters am diesjährigen 
Landesjugendzeltlager der , THW-Jugend 
Hamburg" in HanstedVNordheide teil. Da­
bei waren auch die Jugendgruppe des 
THW-OV Braunschweig und eine Gruppe 
der Jugendfeuerwehr Hamburg. Die Vor­
bereitung und Durchführung des Lagers 
hatten Landesjugendleiter Manfred Düll 
und sein Stellvertreter, Detlef Plate, über­
nommen. 

Höhepunkt des Landesjugendzeltlagers 
war ein Jugendwettkampf unter dem 
Motto ,Spiel ohne Grenzen'. Neben Ge­
schicklichkeitsübungen im sportlichen 
Bereich wurden verschiedene Aufgaben 
im Stegebau, Wasserdienst, Holzbearbei­
tung und Ausleuchten von Einsatzstellen 
durcl1geführt. Auch ein kleiner Orientie­
rungsmarsch war von den Jugendgrup­
pen zu bewältigen. 

Nach harter Ausscheidung hatte die Ju­
gendgruppe des Bezirksverbandes Ham­
burg-Altona die Nase vorn und wurde 
Gesamtsieger. A.K. 

Nordrhein-Westfalen 

THW-OV KlSln-Porz 
Ubte auf der Lahn 

Köln-Porz. Eine 4-Tage-Ausbjldung an 
der Lahn stand auf dem diesjährigen Pro­
gramm des THW-OV Köln-Porz. Mit sie­
ben Fahrzeugen fuhren die Helfer unter 
Leitung des stv. Orts beauftragten Hans­
Adolf Schmitz nach Diez an der Lahn. 

Vor malerillChem Hlnt.,­
SlNnet Obt der Orttv ... -
band K6tn-Porz d .. 
Fahren MIf dem W ... .,.. 

Hier wurden Schlauchboole und ein Aubo 
zu Wasser gelassen. Während die Fahr­
zeuge mit den übrigen Helfern an ihren 
Ausgangspunkt auf einem Zeltplatz in 
Bad Ems gebracht wurden, begann die 
Fahrt mit je vier Helfern in den Booten 
lahnabwärts in Richtung Bad Ems. 

An den folgenden Tagen ging es dann 
mit jeweils anderer Bootsbesatzung wei­
ter auf der Lahn in Richtung Einmündung 
in den Rhein nach Lahnstein. 

Hier traf man auf den THW-OV Lahnstein, 
der eine Pontonfähre zusammengebaut 
hatte. 

Darüber hinaus wurde auf dem Rhein 
auch das ,Retten aus Wassergefahren' 
geübt. D.J. 

THW teatete 
Verachutteten·Suchgerite 

MUnster, .Einen Ersatz für die Such­
hunde wird es wohl niemals geben', 
meinte THW-Landesbeaufragter Siegfried 
Drogies .• Dennoch brauchen wir ergän­
zend dringend präzise arbeitende Such­
geräte, mit denen wir Eingeschlossene -
zum Beispiel nach Erdbebenkatastrophen 
- orten können." Acht dieser Horchgerä­
te, von Spezialfirmen der Elektronik- und 
Feinmechanikbranche hergestellt, wurden 
jetzt von Vertretern des THW in Münster 
unter realistischen Einsatzbedingungen 
auf ihre praktische Tauglichkeit getestet. 

,Es ist ausgesprochen schwierig, die Ge­
räusche verschütteter Menschen von de­
nen anderer Lebewesen zu unterschei­
den. Erschwert wird die Arbeit noch 
durch Nebengeräusche wie Regen oder 
laufende Motoren", erläutert Drogies. Die 
Geräte, ausgestattet mit hochsensiblen 
Mikrofonen, die über Sonden jedes 
Scharren oder Kratzen bis in mehrere 
Meter Tiefe auffangen, übertragen jeden 
Laut auf Kopfhörer. Trainierte Rettungs­
mannschaften können an diesen Ge­
räuschen erkennen, ob Überlebende 
unter den Trümmern liegen. Die bisheri­
gen mechanischen Geräte, die auch bei 
der jüngsten Erdbebenkatastrophe in 
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Auf einem Obunglge· 
Il ncM In MOnster wird 
du Suchgerit get .. tet. 

Mexlco-City zum E,nsalz kamen, sollen 
durch die elek1ronlschen Apparate, die 
mit Filtern zur Unterdrückung störender 
Nebengeräusche ausgestattet sind, er­
selzt werden. 

Auf einem Übungsgelände in Münster­
Handort waren unter einem meterhohen 
Schuttberg, verborgen In einem beldsel­
IIg verschlossenen Betonrohr, Lautspre­
cher installiert, die verschiedene Gerau­
sche wie Sprache, Klopl- und Kratzlaute 
abgaben. Auf der Spllze des Schuttber­
ges wurden nun die unterschiedlichen 
Suchgeräte getestet. Sie sollen nicht nur 
extrem schallemp"ndllch sein, sondern 
ebenfalls wasserdicht und bruchSicher. 

Diese Tests sind eine wlchllge Grundlage 
für die Auswahl und spätere BeschaHung 
solcher Suchgeräte, mit denen eine 
Schnellelnsalzelnhelt des THW ausge­
stattet werden soll. 

I Baden-Württemberg ;J I 
THW-Werbung per StraB.nfest 

Mannhelm. Der THW-OV Mannheim 
postierte auf dem _10 Jublläums-Stra­
Benfest" In Mannheim-Seckenhelm einen 

Unten: Ort • .,.autt~t ... Manhd Stlegel 
(3. v. rwehll) und .. Ine MlnnKh.aft für Otrlf'ltlleh· 
keitUfbelt. (Foto: Sand) 
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Informationswagen ZWischen den Ver­
einsständen Besucher des StraBenfe­
stes, das über drei Tage dauerte, konn­
ten sich so auf Ihrem Rundgang über die 
Arbeit und Aufgaben des THW Informie­
ren. 

Darüber hinaus hatte sich eine .Werbe­
mannschaft" um Orts beauftragten Man­
fred Sliegel gebildet, die mit Handzetteln 
durch die Straßen zog und auf einen 
.Tag der offenen Tür" des Ortsverbandes 
hmwies. 

Dank dieser Werbemaßnahmen konnten 
über 4 ()()() Besucher im THW-Zentrum 
am .Tag der oHenen Tür" gezähll werden. 

Landesbeauftragte trafen sich 
Im THW-Zentrum Mannheim 

Mannhelm. Eine Immer stärkere Anzie­
hungskraft und Bedeutung, die sich auch 
bundesweit auswirkt. bekommt das THW­
Zentrum des Ortsverbandes Mannheim. 
Es sind die Ideale Lage und die opllmale 
Ausstattung der Unterkunft, die das Zen­
trum immer öfter zum TreHpunkt für Ex­
perten und THW-Führungskräfte werden 
läBt. 

So trafen sich kürzlich die Landesbeauf­
Iragten und THW-Dlrektor Meier zu einer 

Unten I'KtIt.: Die TegungltellHfuner In MIMheIm. 
(Foto: Sand) 

eintägigen Tagung im Zentrum. Dabei 
wurden aktuelle Probleme ebenso ange­
sprochen wie Maßnahmen, die alle Lan­
desverbände betreffen. 

Bei einem Rundgang durch das Zentrum 
konnten sich die Gäste von dem großen 
Engagement überzeugen, das die THW­
Helfer hier beim Bau der Unterkunft an 
den Tag gelegl hatten. O. S. 

I Bayern tel 
GroBObung 
beim THW-OV P .... u 

Passau. "19 Stunden intensives Üben für 
den Katastrophenfall", so lautete die 
Überschrift In einer Passauer Tageszei­
tung nach einer Veranstaltung des THW­
OV Passau. Doch d~s Anlegen einer 
Übung bedeutet auch intensive Vorarbeit. 
Schon bei der Erstellung des Ausbil­
dungsplanes Im Dezember 1985 bekam 
die Technische Einsatzleitung Passau 
(Stadt) vom THW-Ortsbeauftragten Gott­
fried Weindler den Auftrag. eine Übung 
für alle Einheiten des Ortsverbandes aus­
zuarbeiten. 

Die Ziele waren : 
- Feststellung des Leistungsstandes. 
- EInsalzplanung. 
- Befehlsgebung, 
- Aufbau von Fernmelde-Verblndungen, 
- Marsch Im geschlossenen Verband, 
- Lösung fachdienstbezogener Aufga-

ben, 
- Zusammenarbeit verschiedener Fach­

dienste, 
- Versorgung und Entsorgung über ei-

nen längeren Zeitraum. 

Nach Ostern nahmen die Vorstellungen 
konkretere Formen an. Fast jede Woche 
trafen Sich an einem Abend Fachberater 
Günther Kapfer und der Leiter der TEL, 
Hlmar Hertel, um die Einlagen auszuar­
beiten. Geheimhaltung war oberste 
Pflicht. 



Mitte Juni gab es die ersten Aufträge für 
Vorbereitungsma6nahmen und Kfz-Vertei­
lung, und am Freitag, 20. Juni, 18.00 Uhr, 
war es endlich soweit: 

114 von 121 Helfern des Ortsverbandes 
sowie Schiedsrichter aus Simbach und 
Vilshofen waren angetreten und wurden 
vom Orts beauftragten Weindler begrüßt. 
Als Vertreter des Landesverbandes war 
Lothar Mayer anwesend, der einige auf­
munternde Worte an die Einsatzkräfte 
richtete. Übungsleiter Hertel gab an­
schließend die Ausgangslage bekannt. 
Sie endete mit dem Satz : "Um 17.00 Uhr 
sah sich der Oberbürgermeister der 
Stadt Passau aufgrund der Schäden ver­
anlaßt, die Alarmstufe 111 für die KatS-Hel­
fer anzuordnen und eine Verlegung in 
weniger gefährdete Gebiete für das THW 
zu veranlassen." Abschließender Auftrag: 
"Marschbereitschaft herstellen, Zugführer 
zur Befehlsausgabe!" 

Während die Helfer ihre Marschverpfle­
gung empfingen und die persönliche 
Ausstattung verluden, bekamen die Ein­
heitsführer den Marschauftrag. Punkt 
19.00 Uhr rollte die Kolonne mit 14 Lkw 
und sechs Anhängern aus der Unterkunft 
zu einem Marsch im geschlossenen Ver­
band. Doch schon nach zehn Minuten 
tönte aus dem funkgerät "Tatsache". Ein 
Helfer hatte einen Tetanieanfall (schmerz­
hafter Muskelkrampf) erlitten, der sich 
nach einer Versorgung durch den Sani­
tätshelfer des Bergungszuges schnell 
wieder löste. Beim ersten Technischen 
Halt auf einem Parkplatz an der B'8 führ­
ten die Kraftfahrer alle ihre Aufgaben 
durch, wie sie es vorher bei der Kraftfah­
rerausbildung gelernt hatten. 

Nach rund 40 km Marschstrecke beim 
2. Technischen Halt erhielten die Zugfüh­
rer ihre nächsten Aufträge : Der Ber­
gungszug hatte seine Zugbefehlsstelle in 
der Regensburger Straße 15 einzurichten 
und sich für Bergungseinsätze vorzube­
reiten. Der Instandsetzungszug mar­
schierte zum Wasserübungsplatz Obern­
zell und hatte den ABC-Zug Passau beim 
Aufbau einer Dekontaminationsstelle zu 
unterstützen. 

Schon stellte sich die erste Aufgabe für 
die Abwasser/Öl-Gruppe: Der ABC-Zug 
brauchte ca. 1,5 m3 Trinkwasser. Doch 
woher nehmen? Die Erkundung durch 
den Gruppenführer ergab, daß sich der 
nächste Hydrant in einer Entfernung von 
ca. 700 m befand. Also B-Schläuche aus­
rollen, kuppeln, Pumpen dazwischen­
schalten und "Wasser marsch!" Die Elek­
tro-Gruppe baute inzwischen eine kom­
plette Stromversorgung auf, um die 
Deko-Stelle mit Energie zu versorgen. 

Auch der Bergungszug brauchte nicht 
lange auf Einsätze zu warten, denn der 
Stützpunkt Vilshofen hatte während des 
Marsches unter der Leitung von Zugfüh­
rer Pater Krasemann in einem ehemall· 

TWH-HeHer bergen ei­
nen .Vertetzten- aus 
den yerunfallten Fahr­
zeugen. 

gen Bauernhof eine "Katastrophe" durch 
eine vermutliche Gasexplosion vorberei­
tet. Hier galt es, "Verletzte" zu bergen 
und zu versorgen. 

Auch die Pontongruppe wollte ihr Kön­
nen unter Beweis stellen. Ihr Auftrag : "Er­
kundung einer Biückenstelle für eine 
Grabenbrücke für Fußgängerverkehr über 
die Gaißa, damit die Sanitätskräfte "Ver­
letzte" eines Flugzeugabsturzes am jen­
seitigen Steilufer bergen können." 

Nach längeren Vorarbeiten war es um 
1.00 Uhr nachts soweit : Die 15 m lange 
und 1,20 m breite Fußgängerbrücke ver­
band beide Ufer und hielt der Bela­
stungsprobe von 1,5 t stand. Aber wenn 
die Brückenbauer ans Ausruhen dachten, 
hatten sie sich zu früh gefreut. "Die Pas­
sauer Donaubrücken sind gesperrt, der 
Steg muß abgebaut werden, da die Teile 
für den Fährenbau benötigt werden", so 
lautete die nächste Meldung. 

Um 4.00 Uhr früh wurde mit dem Fähren­
bau begonnen, und wirklich, um 6.00 Uhr, 
ganz nach Plan des Übungsleiters, konn­
ten die ersten Fahrzeuge übergesetzt 
werden. Zwischenzeitlich war im ganzen 
Unterkunftsbereich die Stromversorgung 
ausgefallen, so daß die Elektro-Gruppe 
mit der 65 kVA Netzersatzanlage den 

Rest der Nacht die Stromversorgung 
sicherstellte. 

Eine weitere Einlage im Morgengrauen 
hatte echte Einsätze als Hintergrund: 

Schon öfters hatte der Ortsverband ver­
letzte Spaziergänger von den unwegsa­
men Steilhängen der Donau zu bergen, 
eine wirklich schweißtreibende Arbeit. 

Der Einsatzauftrag an die 2. Bergungs­
sowie die Gerätegruppe lautete : "Anwoh­
ner von Hals melden Hilferufe vom Steil­
hang am linken llzufer. Durchsuchen Sie 
dieses Waldgebiet und bergen Sie even­
tuelle Verletzte bis zur nächsten befahr­
baren Straße!" 

Drei Helfer des Stützpunktes Vilshofen 
waren an dem dichtbewachsenen Steil­
hang versteckt. Schon nach 23 Minuten 
waren die "Verletzten" gefunden, versorgt 
und abtransportiert: eine Superleistung 
bei einer Morgentemperatur von fast 24° 
Celsius. Aber auch der Rest des Instand­
setzungszuges konnte während dieser 
Übung kaum ein Auge zutun : 

In Kalteneck war ein Brunnen leerzupum­
pen, in dem Schacht auf das freigelegte 
Rohr ein Gewinde zu schneiden und ein 
Schieber zu schrauben. Die Abwasser/ 
Öl-Gruppe mußte mit der "Kanalratte" ein 
Kanalsystem durchspülen, damit ein 

(Fotol: Pertel) 
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.seßhaftes Gasgemisch· entscharft wur­
de. Hierzu war, da die Wasserversorgung 
aus den Hydranten .ausgefallen· war, 
Wasser mit einer Pumpe aus der IIz zu 
entnehmen. In dem gleichen Gebiet fiel 
zusätzlich die Pumpe einer Abwasserhe­
bestation aus, so daß auch hier .Drecks­
arbeit" im wahrsten Sinne des Wortes 
anfiel. 

Durch einen "Sabotageakt" wurde ein 
Erdkabel zerstört, das die Stromversor­
gung einer Notunterkunft sicherstellen 
sollte. Zwei Kabelenden ragten aus ei­
nem Trichter heraus, eine Aufgabe für die 
Elektro-Gruppe, die dieses Problem sou­
verän löste und die Leitung wiederher- • 
stellte. 2,50 m tief war der Rohrgraben, in 
dem die GaslWasser-Gruppe einen 
Schieber einer Gasleitung erneuern muß­
te. Auch hier zeigte sich, daß die Helfer 
ihr Handwerk verstehen. 

Kurz vor Abschluß der Übung am Sam­
stag mittag kam noch einmal eine Einlage, 
diesmal war der leichte Bergungstrupp 
gefordert.· 

.Schwerer Verkehrsunfall auf der Zufahrt 
zum Winterhafen, vier eingeklemmte Per­
sonen. Es läuft Öl und Benzin aus. Über­
nehmen Sie die Bergung!", so lautete der 
Auftrag . 

Die THW-Helfer öffneten die Autotüren 
mit dem Rettungsspreizer, betteten die 
"Verletzten" vorsichtig auf Tragen. Nach 
16 Minuten war der Einsatz beendet. 

Am Ende der Veranstaltung gab es noch 
eine kurze Abschlußbesprechung - eine 
ausgiebige Manöverkritik mit allen Füh-
rungskräften folgte später. H. H. 

Mit zwei Kaminen fiel auch ein 
StOck Geschichte 

Amberg : Zweimal kracht es ... und dann 
stürzten Fabrik-Kamine um, der eine 27 
Meter, der andere 32 Meter hoch. Sie 
kippten genau in die gewünschte Fall­
richtung, wie von einer unsichtbaren 
Schnur gezogen. Eine gekonnte Leistung 
des THW, das diese Sprengung auf dem 
Gelände einer Firma mit einer Übung ver­
band. 

Eine Woche vorher waren schon von den 
Helfern des Instandsetzungszuges unter 
L8IIung von Zugführer Alfred Heiß und 
Ortsbeauftragten Walter Brandler nach 
Anweisung der beiden Sprengmeister 
Wolfgang Glas und Werner Iberl die 
Bohrlöcher mit Preßlufthämmern in die 
ZIegelkonstruktion getrieben worden. 

Schon in den Morgenstunden waren die 
Amberger THW-Helfer dabei, vor dem un­
mittelbar an den Bahngleisen gelegenen 
Kamin ein Brettergerüst zu errichten, um 
das bei der Sprengung herausgeschleu­
derte Gestein abzufangen. 
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Auf den Meter gen..., 118t ,lch cMr Kamin durch die 
gerk:htete SprHgung legen. (Foto: F ... nz) 

Punkt 10.00 Uhr war es soweit, der Kamin 
an der Fabrikstraße sollte fallen. Die Poli­
zei riegelte ab, von den THW-Helfern 
wurde kontrolliert, daß sich niemand im 
Sicherheitsbereich aufhielt, die Fotogra­
fen lagen im vierten Stock einer stillge­
legten Fabrikhalle auf der Lauer, um die 
Fallabschnitte im Bild festzuhalten. 

Die Warnsignale ertönten, dann noch ein 
paar Sekunden der Spannung und ein 
mächtiger Knall , der den 32 m hohen Rie­
sen erzittern ließ. Fast dachte man, er 
würde dennoch stehenbleiben. Doch 
nach wenigen Augenblicken neigte er 
sich, kippte über das herausgesprengte 
Loch ab und legte sich in einer breiten 
Gesteinswelle wie ein Teppich über den 
freien Platz. 

Das Geheimnis dieser Sprengungen liegt 
im Maulloch, das wie eine Kerbe beim 
Baumstamm die Fallrichtung vorgibt. Die 
elektrische Zündung mit einer nicht wahr­
nehmbaren Verzögerung pro Zünder soll 
die Erschütterung möglichst niedrig hal­
ten, weshalb der Kamin nicht zerbirs\, 
sondern sich wie ein gefällter Baumriese 
legt. 

Bei dem fünf Meter niedrigeren Kamin an 
den Bahngleisen ging es genauso vor 
sich. Ein Abstand von nur drei Metern 
von dem danebenstehenden Gebäude 
bedurfte besonderer Sorgfalt bei der Be­
rechnung der Sprengladung und dem 
Setzen der Bohrlöcher. Nach Absprache 
mit der Bundesbahn war die Strecke für 
die Sprengung von 12.10 bis 13.40 Uhr 
gesperrt. 

Die beiden Kamine hatten, wie der Inha­
ber der Fabrik berichtete, seit Jahrzehn-

ten keine Bedeutung mehr für die Pro­
duktion. Sie stammen noch aus Urgroß­
vaters Zeiten, als die Emailfabriken mit 
Damptmaschinen und eigener Gasversor­
gung energiemäßig praktisch autark ge­
wesen war und standen auf einem Gelän­
de, das brach liegt und einer anderen 
Verwendung zugeführt werden soll. 

THW·HeHer bewiesen 
ihr Können 

W. Sch. 

WUrzburg. Mit Ertolg beslanden neun 
Helfer des THW-OV Würzburg ihre Ab­
SChlußprüfung in der Grundausbildung. 
Vor einer Kommission des THW-Landes­
verbandes Bayern fand die diesjährige 
Prüfung der Jungheiter in der THW-Unter­
kunft Gemünden statt. Neben den Würz­
burg ern traten auch elf Helfer aus Ge­
münden, sieben aus Mellrichstadt und 
vier aus Karlstadt an. 

-Da. Anheben von Ichweren Lalten I.t eine von 24 
prlktlKhen Aufgaben. (FOIO : KlelMrt) 

Alle 31 Heiter bestanden mit Bravour ih­
ren ersten großen Test beim THW. 

Ausbilder Peter Zimmer vom THW-OV 
Würzburg konnte mit dem Abschneiden 
seiner Schützlinge mehr als zufrieden 
sein. Immerhin hatten sie 95,7 Prozent 
der gesamt möglichen Punktzahl erreicht. 

THW - eine echte BOrger. 
gemeinschaft 

W. K. 

Straubfng_ Zu einer kleinen Feierstunde 
in der Unterkunft des THW-OV Straubing 
konnte Ortsbeauftragter Dipl.-Ing. Reiner 
Glier neben Oberbürgermeister Ludwig 
Scherl und Bürgermeister Georg 'Bräu­
herr auch Hans Schelzig vom THW-Lan-



Stv. THW-land" beauftragt ... H. nl ScheLrlg Ober- Und 10 Ite llt l ieh der . H. II.ysehe Komet- In der NICht dem .t.unenden Publikum dir. 
releht die Ehrenpl.k. 1I. OberbÜrgermelltlr Schelf. 

(Foto: Meyerho'er, 

desverband Bayern sowie Rechtsdirektor 
Herbert Ettengruber begrüßen. Eingela­
den waren auch THW-Helfer, die länger 
als zehn Jahre beim Ortsverband Strau­
bing tätig sind. 

In seiner Rede dankte Schelzig den Ver­
tretern der Stadt für die malerielle Hilfe 
und die Anerkennung der Stadt für die 
Arbeit jedes einzelnen Helfers. "Vieles 
wäre nicht machbar in unserem Land, 
wenn es keine ehrenamtlichen Helfer 
gäbe", sagte Schelzig . 

Anschließend überreichte der Ortsbeauf­
tragte stellvertretend für den gesamten 
Stadtrat Oberbürgermeister Scherl und 
Bürgermeister Bräuherr die Ehrenplakette 
und Urkunde des THW für besondere 
Verdienste. 

Der Oberbürgermeister bedankte sich 
auch Im Namen seines Kol legen Bräuherr 
für diese Ehrung. "Die Bürgerschaft weiß 
eigentlich gar nicht, wie dankbar sie für 
diese freiwillige Helferschaft sein muß", 
so SCherl, "denn das ist ein Rest echter 
BürgergemeInschaft." Scherl versprach 
auch weiterhin dafür zu sorgen, daß dem 
THW-OV Siraubing eine finanzielle Hilfe 
durch die Stadt gewährt bleibt. 

Orts beauftragter Glier überreichte zum 
Schluß der Feierstunde allen Helfern, die 
bereits mehr als zehn Jahre beim THW 
tätig sind, als Anerkennung für ihr Enga-
gement ein kleines Geschenk. D. M. 

Improvl.ation Ist alles 

Hol. Warum sollte eigentlich im Jahr des 
Halleyschen Kometen dieser nicht auch 
einmal in der Gegend von Hof sichtbar 
sein? Diese Überlegung spornte THW­
Zugführer Karlheinz Göpfert an, spontan 
eine Wasserdienstübung für einen Teil 
des Bergungszuges anzusetzen, als er 
von der Stadt Hol angesprochen wurde, 
eine Attraktion für das ,,5. Hafer Seefest" 
am Naherholungszentrum Untreusee zu 
organisieren. 

Sachen, die es noch nie gegeben hat, ei-

gentlieh gar nicht gibt und auch nie wie­
derholt werden, sind seine Spezialität. Ein 
Stern müßte es sein, der bei Nacht mit 
langem Kometenschweif und mit viel 
Rauch und Feuer, Licht und Lärm die 
Festbesucher zu nächtlicher Stunde er­
freuen sollte. Und wenn es windig sein 
würde, dürften die Flöße sowie das Ar­
beits- und Schlauchboot keine Segel­
boote werden. Und woher nimmt man auf 
dem Wasser Strom und ohne Erdung? 
Und wie stellt man auf einem schwanken­
den Floß oder einem Schlauchboot eine 
Anlegeleiter auf, ohne daß auch nur eine 
Spur eines Anlegepunktes vorhanden 
ist? Und muß man beim Besteigen einer 
Stehleiter, die im Wasser steht, eine 
Schwimmweste anlegen? Und wie leuch­
tet ein Kometenschweif ohne Feuer, son­
dern mit Wasser? Solche Aufgaben wer­
den an keiner Katastrophenschutz-Schule 
gelehrt, stehen in keiner Dienst- und 
Ausbildungsvorschrift und auch nicht in 
der THW-Flbel. 

Im Laufe eines Tages und einer Nacht 
waren alle diese Probleme mit viel per­
sönlichem Engagement und Improvisa­
tionsvermögen gelöst. 

Der Komet Halley - mal größer, mal klei­
ner, abwechselnd bunt blinkend, ein 
Schweif, gebildet von einem beleuchteten 
Wassertall, rotes bengalisches Feuer -
zog seine Runden langsam über den 
See. H. K. 

Schwerer Verkehrsunfall auf 
der Autobahn bel MUmberg 

Hllpoltsteln. Jede Hilfe kam zu spät für 
Vater und Tochter einer Familie aus Es­
sen bei einem folgenschweren Unfall, der 
sich gegen 22. t 5 Uhr auf der Autobahn in 
Richtung Nürnberg, kurz vor der Ausfahrt 
Hilpoltsteln, ereignete. Gleich vier Autos 
prallten gegen tonnen schwere Spund­
wände, die ein Lastzug .abgeladen" hat­
te. Die Mutter der Essener Familie erlitt 
schwere Verletzungen, ebenso ein Ehe­
paar aus Bayreuth, das in dem zweiten 

Wagen saß, für den der verhängnisvolle 
Wall Endstation bedeutete. 

Nach Angaben des österreich ischen 
Lkw-Fahrers, der in Richtung München 
unterwegs war, nahm das Unglück sei­
nen Lauf, als er von einem unbekannten 
Pkw "geschnitten" wurde. Sein schweres 
Gefährt geriet von der äußersten Überhol­
spur auf das Bankett des Mittelstreifens, 
pflügte etwa tOO Meter durch den aufge­
weichten Boden, schrammte an der Leit­
planke entlang und "kippte" - als es end­
lich stand - die Ladung auf die Gegen­
fahrbahn. Der linke und mittlere Fahrstrei­
fen wurden durch die hydraulischen 
Spundwände - jedes Stück wog etwa 
vier Tonnen - gleich einer Mauer ver­
sperrt. 
Insgesamt vier Autos stießen gegen den 
eisernen Wall. Voran der Pkw eines Feu­
erwehrmannes aus Essen. Der Wagen 
wurde total demoliert, schoß aber noch 
etliche Meter weiter. Der Fahrer starb an 
der Unfallsteile, ebenso seine 16 Jahre 
alte Tochter, eine Schülerin, die in eine 
Decke gehüllt auf dem Rücksitz lag. Sie 
wurde im Schlaf vom Tod überrascht. Die 
Ehefrau und Mutter auf dem Beifahrersitz 
erlitt schwere Verletzungen. 

Ebenfalls sChwelVerletzt, aber noch le­
bend, konnten ein Heizungsmeister aus 
Bayreuth und seine Frau aus dem zwei· 
ten Fahrzeug geborgen werden. Ihr Auto 
steckte tief unter dem Hindernis. 

Glimpflich kamen die Insassen der bei­
den weiteren Autos davon. Alle Verun­
glückten mit Ausnahme der Schülerin wa­
ren angeschnallt. 

Die Rettungsmannschaften vor Ort hatten 
stundenlang zutun, um die Autobahn wie­
der freizubekommen. Trümmer der Fahr­
zeuge und das Eigentum der Verunglück­
ten mußten im Scheinwerterlicht auch an 
der Böschung der Autobahn eingesam­
melt werden. Bis 3.00 Uhr war der THW­
OV Hilpoitstein, der auch lür die Aus­
leuchtung der UnfallsteIle gesorgt hatte, 
im Einsatz. 
Der Lkw-Fahrer stand sichtlich unter dem 
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Eindruck der Ereignisse, er saß regungs­
los über das Steuer gebeugt in der Füh-
rerkabine. H. K. 

THW-OV Land.hut tor Olunfan 
beaten. gerOatet 

Ulndlhut. Die Transalpine ÖII~itung 
(TAL) reicht von Triest bis Ingolstadt. Als 
Helfer im Notlall ist für einen Teilbereich 
auch der THW-OV Landshut vorgesehen. 
Damit es bei etwaigen Störungen und 
Lecks in der Pipeline zu keinem größeren 
Schaden für die Umwelt kommt, proben 
die beiden Pontongruppen des Ortsver­
bandes regelmäßig den Ernstlall. 

Durch drei Länder fließt der braune Roh­
ölsaft von Triest nach Ingolstadl Die dik­
ken Rohre sind meist unterirdisch verlegt 
und gegen Einflüsse von außen, wie etwa 
Erdbeben oder Gewaltanschläge, weitge­
hendst gesichert. Dennoch haben die 
Betreiber entlang der gesamten Strecke 
zur weiteren Gewährleistung der Sicher­
heit Katastrophenschutz-Organisationen 
als Hilfe ,m Ernstlall eingesetzt. Sollte 
also wirklich einmal die Pipeline an einer 
Stelle undicht sein, können Feuerwehren 
und THW mit sogenannten Ölsperren 
größeren Schaden verhindern. 

Zum Glück ist ein derartiger Ernstlall 
noch nicht eingetreten. Für die THW-Hel­
fer heißt das aber noch lange nicht, die 
Hände ruhig in den Schoß zu legen. Re­
gelmäßige Übungen und Überprüfungen 
der benötigten Gerätschaften werden 
durchgeführt. Auch die zuständige Betrel­
bertirma in München - beauftragt mit der 
Überprüfung der Ölteitung - läßt ihren 
wachsamen Blick nicht von den Im Scha­
densfalt notwendigen Geräten. 

Mindestens einmal im Jahr läuten beim 
THW-OV Landshut zumindest übungsmä­
ßig die Alarmglocken : Zwei Ölsperren 
müssen in die Isar eingebracht werden. 
THW-Ortsbeauftragter Herbert Huber und 
Geschäftsführer Ernst Eck informierten 
sich vor Ort von der Einsatzfähigkeit der 
beiden Pontongruppen mit 24 Helfern. 

Ber6llS um 7.00 Uhr stehen zwei THW­
Helfer am Stausee Altheim biS über die 
Hüfte in der Isar. Die Sonnenstrahlen am 
wolkenlosen Himmel könnten hier sehr 
angenehm sein, wenn nicht ein eiskalter 
Wind allen Beteiligten kräftig ins Gesicht 
blasen würde. Da werden die Finger 
schnell klamm, während die einzelnen 
Balken für die Ölsperre miteinander ver­
bunden werden müssen. Und auch die 
jungen Männer im Schlauchboot, die die 
langen Seile in den Balken einhaken, 
rümpfen angesichts der Kälte die Nase. 

Nachdem man schon als erstes ein dik­
kes Seil von einem Ufer zum anderen ge­
spannt hat, können sich an diesem Seil 
entlang die orangegelben Seile .entlal­
ten·. Wie Perten auf die Schnur rücken 
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DIe Olopono 10. mit lei­
'*' In Po,mon ge­
bndIt (FotO: Lahmem) 

die Seilösen Richtung anderes Ufer. Die 
daran angebundenen Balken bilden bald 
eine Sperre über die Isar. Bei schönem 
Wetter lädt man normalerweise Ehrengä­
ste zu einem Balkenspaziergang über 
den Fluß ein, wird erzählt. An diesem 
Samstag wird niemand einem derartigen 
Angebot Folge leisten. 

Einsatzleiter Adolf Habereder besucht 
währenddessen die zweite Ölsperre am 
Kanal- und Ausgleichsweiher bei Moos­
burg. Hier steht niemand im Wasser. Man 
behilft sich mit zwei Plattformen am Was­
serrand. Wobei man beim Einlassen die­
ser Plattlormen vor Überraschungen nicht 
gefeit ist: Entgegen aller Erwartungen 
führt die Isar an dieser Stelle kein Hoch­
wasser, sondern fließt mit starker Strö­
mung mehr als einen Meter unter dem 
Normalstand dahin. Da gilt es zuerst, die 
Aufhängevorrichtungen für die Plattlormen 
zu verlängern. 

Ansonsten vertährt man nahezu genauso 
wie am Stausee in Altheim. Lediglich die 
Seile, an denen die Balken hängen, ver­
knüpfen die THW-Helfer am Geländer der 
Brücke. Da sind schon kräftige Hände 
vonnöten, um den Balken gegen die 
Strömung in ein schönes Rund zu zie­
hen. Doch die Übung klappt wie am 
Schnürchen. Davon kann sich auch ein 
Vertreter der Münchner Betreibertirma 
überzeugen. 

Bel Knackern, frischen Brezen und Ge­
tränken trifft man sich zu einer abschlie­
ßenden Manöverkritik. Ein schneller und 
richtiger Einsatz der THW-Helfer ist ge­
währleistet, so lautet das Ergebnis der 
Besprechung. Auch das Gerät und die 
nötigen Bindemittel Sind in gutem Zu­
stand. Die Übung hat gezeigt, daß der 
THW-OV Landshut in einem Ernstlalt 
durchaus in der Lage ist, Schaden 
größeren Ausmaßes zu verhindern. C. L 

Zu.ammenarbeH war getragt 

Hol. Am letzten Samstag im Mai war es 
endlich sow6ll, worauf sich die Helfer und 
Führungskräfte aller Fachdienste der 

THW-Ortsverbände Hof und Naila seit 
Wochen vorbereitet hatten: Die Kata­
strophenschutz-Volfübung des Landrats­
amtes Hof kam im unwegsamen MitteIge­
birgsbereich des Großen Waldsteins im 
Fichtelgebirge inS Rollen. 

Die Übungslage: .Bei schwülwarmen 
Maiwetter sind nach dem Absturz eines 
Linienflugzeuges weite Waldflächen in 
Brand geraten. Tote und Verletzte müs­
sen gebogen werden. Ausflügler mit Pkw 
und Omnibusse sind in sichere Bereiche 
zugeleitet. Ein umgestürzter Omnibus mit 
vielen Verletzten ist zu bergen, die Zu­
fahrtsstraßen sind für die Hilfsdienste frei­
zumachen. Die Katastrophenschutzkräfte, 
rund ßOO Personen, müssen versorgt, 
Funkstrecken und Fernmeldeleitungen 
aufgebaut und bedient werden: Kurz: 
Feuerwehren, Sanitäts- und Betreuungs­
kräfte, Bergungs- und Fernmeldedienst, 
Polizei, Forstamt und KatS-Einsatzleitung 
waren mit Aufgaben reichlich eingedeckt. 

In einer vorgeschalteten Stabsrahmen­
übung und mehreren Vorbesprechungen 
mit den Führungskräften der einzelnen 
Organisationen und Behörden wurde der 
Rahmen der Übung abgesteckt und die 
nahezu gleiche Einbindung aller Fach­
dienste erarbeitet. 

Bereits einen Tag vor der Übung hatte 
das THW eine Flugzeugattrappe aufge­
baut, in der die VerletztendarsteIfer des 
BRK unterzubringen waren, und ein alter 
Bus wurde vor Ort gebracht. Am frühen 
Übungsmorgen besetzte der Leitungs­
dienst von Landratsamt, Feuerwehr, THW, 
BRK, Polizei und Forstamt seine 
Standorte. Das Szenarium konnte an­
laufen. 

Streifenbeamte der Landespolizei, Sani­
tätskräfte und die örtliche Feuerwehr wa­
ren zunächst in kleiner Besetzung vor 
Ort, bis das Schadensausmaß zu erken­
nen war und Großalarm ausgelöst wurde. 
Die Katastropheneinsatzleitung trat im 
Landratsamt zusammen und wurde von 
der Fernmeldezentrale HVB unterstützt. 
Eine örtliche Einsatzleitung der Feuer­
wehr wurde alarmiert und konstituierte 



sich mit den Fachberatern aller Fach­
dienste und der Polizeit im Rathaus des 
Marktes Zell im Landkreis Hof. 

Landrat Ewald Zuber .kam vor Ort und er­
klärte den .Katastrophenfall·. Die THW­
Bergungszüge Hof-Stadt und Hof-Land 
wurden durch die Polizei über Funkalarm­
empfänger alarmiert mit der Weisung, im 
Bereich der Sendeanlagen am WaIdstein­
gipfel Brandschneisen zu schlagen. 

Der Leitungsdienst des THW sorgte mit 
Knall- und Rauchkörpern für eine sehr 
realistische Darstellung. Da abzusehen 
war, daß sich die Übung bis in den 
Nachmittag hinziehen würde, begannen 
auch die THW-Köche der Verpflegungs­
trupps Hof und Naila mit ihren Vorberei­
tungen, denn in drei Feldkochherden wa­
ren immerhin 800 Portionen Mittagessen 
vorzubereiten, zu kochen und auszu­
geben. 

Die anderen Organisationen hatten mit 
den von der Öffentlichen Einsatzleitung 
zugewiesenen Aufgaben und den vom 
Leitungsdienst eingespielten Einlagen 
ebenfalls reichlich zutun. Die Feuerweh­
ren aus dem Landkreis Hof vollbrachten 
mit dem Aufbau einer 2,5 km und einer 
1,5 km langen Schlauchleitung im gebir­
gigen Gelände eine wahre Meisterlei­
stung. Die eingesetzten Tanklöschfahr­
zeuge und PumpfaBwagen schafften ste­
tig Wasser herbei. 

Notärzte, Sanitäter und Helferinnen des 
BRK kümmerten sich um • Verletzte" und 
deren Transport in die Verbandzelte. Be­
amte der POlizeiinspektion Münchberg 
und der Einsatzzentrale der Polizeidirek­
tion Hof lenkten und leiteten den Verkehr 
und identifizierten mit ihren Kollegen von 
der Kripo .Tote· aus dem abgestürzten 
Flugzeug. 

Die Bediensteten des Landratsamtes, die 
nicht in der Katastropheneinsatzleitung 
oder im Leitungsdienst eingesetzt waren, 
führten die Gäste der benachbarten 
Kreisverwaltungsbehörden und KatS-Or­
ganisationen an die einzelnen Einsatz­
schwerpunkte. Schwer hatten es alle Ein­
satzkräffe vor Ort mit dem Vorstellungs­
vermögen. 

Der durch die .hochsommerlichen" Tem­
peraturen geförderte rasante Fortschritt 
des Waldbrandes war nicht sichtbar, es 
gaB den ganzen Tag in Strömen und die 
Temperaturen stiegen auf maximal 
+ 5' Celsius. 

Resümee: Die Führungskräfte und Helfer 
aller Fachdienste beherrschen ihr Hand­
werk bestens. SChwerpunkte in der Aus­
bildung sind aber zukünfig im Umgang 
und Gebrauch der Führungsmittel, wie 
Karte und KompaB, im Funk- und Fern­
meldewesen und in der Befehlsgebung 
zu setzen. Denn innerhalb der Einheiten, 
vom Zugführer bis zum Helfer, gab es 
kaum etwas zu kritisieren. Jedoch zeigten 

sich viele Schwachstellen im fachdienst­
ü"ergreifenden Führungswesen und in 
der Zusammenarbeit, auch fachdienst­
gleicher Einheiten. Dies zu erkennen, war 
jedoch Zweck der Übung, und dies zu 
verbessern, wird Aufgabe der zukünftigen 
Ausbildung beim THW Hof und Naila 
sein. Insgesamt waren jedoch die rund 
110 beteiligten THW-Helfer mit Begeiste­
rung bei der Sache. H. K. 

Kunstflug-Weltmeister tödlich 
verunglDckt 

Peguftz. Das ansonsten ruhige Osterlest 
1986 wurde durch ein tragisches Flug­
zeugunglück nahe Speichersdorl über­
schattet : Nach dem ZusammenstoB 
zweier Privatflugzeuge in der Einflug­
schneise des .Rosenthal-Airlields· ka­
men am Samstag nachmittag vier Männer 
ums Leben, unter ihnen der erlolgreichste 
deutsche Motor-Kunstllieger der Nach­
kriegszeit, der 37jährige Manfred Strößen­
reuther. 

Erst vor wenigen Wochen hatte sich am 
Speichersdorler Flugplatz ein tödlicher 
Unfall ereignet: Damals war unter bis 
heute nicht vollends geklärten Umstän­
den ein junger Bayreuther Fallschirm­
springer wie ein Stein zu Boden gestürzt, 
nachdem sich sein Schirm nicht geöffnet 
hatte. 

Der folgenschwere Flugunfall ereignete 
sich am Samstagnachmittag gegen 15.00 
Uhr. Manfred StröBenreuther und der 
ebenfalls erlahrene Pilot Loitpold Müller 
aus Krumbach waren gerade dabei, einen 
Zielanflug zu üben. Im gleichen Augen­
blick setzten der Fluglehrer Jürgen Claas 
und Klaus Dieter Fathmann zu einem 
Landemanöver an. Dabei stieBen die bei­
den Maschinen in der Luft zusammen. 
Sie fielen aus etwa 50 Meter Höhe zu Bo­
den und zerschellten. 

Jürgen Claas aus Bremen, Dr. Luitpold 
Müller und der Rheinländer Klaus Dieter 
Fathmann waren sofort tot, während Man­
fred StröBenreuther noch schwache Le­
benszeichen von sich gab. Trotz intensi· 

Die belden yerunglück­
ten Sportflugzeuge. 

(Foto: FOrt) 

ver Bemühungen der Ärzte kam für den 
sympathischen Sportsmann aber jede 
Hilfe zu spät. 

StröBenreuther, zweimal Wellmeister, vier­
mal Europameister und mehrtacher deut­
scher Titelträger, hinterläßt eine Frau und 
zwei Töchter im Alter von acht Jahren 
und fünf Monaten. 

Der Weltmeister, der eine japanische Fuji 
200 flog, wollte Dr. Müller in das Flugge­
rät einweisen, nachdem dieser sich ein 
Flugzeug dieses Typs anschaffen wollte, 
während sich Claas, ebenfalls ein erlah­
rener Fluglehrer, zusammen mit Fath- . 
mann auf einem normalen Übungsflug 
befand. Die beiden flogen eine amerikani­
sehe Cessna 150. 

Gäste des Flugschule-Restaurants waren 
Zeugen, wie die beiden Flugzeuge sich in 
der Luft krachend berührten, zu Boden 
stürzten und etwa 80 Meter neben der Ei­
senbahnlinie Bayreuth-Weiden auf eine 
Wiese aufschlugen, etwa 850 Meter vom 
Tower entternt. 

Obwohl per Hubschrauber schnell ärztli­
che Hilfe an Ort und Stelle war, kam für 
die vier Piloten jede Hilfe zu spät. Zur Ab­
sturzstelle wurden auch zehn Feuerweh­
ren und der THW-OV Pegnitz gerufen. 

Noch am Unglückstag nahmen Experten 
des Luftfahrtbundesamtes Braunschweig 
die Ermittlungen auf. F. F. 

Schlden In MillIonenhöhe nach 
schweren Gewittern 

Schwandorf. Schwere Unwetter, sintflut­
artiger Regen und Hagel richteten Mitte 
Juni in weiten Teilen der Bundesrepublik 
Millionenschäden an. Ein 59jähriger Mann 
und ein 18jähnger Lehrling wurden vom 
Blitz erschlagen. Im saarländischen Wad­
gassen kam ein Mann ums Leben, als er 
in seinem überlluteten Keller stürzte. Am 
Tegernsee erlitten fünf Badegäste Verlet­
zungen durch einen Blitzschlag. Vor al­
lem in Nordbayern wurden zahlreiche 
Gehöfte durch Blitze in Brand gesteckt. 
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Begonnen hatte die Unwetterserie in Tei­
len Hessens, Rheinland-Pfalz und dem 
Saarland, Die Frankfurter Feuerwehr 
muBte den Ausnahmezustand ausrufen. 
Ein Haus Im Süden der Stadt wurde eva­
kuiert, weil eine 35 Meter hohe und vier 
Meter dicke Pappel auf den Bau gestürzt 
war. Feuerwehr und THW muBten zu 100 
Einsätzen ausrücken. Ein Blitzschlag 
legte die gesamte Stromversorgung im 
Malnzer Hauptbahnhof lahm. 

Ein wahrer Katastrophenregen, der Schä­
den In Höhe von einigen Millionen Mark 
anrichtete, ging in der Zeit zwischen 
18.30 und 19.30 Uhr über dem westlichen 
Rand der Stadt Schwandort nieder. 

Den 17. Juni 1986 werden die Bewohner 
des kleinen Schwandorler Stadtteils 
Gögglbach mit Sicherheit nicht so 
schnell vergessen. Messungen einiger 
LandWirte zufolge, fielen am frühen 
Abend - innerhalb von 20 Minuten - Nie­
derschläge mit einer Intensität von etwa 
50 bis 60 Litern pro Quadratmeter. 

Dieser Katastrophenregen, der Im soge­
nannten Gögglbachtal niederging, wird Im 
nachhinein von Fachleuten beim Wasser­
wIrtschaftsamt Amberg als absolutes 
.Jahrhundert-Ereignis· eingestuft. 

Seine Auswirkungen auf den Ort Göggl­
bach waren in der Tat verheerend. Unauf­
haltsam schossen Wassermassen von 

Warndienst 
Bundeaverdien8tkreuz fOr 
Helmuth FOrsten berg 

Br.un.chwefg. Der Leiter der Warn­
dienst-LeitmeBstelie 34, Braunschweig, 
Helmuth Fürstenberg, erhielt in einer Fei­
erstunde Im Braunschweiger Rathaus das 
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Neukirchen her auf das Dorl an der Ju­
rastraSe zu und bahnten sich an der 
Stelle eines früheren Bachs ihren Weg. 
Der Leitungsstrang für Oberllächenwas­
ser, der vor über zehn Jahren im Rahmen 
der Flurbereinigung an der Stelle des 
ehemaligen Bachs durch Gögglbach ver­
legt worden war, konnte diese unwahr­
scheinlich starken Wassermassen - trotz 
eines Durchmessers von zwei Metern -
nicht mehr aufnehmen. Die Folge davon 
war, daS der gesamte Orts kern unter 
Wasser stand. 

Obwohl mehrere Feuerwehren und das 
THW sofort mit allen verlügbaren Kräften 
anrückten, konnte ein beträchtliches 
SchadensmaS nicht mehr verhindert wer­
den. Stundenlang war dann die Ortsmitte 
Gögglbachs unzugänglich: abgestellte 
Autos waren bis zur Oberkante in Wasser 
getaucht, slntllutartlge Wasserströme 
drangen durch Türen und Fenster in 
Wohnhäuser ein und überschwemmten 
nicht nur eine Vielzahl von Kellern. Mitge­
führter Schlamm riB zudem kteine Bäume 
und Sträucher weg, verwandelte landwirt­
schaftliche Anwesen in Sumpflandschaf­
ten. 

AngesIchts dieses Katastrophenfalles 
hatten natürlich auch die Hilfsmannschaf­
ten vor Ort einen äuBerst schweren 
Stand. Pausenlos pumpten sie die schier 
unaufhörlich flieSenden Wassermassen 

von Bundespräsident Richard von Weiz­
säcker verliehene Bundesverdienstkreuz 
am Bande. 

Oberbürgermeister Hartmut Scupin, der 
die Auszeichnung überreichte, würdigte 
die Verdienste Fürstenbergs. Das Bun­
desverdienstkreuz sei Ihm sowohl für 

Dr. Augu.t..JOrgen 
M .. ke (iinka) gf1ltunert 
Helmuth FQr.tenberg 
zur hohen AulZefch-
nung. (Foto: Rothe) 

aus der Senke In die Gögglbacher Orts­
mitte und aus verschiedenen Gebäuden 
ab. Erschwert wurden ihre Hilfeleistungen 
durch zu diesem Zeitpunkt immer noch 
anhaltenden Gewitterregen. Bis spät in 
die Nacht hinein dauerte es, ehe man die 
Ausnahmesituation im Griff und zumin­
dest eine weitere Ausbreitung der Über­
schwemmungen eingedämmt hatte. Ge­
gen 2.30 Uhr verlieBen dann die letzten 
Trupps von Feuerwehr und THW Göggl­
bach. 

Unterdessen liefen den ganzen nächsten 
Tag über in Gögglbach die Aufräumungs­
arbeiten auf Hochtouren. Der städtische 
Bauhof war gleich am Morgen angerückt, 
um zunächst einmal die angeschwemm­
ten Schlammablagerungen zu beseitigen 
und weiteres Vorgehen zu ermöglichen. 
Die Bewohner der arg in Mitleidenschaft 
gezogenen Gebäude hatten afle Hände 
voll zu tun, um ihre Anwesen überhaupt 
wieder bewohnbar zu machen. Dabei 
wurde dann erst das wahre Schadens bild 
sichtbar: Schaufelweise räumten sie 
Schlamm aus den Wohnungen, brachten 
Einrichtungsgegenstände - soweit dies 
noch möglich war - wieder in brauchba­
ren Zustand. 

Die Höhe des entstandenen Sachscha­
dens beläuft sich nach einer ersten 
Schätzung der Stadtverwaltung allein in 
Gögglbach auf über eine Million Mark. am 

kommunal politisches Engagement als 
auch für seine mehr als zwanzigjährige 
ehrenamtliche Tätigkeit als Leiter der 
Warndienst-Leitmeßstelie vertiehen wor­
den. 

Fürstenberg war viele Jahre lang Ratsherr 
in seiner Heimatstadt. Seit 1981 ISt er Be­
zirksbürgermelster. Dies zeige, so der 
Oberbürgermeister, daß die Bürger ihm 
Vertrauen geschenkt hätten. 

Das Ehrenamt afs Leiter der Leitmeßstelie 
habe Fürstenberg übernommen, als seine 
Zeit bei der Bundeswehr vorüber gewe­
sen sei. Scupln : .Sie haben Ihre Kennt­
nisse eingebracht, Sie haben sich Aufga­
ben ausgesucht, die Ihnen afles abverlan­
gen, die Sie aber dennoch mit Bravour 
lösen.' 

Er schätze an Fürstenberg, sagte Scupin, 
das unbedingte Eintreten für den Staat. 

Erste Gratulanten waren der Leiter der 
Abteilung Warndienst, Dr. August-Jürgen 
Maske, und der Leiter des Warnamtes 11, 
Wolfgang Blskupek. H. H. 



Deutsches Rotes Kreuz 

Afghanische Flüchtlinge 
in Pakistan 

Mehr als 3 Millionen Menschen sind seit 
Ausbruch der bewaffneten Konflikte von 
Afghanistan nach Pakistan geftohen. Sie 
bilden weltweit die gröBte Flüchtlingspo­
pulation, und das in einem Land, welches 
aus eigener Kraft dieser Situation kaum 
Herr werden kann: In 308 Flüchtlingsdör­
fern sind die Flüchtlinge untergebracht, 
237 davon liegen in der Nordwestgrenz­
provinz, 60 in Belutschistan und 11 ,m 
Pandschab. Zu 82 Prozent sind die dort 
lebenden Afghanen - und zwar in erster 
Linie Frauen und Kinder - auf die Unter­
stützung der pakistanischen Regierung 
und der internationalen Gemeinschaft an­
gewiesen, deren Hilfeleistungen noch auf 
lange Zeit unverziehtbar sein werden. 

Der Pakistanische Rote Halbmond und 
die Liga der Rotkreuz- und Rothalbmond­
gesellschaften bauen z. B. das Gesund­
heitswesen aus und versorgen um die 
100000 afghanisehe Flüchtlinge, insbe­
sondere die Neuankömmlinge. 

Medizinische Programme 

Eine Augenklinik in Mardan (Nordwest­
grenzprovinz) wird seit 1983 im Auftrag 
der Liga vom Schweizer Roten Kreuz zu­
sammen mit dem Pakistanischen Roten 
Halbmond betrieben. Sie hat eine Kapazi­
tät von 60 Betten, zwei Chirurgen operie­
ren gleichzeitig. Fast 24000 Patienten 
konnten im letzten Jahr versorgt werden, 
über 4100 Augenoperationen (Anteil 
Grauer Star: 2140 Operationen) wurden 

durchgeführt. Daneben werden einheimi­
sche Hilfskräfte aul Vorbeugeprogramme 
gegen Augenkrankheiten geschult. 

Die medizinische und basisgesundheits­
dienstliehe Betreuung des Flüchtlingsdor­
fes Adezai (Nordwestgrenzprovinz) wurde 
vom Pakistanischen Roten Halbmond mit 
Unterstützung der Liga im April 1985 
übernommen. Die Basisgesundheitssta­
tion in diesem Flüchtlingsdorl wurde vom 
Deutschen Roten Kreuz finanziert . 

SeIt 1M3 wird In Mard.n .Int Augenklinik betrie­
ben. 

Ein .Aleg~'" Hlnd· 
'-lmC.mp. 

Die Gelder für diese HillsmaBnahmen im 
Camp Adezai stammen wesentlich aus 
einer von der Stadt Osnabrück mit Unter­
stützung des Roten Kreuzes gestarteten 
Aktion zugunsten afghaniseher Flücht­
linge in Pakistan. Auf diese Weise wur­
den von den Bürgern und dem Rat der 
Stadt Osnabrück über 100000 DM aufge­
bracht. 

Neben der allgemeinen medizinischen 
Versorgung betreibt das dortige Ärzte­
team des Pakistanishen Roten Halbmon­
des die Ausbildung von derzeit 32 afgha­
nisehen Hilfskräften zum Einsatz bei den 
Bewohnern des Flüchtlingsdorles. Jeder 
dieser Heller betreut etwa 30 Familien, 
die er regelmäßig aufsucht und für die er 
ständiger Ansprechpartner in Fragen der 
Gesundheitsvorsorge (z. B. Impfungen, 
Malariavorbeugung, Schwangerenbera­
tung etc.) ist. 

Das Aulnahme-Krankenhaus ,m Mianwali­
Distrikt ist als allgemeinmedizinische Kli­
nik ausgelegt und hat eine Kapazität von 
70 Betten. Neben Entbindungs- und Kin­
derstation gibt es je eine allgemeinmedi­
zinische und chirurgische Abteilung so­
wie Laboreinrichtungen und eine Rönt­
genstation. Je ein Arzt für Allgemeinmedi­
zin, Chirurg und Labortechniker sowie 
drei Schwestern der Liga stel len zusam­
men mit einheimischen Ärzten und 
Schwestern die Gesundheitsversorgung 
der alghanischen Flüchtlinge In diesem 
Distrikt sicher. Das Krankenhaus gewähr­
leistet die stationäre Behandlung sowohl 
der ca. 120000 in diesem Distrikt leben­
den Flüchtlinge als auch der einheimi­
schen Bevölkerung. 

HlifsgOter 

Insbesondere an neuangekommene 
Flüchtlinge werden Schuhwerk und Klei­
dungsstücke ausgegeben wie auch Stoff 
zum Schneidern der traditionellen algha­
nischen Kleidung. Aus seinen Altkleider­
beständen stellte das Deutsche Rote 
Kreuz 100000 Kilo gebraUChte Kleidungs­
stücke zur Verlügung. Um das HilIspro­
gramm der Liga der Rotkreuz- und Rot­
halbmond-Gesellschaften im bisherigen 
Umfang weiterzuführen und zu verbes­
sern, veranschlagt die Liga einen Finan­
zierungsbedarl für 1986 von mehr als 
7 Millionen DM. 

Spenden konto 414141 bei allen Banken 
und Sparkassen in der Bundesrepublik 
Deutschland sowie beim Postscheckamt 
Köln, Kennwort .Flüchtlingshilfe Afghani­
stan". 

Horst F. Hamborg 

ZS-MAGIIZlN 9Ill6 43 



Präsident des DRK 
besuchte Entwicklungsprojekte 
in Sri Lanka 

Mit großer Befriedigung konnte der Präsi­
dent des Deutschen Roten Kreuzes, Pnnz 
Wiltgensteln, in der letzten Juli-Woche 
die Ergebnisse einer siebenjähngen Ent­
wIcklungszusammenarbeit zwischen dem 
DRK und dem Roten Kreuz von Sri Lanka 
besichtigen. 

Noch 1977 stand die nationale Rotkreuz­
Gesellschaft von Sn Lanka nur mehr oder 
weniger auf dem Papier. Damals fehlten 
dem Präsidenten der Gesellschaft die 
Mlllel, um an der Inlernationalen Rot­
kreuz-Konferenz von Bukarest teilnehmen 
zu können. Die Gesellschaft verkaufte Ih­
ren einzigen Jeep, um die Flugkosten da­
von zu finanzieren. Im Reisegepäck hatte 
Chairman Abeyasekera Anträge an Rot­
kreuz-Gesellschaften der Industrieländer, 
mit der Bitte um Unterstützung. 

Als erstes hall das Norwegische Rote 
Kreuz und machte die Zentrale des Roten 
Kreuzes in Colombo eXistenzfähig. 

1979 entwickelte das Rote Kreuz von Sri 
Lanka sodann mit dem DRK einen ehr­
geizigen Plan zum Ausbau des BasIsge­
sundheitsdienstes auf der gesamten In­
sel. 

Das DRK forderte das Prolekt mil eige­
nen Mitteln, mit Mitteln der Bundesregie­
rung und durch einen Delegierten, der 
über einen längeren ZBilraum vor Ort ar­
beitete. Das Ergebnis, von welchem sich 
der PräSident des DRK überzeugen 
konnte, läßt sich In beachtlichen Zahlen 
ausdrücken: 

22 Sozial-Zentren wurden errichtet, In de­
nen sich alle Arten von Rotkreuz-Aktivltä-
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ten abspielen. Erste-Hilfe-Ausbildung, 
Gesundhelts- und Hygieneerziehung, me­
diZInische Untersuchung und Versorgung 
insbesondere mangelernährter Kinder, 
Ausbildung arbeitsloser Jugendlicher und 
andere Maßnahmen zur Verbesserung 
der Lebensqualität und Struktur in ländli­
chen Regionen. 

80000 freiwillige Helfer des Roten Kreu­
zes konnten gewonnen und ausgebildet 
werden. Das Rote Kreuz von Sn lanka 
wurde zur größten freiwilligen Organisa­
tion des Landes und konnte sein Renom­
mee innerhalb der Bevölkerung und auch 
bei der eigenen Regierung erheblich ver­
bessern. Gleichzeitig konnte das Rote 
Kreuz von Sir lanka auch auf eine solide 
finanzielle Basis gestellt werden, so daß 
es keine fremde Hilfe mehr benötigt, um 
im derzeitigen Umfang tätig bleiben zu 
können. 

Darüber hinaus konnte sich das Rote 
Kreuz von Sn Lanka auch im Katastro­
phenschutz bewähren, nachdem es bei 
einem Dammbruch Tausende von Ob­
dachlosen und Verletzten gegeben hatte. 
Ferner könnte die bestehende Situation 
der Auseinandersetzung zwischen Tami­
len und Singhalesen schnell von heute 
auf r,10rgen den Elns'atz des Roten Kreu­
zes notwendig machen. 

Unter dem Stnch war es befnedlgend zu 
sehen, daß die sogenannte Hilfe zur 
Selbsthilfe realisiert werden kann, wenn 
eine HIlfsorganIsation In einem Land der 
Drillen Welt so entwickelt Wird, daß sie 
die FähigkBllen erlangt, mit eigenen Hel-

01. M.ldent.., der 
Aotllnuz-Gftellschal­
ten der Bundetrepubllk 
Deuttchland und Srt 
lIInk .. (SUd hintergrund 
recht.) bellchtlgen die 
w.~~zu,V.~­
aervng der Hyg ...... In 
den YOn Krankheiten 
und Seuchen bedrohten 
Dörfern. 

Au. Beltmwoll,..,ten werden Blndflden herg .. tellt 
- .Ine von verlchledenen DRK-8efblthllfem.nneh­
rMn In Dörfem mit hoher Att*t.lo.lnquot •. 

fern und Mitteln der Bevölkerung zu hel­
fen und nicht mehr auf Hilfe von außen 
angewiesen 1St. 

von Block-Schlesier 

Personenbeförde­
rungsgesetz -
DRK fordert 
nachdrUcklich die 
Zukunftssiche­
rung des Ret­
tungsdienstes 

Mit großem Bedauern muß das Deutsche 
Rote Kreuz zur KenntniS nehmen, daß In 
dieser Legislaturperiode keine Chance 
mehr besteht, die Novellierung des Per­
sonenbeförderungsgesetzes im Bundes­
tag zu beschließen. Somit bleibt eine Re­
gelung des Verkehrs mit Krankenkraftwa­
gen Im Interesse der SIchersteIlung von 
Qualität und Wirtschaftlichkeit des ge­
meinnützigen Rettungsdienstes weiterhin 
gefährdet. Nach Auffassung des DRK 
sollte durch eine solche Regelung ein 
einheitlicher Qualitätsstandard Im Ret­
tungsdienst sichergestellt werden. 

Da es zu einer Novellierung durch den 
Bundestag nicht mehr kommen wird, be­
dart es dringend entsprechender Vorkeh­
rungen In den jeweiligen Landesgesetz­
gebungen. Die landesregierungen wer­
den aufgerufen, unverzüglich gemäß ihrer 
politischen Verantwortung zu handeln. 



Arbeiter-Samariter-Bund 

ASB-Bundes­
vorstand 
vor der 
Presse 

Zu drei Themen, die die Hilfsorganisation 
beschäftigen, hat tier ASB-Bundesvor­
stand im Juni vor der Presse Stellung 
genommen : Situation im Rettungsdienstl 
Krankentransport, gesetzliches Berufsbild 
für Rettungssanitäter sowie Zivil- und Ka­
tastrophenschutz nach Tschernobyl. 

ASB-Bundesvorsitzender Martin Ehmer 
forderte die Bonner Regierung erneut auf, 
einheitliche Rechtsgrundlagen für den 
Zugang zum RettungsdienstlKranken­
transport zu schaffen. Eine Änderung des 
Personenbeförderungsgesetzes sei drin­
gend geboten, um das ungleiche Neben­
einander von anerkannten Rettungs­
dienst-Organisationen und privaten Kran­
kentransport-Unternehmen zu beenden. 

Zugleich appellierte Ehmer an die Kom­
munen, private Anbieter erst dann zuzu­
lassen, wenn eine "objektive Bedartsprü­
fung" eine Unterversorgung ergeben 
habe. Der ASB reagierte mit seinen For­
derungen auf die zunehmende Tätigkeit 
von privaten Krankentransporteuren. 

Der ASB, erläuterte Ehmer, sei ebenso 
wie andere Rettungsorganisationen und 
Feuerwehren nach den Länderbestim­
mungen verpflichtet, einen organisierten 
Rettungsdienst flächendeckend rund um 
die Uhr aufzubauen. Wenn Private mitwir­
ken wollten, müßten sie die gleichen Vor­
aussetzungen ertüllen. Es gehe nicht an, 
sagte Ehmer, daß Private sich "die Rosi­
nen herauspicken" , der ASB und andere 
Träger aber die hohen Vorhaltekosten ei­
nes organisierten Rettungsdienstes tra­
gen. Staatliche Aullagen seien auch für 
private Krankentransporteure nötig, etwa 
Betriebs- und Beförderungspflicht. 

Die Absicht der Bundesregierung, ein ge­
setzliches Berufsbild für Rettungssanitä­
ter vorzulegen, begrüßte der ASB-Bun­
desvorstand vor der Presse. Nur eine 
qualifizierte Ausbildung, die über das seit 
1977 geltende 520-Stunden-Programm 
hinausgehe, könne dem Rettungsdienst­
personal ausreichend Kenntnisse vermit­
teln, die für Notlallrettung und Kranken­
transport unverziehtbar sind. Daß die 
Ausbildungs-Anforderungen an das Ret­
tungsdienstpersonal bisher weit hinter 

den Vorschriften an die materielle und or­
ganisatorische Ausstattung des Ret­
tungsdienstes zurückbleiben, hatten 
Fachleute seit langem kritisiert. 

Die Bedeutung ehrenamtlicher Helfer für 
den Rettungsdienst, so der ASB, müsse 
aber "im vorliegenden Gesetzentwurt 
noch stärker berücksichtigt werden". 

Unter dem Eindruck der Reaktorkatastro­
phe in Tschernobyl appellierte der ASB 
an Bund und Länder, den Zivil- und Kata­
strophenschutz auszubauen. 

ASB-Bundesvorsitzender Martin Ehmer 
sprach sich dafür aus, die Finanzmittel 
wesentlich zu erhöhen und die vorhan­
dene Ausstattung den technischen Ertor­
dernissen anzupassen. Außerdem müß­
ten die gesetzlichen und planerischen 
Grundlagen umfassend überarbeitet und 
teilweise neu vertaßt werden, um ausrei­
chend Vorkehrungen vor möglichen Ge­
fahren in verschiedenen Bereichen treffen 
zu können. 

. 

Nach Tscher­
nobyl: Spitzen­
gespräche über 
Katastrophen­
schutz in Bonn 

esc 

Zu einem zweistündigen Meinungsaus­
tausch kamen Bundesminister Wolfgang 
Schäuble und Vertreter der Hilfsorganisa­
tionen, darunter ASB-Vorsitzender Martin 
Ehmer, am 24. Juni im Bonner Kanzleramt 
zusammen. Einziges Thema: der Kata­
strophenschutz nach Tschernobyl. Wäh­
rend des Gesprächs erläuterten die Ver­
treter der Organisationen ein gemeinsam 
erarbeitetes Thesenpapier. Darin fordern 
sie ein "bürgernahes und effizientes 
Schutz- und Hilfeleistungssystem". Au­
ßerdem müsse das Verständnis der Be­
völkerung für den Katastrophenschutz 
verstärkt werden. 

Einig waren sich alle Beteiligten, daß der 
Katastrophenschutz verbessert werden 
muß. Die Notwendigkeit gemeinsamen 
Handeins, hieß es nach dem Treffen, sei 
unstrittig und das nicht erst nach dem 
Reaktorunfall in der Ukraine. Die Gesprä­
che sollen mit Beteiligung der Länder 
und kommunalen Spitzenverbänden fort­
gesetzt werden. 

7. Juli - Gespräch der Organisationen mit 

dem Vorsitzenden der SPD-Bundestags­
fraktion, Hans-Jochen Vogel. Einigkeit 
auch hier: Im System des Katastrophen­
schutzes sind grundlegende Verbesse­
rungen nötig. Die Zusammenarbeit zwi­
schen staatlichen Institutionen und den 
im Katastrophenschutz mitwirkenden Or­
ganisationen müsse neu geregelt wer­
den. Auch in der Bevölkerung sei ein 
"dauerhaftes Bewußtsein" für die Notwen­
digkeit des Katastrophenschutzes anzu­
streben. 

Die SPD-Bundestagsfraktion, teilte Vogel 
mit, will im Innenausschuß eine Anhörung 
zum Katastrophenschutz beantragen, um 
Defizite und Fehlentwicklungen aufzudek­
ken. Voraussichtlicher Termin : die zweite 
Novemberwoche. 

Zu einem Gedankenaustausch über 
Tschernobyl und die Folgen hat die FDP­
Bundestagsfraktion ebenfalls Vertreter 
aus den Verbänden eingeladen - für den 
10. September. esc 

12. ASB­
Bundeskonferenz 
Anfang Oktober 
in Hannover 

Unter dem Motto "Aus sozialem Bewußt­
sein - Mitarbeit im ASB" wird am 3. Ok­
tober in Hannover die 12. ASB-Bundes­
konferenz eröffnet. Drei Tage lang wollen 
die 150 Delegierten Bilanz ziehen über 
die Arbeit seit d~r letzten Konferenz 1962 
in Stuttgart und die Weichen stellen für 
die zukünftige Entwicklung der Hilfsorga­
nisation. Die Bundeskonferenz ist das 
höchste beschlußfassende Organ des 
Arbeiter-Samariter-Bundes. 

Die Versammlung in Hannover beginnt 
mit den Rechenschaftsberichten des 
Bundesvorstandes. Danach Neuwahlen: 
Sie entscheiden darüber, wer in den 
kommenden vier Jahren an der Spitze 
des ASB steht. Auch über die Zusam­
mensetzung der Bundeskontrollkommis­
sion wird in Hannover entschieden. 

Die Detailarbeit schließt sich an : Die De­
legierten beraten und entscheiden über 
Dutzende von Anträgen, die eingegangen 
sind. 

Bleibt zu hoffen, daß die 12. ASB-Bun­
deskonferenz in Hannover wertvolle An­
stöße für die Arbeit der Hilfsorganisatio-
nen bringt. esc 
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Löschfahrzeuge nach Portugal überführt 

Technische Hille des ASB-Bundesver­
bandes für die Feuerwehr im portugiesi­
schen Agueda, einer Stadt rund 150 Kilo­
meter südlich von Porto. Bei Waldbrän­
den in der Region waren im Juni 15 Men­
schen getötet und mehrere Löschfahr­
zeuge beim Bekämpfen der Flammen be­
schädigt worden. Der ASB beschaffte auf 

Anfrage des Auswärtigen Amtes in Bonn 
Ersatz. 

Am 26. Juli starteten Arbeiter-Samariter 
mit zwei Löschfahrzeugen von Köln aus 
Richtung iberische Halbinsel. In Agueda 
ist der Brandschutz inzwischen wieder 
sichergestellt. esc 

Sehnet .. Hltf.: Zwei 
L6achf.hrzeug. tor dl. 
Stadt Agued • . 

Bund freier Gewerkschaften dankt ASB I 

Ein Dankschreiben aus Brüssel traf im 
Juli beim Auslandshilfe-Referat des ASB 
in Köln ein. Absender: der Internationale 
Bund Freier Gewerkschaften, der seinen 
Sitz in der belgisehen Hauptstadt hat. 

Die beiden Lastwagen, die der ASB 1985 
an eine landwirtschaftliche Kooperative 
im Senegal geschickt hatte, sind .zur 
vollsten Zufriedenheit im Einsatz", hieß es 
im Schreiben aus Brüssel. Mit den Nutz­
fahrzeugen werden in fünf Provinzen im 

Norden des Landes Nahrungsmittel ver­
teilt. 

Auch der Lkw In Togo, der für ein Selbst­
hilfe-Projekt fährt. i&t den Anforderungen 
der Kooperative bisher gerecht gewor­
den, teilt der Bund Freier Gewerkschaften 
mit. Weitere 25 Tonnen Transportkapazi­
tät werden dort dringend benötigt, da das 
Projekt in Togo expandiert. Der ASB hat 
eine wohlwollende Prüfung der Anfrage 
zugesagt. esc 

Krankenwagen für den Libanon 

In Zusammenarbeit mit dem Auswärtigen 
Amt In Bonn hat der Arbelter-Samanter­
Bund im Juli erneut drei Krankenwagen 
in den Libanon geliefert. Wie der ASB-
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Bundesverband mitteilte, nimmt die Deut­
sche Botschall in Beirut die Fahrzeuge in 
Empfang und verteilt sie auf drei Kran­
kenhäuser der Hauptstadt. Dort sollen die 

01. drei Kl'lnkenw.g.n 
.t.hen bereit zur EJn­
. chlffung. 

KTW mit dazu beitragen, die medizini­
sche Versorgung in dem vom Bürger­
krieg erschütterten Land aufrechtzuerhal­
ten. 

Bevor die Krankenwagen in Bremerhaven 
eingeschifft wurden, hatten Mechaniker 
der ASB-Werkstatt in Barsinghausen die 
Wagen hergerichtet und generalüberholt. 
Die KTW stammten aus Beständen der 
Ortsverbände Karlsruhe, Wetterau und 
Tangstedt. 

In den Libanon hat der ASB in den ver­
gangenen Jahren mehr als 20 Kranken-
wagen als Hilfe entsandt. esc 

• 
ASB an Projekt in 
Angola beteiligt 

Zum ersten Male seit Beginn der humani­
tären Auslandshilfe des ASB will sich die 
Hilfsorganisation an einem Projekt in An­
gola beteiligen. Das teilte Roland Conrad 
vom zuständigen Kölner Referat im Juli 
mit. Drei lastwagen sollen Mitte August 
von Antwerpen aus per Schiff via Lobito, 
einer angolanischen Hafenstadt, auslau­
fen. Partner des Projektes im südlichen 
Afrika ist Oxtam, eine große belgisehe 
Hilfsorganisation. 

Die Nutzfahrzeuge sollen im zentralen 
Hochland Angolas eingesetzt werden, um 
Tausende von Flüchllingen mit Nahrungs­
mitteln zu versorgen. Die Notsituation der 
angolanischen Flüchtlinge, ihre Zahl wird 
offiziell mit 600 000 angegeben, ist vor al­
lem das Ergebnis der kriegerischen Aus­
einandersetzungen im Land : Regierungs­
truppen und Rebellen der UNITA, einer 
von Südafrika unterstützten Widerstands­
bewegung, tiefem sich in mehreren Pro-
vinzen heilige Kämpfe. esc 

Ersatzteile 
für den Tschad 

Ersatzteile für Lastwagen Im Wert von fast 
200 000 DM hat der ASB seit Jahresbe-
. ginn in den Tschad geschickt. Wie das 
Referat Auslandshilfe in Kötn mitteilte, 
waren die HilIsgüter für die ASB-Mecha­
niker bestimmt, die im Tschad Fahrzeuge 
des ASB, der Deutschen Welthungerhilfe 
und des Auswärtigen Amtes betreuen. 

Der größte Posten der Ersatzteile ging 
über den Hamburger Hafen nach Afrika, 
der Rest per Luftfracht von Köln-Bonn 
aus in die tschadlsehe Hauptstadt 
N'Djamena. ese 



Johanniter-Unfall-Hilfe 

Daten, Zahlen, Fakten 

1985 
Zukunftsaufgaben liegen in der Ausbildung und den Sozialen Diensten 

Die Johanniter-Unfall-Hille (JUH) stellt 
sich in diesem Bericht in ihrer personel­
len Entwicklung, mit ihren Ausbildungs­
und Einsatzleistungen sowie ihren Sozia­
len Diensten vor. 

Darüber hinaus werden die Gesamter­
gebnisse der letzten fünf Jahre in Dia- ' 
grammen dargestellt, um die Tendenzen 
in den einzelnen Aufgabengebieten zu er­
fassen. 

Am Schluß ist in Tabellen der Statistik im 
Vergleich zum Vorjahr nach Landesver­
bänden aufgeschlüsselt. 

Mitglieder 

Die Gesamtstärke hat t985 um ein Viertel 
zugenommen. Es konnten rd. 47000 För­
dernde Mitglieder geworben werden. 
1984 waren es rd. 66 000. Bedingt durch 
Stornierungen wächst die Mitgliederzahl 
langsamer. Den weitaus stärksten Zu­
wachs hat Nordrhein-Westlalen zu ver­
zeichnen. Die Mitgliedsbeiträge sind für 
die JUH eine unverziehtbare finanzielle 
Basis, um ihre gemeinnützigen Aufgaben 
bewältigen zu können. 

Bei den aktiven Ehrenamtlichen ist wei­
terhin ein kontinuierlicher, kleiner Anstieg 
zu verzeichnen, der auf den Zuwachs in 
Nordrhein-Westlalen und Baden-Würt­
temberg zurückzuführen ist. 

Auch die Zahl der Jugendlichen ist etwas 
gestiegen. Die Werbung von Jugendli­
chen, aus deren Kreis vor allem der 
Nachwuchs für die Helferschaft gewon­
nen wird, ist gerade bei den jetzigen ge­
burtenschwachen Jahrgängen besonders 
wichtig. So werden bundesweit attraktive 
Jugendausbildungs- und -zeltlager ange­
boten. 

Entwicklung der Mitgliederstärke 

blllJ ~~ti::rbeHer 
_ Rinleode Mitglieder 

liliiii HauptJmtliclle Milar""~" 
(oiRSd1l. Zivildi.RsUei,t.nde) 

~ w 
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Die Zahl der hauplamtlichen Mitarbeiter 
Isl nur um 8% gestiegen, die der Zivil­
dienstleistenden dagegen um über die 
Hälfte auf t 200. Hier schlägt sich insbe­
sondere ein höheres Kontingent von Zi­
vlldlenststellen für die Mobilen Sozialen 
Dienste meder, die besonders gefördert 
werden. 

Ausbildung 

In der Ersle-Hilfe-Ausbildung für Laien 
und in Schulen ist ein weiterer Rückgang 
zu verzeichnen. Nur in Hessen konnte 
das Ausbildungsergebnis um 10% ge­
steigert werden. In allen anderen Bun­
desländern ISt der Zuschuß der Kultusmi­
nister für die Ausbildung in den Schulen 
gestrichen worden. Dadurch konnte die 
Ausbildung der Jugendlichen bis 14 
Jahre mcht weitergeführt werden. 

Auch die Ausbildung für SofortmaBnah­
men am Unfallort ist Insgesamt rückläufig, 
weil Viele Führerscheinbewerber bereits 
einen Erste-Hilfe-Kursus in der Schule 
absolviert haben, der afs Nachweis aus­
reicht. Dennoch haben die Landesver­
bände Hessen/Rheinland-Pfalz/Saarland 
und Nordrhein-Westlalen ihre Leistungen 
steigern können. 

In der Erste-Hilfe-Ausbildung für Fortge­
schrittene und für Betriebshelfer sowie in 
der Ausbildung für Herz-Lungen-Wieder­
belebung konnte wieder ein Zuwachs er­
zlell werden. Besonders erlreulich ist die 
weitere Zunahme der Ausbildung in 
Häuslicher Krankenpflege um 22 %. Hier 
haben die Landesverbände Niedersach­
sen/Bremen, Nordrhein-Westlalen und 
Schleswig-Holstein einen deutlichen Vor­
sprung. 

Die Ausbildung der Ausbilder ist auf den 
Stand von 1983 zurückgefallen, die Fort­
bildung dagegen erlreulicherweise weiter 
gestiegen. 

Die Zahl der Ausbilder stieg um 10% auf 
1732. 

Durch die Auslagerung von Lehrgängen 
konnte 1985 die Zahl der Lehrgangsteil ­
nehmer der Bundesschule um ein Drittel 
erhöht werden. 

Der Schwerpunkt liegt weiterhin In der 
Ausbildung von Rettungssanitätern. 675 
(568 im Vorjahr) Teilnehmer absolvierten 
die 1. Stufe und 185 (138) bestanden die 
Rettungssanitäterprüfung. Damit verlügt 
die JUH über 1 911 (1 712) Rettungssam­
täter. 

Schwestemhelferlnnen­
Programm 

Die seit drei Jahren rückläufigen Leistun­
gen in der Schwesternhelferinnen-Ausbll-
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D Erste-Hilfe-Ausbildung 
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Entwicklung der Schwesternhellerin-Ausbildung 

D Ausbildung 

_ Fortbildung 
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Entwicklung des Rettungsdienstes 

1"',:,:,':4 NotI. Itnnsport. 

_ Kr3n1:entr,nsport. 

_ Blut- und Ilrgantronsport. 

Entwicklung der Sozialen Dienste 

f',:;:'::J Behindertenf.hntieMt (lIefönle!tt "" ..... ) 

I!!II Mahluitendienst (Portionen) 

dung konnten 1985 etwas verbessert 
werden, 

Auch die Schwesternhellerinnen-Fortbil­
dung konnte weiter ausgebaut werden, 
Darüber hinaus landen Einweisungsver­
anstaltungen in die Reservelazarettorga­
nisation der Bundeswehr statt 

Die Zahl der in der JUH aktiv tätigen 
Schwesternhellerinnen stieg von 428 aul 
650, Es ist zu hoffen, daß bei der Auswei­
tung der Mobilen Sozialen Dienste noch 
mehr ausgebildete Schwesternhelferinnen 
Mitglied der JUH werden, 

Rettungsdienst 

Die Einsätze im Notlall- und Kranken­
transport sind um 11 % gestiegen, Über­
durchschnittliche Steigerungsralen erziel­
ten die Landesverbände Berlin und Hes­
sen/Rheinland-PfalziSaarland, 

Die in fast allen Landesverbänden rück­
läufige Anzahl von Blut- und Organtrans­
porten wurde durch die Zunahme in 
Nordrhein-Westfalen insgesaml mehr als 
ausgeglichen, 

Der Luftrettungsdienst nimmt durch die 
Übernahme von Sekundärtransporten 
und Auslandsrückholdienst neben dem 
Primäreinsatz einen immer größeren Um­
fang an, Die Zahl der Einsätze isl vo~ 
2045 (1984) auf 2 685 gestiegen. 

Die Zahl der Wachen und Fahrbereit­
schaften im Rettungsdienst und Kranken­
transport mit zeitweisem Einsatz konnte 
erhöht werden, 

Soziale Dlenate 

Der Behindertenfahrdienst wurde weiter 
ausgebaut Elf neue Liniendienste und 13 
Individualdienste im ständigen Einsatz 
kamen hinzu, so daS 18% mehr Perso­
nen befördert wurden als 1984, Hier hat 
Schleswig-Holstein den größten Anteil. 

Auch der Mahlzeitendienst (Essen auf 
Rädern) nahm zu, Über eine halbe Million 
Portionen wurden ausgefahren. 

Der Unfallfolgedienst, der gemeinsam mit 
dem Malteser-Hilfsdienst als ehrenamt­
liche Hilfe betrieben wird, wurde in 21ß 
Fällen in Anspruch genommen (Vorjahr 
149). 

Nachdem die Zahl in der Häuslichen 
Kranken- und Altenpflege zum Teil ehren­
amtlich tätigen Schwestern und Schwe­
sternhelferinnen sowie der Pfleger und 
Pflegehelfer auf über 1 200 verdoppelt 
werden konnte und die Zahl der Zivil­
dienstleistenden im Mobiten Sozialen 
Dienst von 410 auf 668 anstieg, konnten 
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auch die Leistungen in Grund- und Be­
handtungspflege, in Besuchen und Haus­
haltshitfen um 125% angehoben werden 
In fast 100 ()()() Stunden wurden 3 500 Pa­
tienten versorgt. tn diesem Bereich ist die 
Elnnchtung von zehn Hausnotruf-Zentra­
len von Bedeutung, die rund um die Uhr 
an einsatzbereite Leltstellen angeschlos­
sen sind und so hilfsbedürftigen Men­
schen Jederzeit das Gefühl der Sicherheit 
geben. 

Der Inlandskatastrophenschutz Ist um 27 
anerkannte Einheiten angewachsen. 
Allein In Nordrhein-Westlalen kamen 26 
neue Einheiten hinzu. Das im Katastro­
phenschutz verpflichtete Personal wurde 
um 13 % auf 6470 erhöht. Die Zahl der für 
den Katastrophenschutz zur Verfügung 
gestellten Kfz stieg gleichfalls um 13%. 

Schwerpunkt der Katastrophenschutz­
EInsatzleitung Ausland (KELA) war die 
Afnkahllfe. Die medizinische Versorgung 
eines Flüchtlingslagers im Sudan wurde 
über das ganze Jahr durch einen Kran­
kenpfleger Sichergestellt. Ein Arzt war Im 
Sudan als Koordinator tätig. 

Ein Team aus zwei Ärzten und drei Kran­
kenpflegern stand In Äthioplen zur Verfu­
gung. 

Die Gesamterträge Sind gegenüber dem 
Vorjahr um 15% gestiegen. 

Knapp zwei Drittel der Erlöse wurden 
durch Eigenleistungen erbracht. Die Stei­
gerungsrate ist im wesentlichen dem Ret­
tungsdienst zu verdanken, der über ein 
Drittel der Gesamteinnahmen erzielte. 

Die Zuschüsse entsprechen der Wachs­
tumsrate. Die vom Bund, den Ländern 
und Kommunen sowie vom DIakonischen 
Werk und der Evangelischen Kirche zur 
Verfügung gestellten Mittel sind zweckge­
bunden für das Sanltäts- und Gesund­
heitswesen, insbesondere für die Ausbil ­
dung in Erster Hilfe und von Schwestern­
heifennnen sowie für den Katastrophen­
schutz. 

Während die Spendensumme unverän­
dert blieb, hat sich dank des Anwach­
sens der Zahl der fördernden Mitglieder 
das Beitragsaufkommen erhöht. 

Zuummenf ... ung 

Die JUH ist im personellen Bereich und 
im Umsatzvolumen ständig gewachsen 
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und hat über Jahre einen stetigen An­
stieg im Rettungs- und Behindertenfahr­
dienst zu verzeichnen, die eine weitere 
Professionalisierung in den Fahrdiensten 
mit sich bringt. Das ehrenamtliche Ele­
ment wird in diesem Bereich noch weiter 
verdrängt, wenn der Gesetzentwurf über 
die Rettungssanitäterausbildung verab­
schiedet wird, der praktisch den Ehren­
amtlichen als Rettungssanitäter aus­
schlieBt. 
Die Zukunftsaufgaben des JUH liegen 

daher mehr in der Ausbildung und den 
SOZialen Diensten. 

In der LaIenausbildung sind leider Wieder 
schlechtere Ergebnisse erzielt worden. 
Dafür ist aber ein deutlicher Ansatz für ei­
nen stärkeren Einsatz in den Mobilen So­
zialen Diensten erkennbar. Hier bieten 
sich auch Betätigungsfelder für die 
ehrenamtlichen Helfer und Helferinnen. 

Paul-Georg Kleffel 
JUH-Bundesgeschäftsführer 



Malteser-Hilfsdienst 

27. Bundesdelegiertenversammlung des MHD 

Malteser sehen 
Ehrenamt 

Vor Verdrängung der ehrenamtlich Tätigen gewarnt 

Vor einer Verdrängung der ehrenamtlich 
tätigen Rettungssanitäter aus dem Ret­
tungsdienst der Bundesrepublik hat der 
Malteser-Hi lfsdienst gewarnt. 

Von Gewerkschaftsseite werde bei der 
bevorstehenden gesetzlichen Regelung 
zum Berufsbild des Rettungssanitäters 
eine Entwicklung vertolgt, die die Mitwir­
kung ehrenamtlicher Helfer unmöglich 
oder unattraktiv mache. Derartige Forde­
rungen ließen jegliches Gespür für die 
soziale Bedeutung ehrenamtlichen Enga­
gements in einer freiheitlich-demokrati­
schen Gesellschaft vermissen, heißt es in 
einer Resolution, die die 27. Bundesdele­
giertenversammlung des Malteser-Hilfs­
dienstes an diesem Sonntag, 15. Juni, 
verabschiedet hat. 

MHD-Generalsekretär Johannes Freiherr 
Heereman erklärte dazu vor der Ver­
sammlung, die vorlieg~nden Gesetzent­
würte würden für den MHD zu einem 
Ausstieg aus dem Rettungsdienst führen. 
Die Organisation lege das Schwerge­
wicht auf das ehrenamtliche Engagement 
von Menschen für die Gesellschaft. Von 
den 169 MHD-Rettungswachen seien 93 
ausschließlich mit ehrenamtlichen Hetlern 
besetzt. 

Wortlaut der Resolution 

1. Das Rettungswesen in der Bundes!e­
publik Deutschland steht im internationa­
len Vergleich auf hohem Niveau. Die Aus­
stattung entspricht modernem Standard, 
die Ausbildung der Rettungssanitäter ge­
nügt - auf der Grundlage der sogenann­
ten 520-Stunden-Ausbildung, ergänzt 
durch regelmäßige Fortbildung und Pra­
xis - den Einsatzertordernissen. 

Das Personal im Rettungsdienst setzt 
sich zusammen aus hauptberuflichen und 
ehrenamtlich tätigen Rettungssanitätern 

sowie Zivildienstleistenden. Es gibt keine 
realistische Konzeption, die den Verzicht 
auf eine der drei Gruppen möglich ma­
chen würde, da alle drei für einen funk­
tionstüchtigen, linanzierbaren Rettungs­
dienst unentbehrlich sind. 

2. Seit Jahren wird es als ein Mangel 
empfunden, daß für das hauptamtliche 
Rettungsdienstpersonal eine gesetzlich 
geregelte Berufsausbildung fehlt. Dies 
führt zu Lücken in der sozialen Sicherung 
und mindert die soziale Anerkennung der 
hauptberuflichen Rettungssanitäter. Der 
MHD unterstützt aus diesen Gründen seit 
Jahren die Forderung nach Schaffung ei­
nes Berufsbildes für diesen Personen­
kreis und ruft erneut den Gesetzgeber 
auf, die ertorderlichen Regelungen zu er­
lassen. 

3. Die Forderung nach einem Berufsbild 
wird von verschiedenen Seiten zusätzlich 
mit der Behauptung begründet, die der­
zeitige 520-Stunden-Ausbildung sei unzu­
reichend. Ein Nachweis für diese These, 
etwa eine wissenschaftliche Untersu­
chung, liegt nicht vor. 

Die Ausbildung zum Rettungssanitäter 
hat sich an den Anforderungen für eine 
bestmögliche präklinische noHalimedizini­
sehe Versorgung von Nottallpatienten 
auszurichten. Dabei ist zu beachten, daß 
dem Rettungssanitäter keine Aufgaben 
übertragen werden dürten, die altein dem 
Arzt vorbehalten sind. Der MHD verkennt 
nicht, daß der Rettungssanitäter häufig 
am NoHaliort zunächst auf sich allein ge­
steilt ist. Dieser unbefriedigende Zustand 
kann und muß durch einen vermehrten 
flächendeckenden Einsatz von Notärzten 
beseitigt werden, nicht aber durch eine 
extensive 'Ausbildung derjenigen, die von 
ihrem Verständnis her Assistenten des 
Notarztes sind und bleiben sollen. Der 
MHD hält es für unverantwortlich, den An­
schein zu erwecken, der Rettungssanitä-

ter könne Aufgaben übernehmen, die we­
gen ihrer Risikoträchtigkeit zu den origi­
nären Aufgaben des Arztes gehören. 

4. Der MHD wehrt sich entschieden ge­
gen alle Versuche, durch die Einführung 
eines Berufsbildes die Mitwirkung ehren­
amtlicher Helfer im Rettungsdienst un­
möglich zu machen oder deren Einsatz 
auf die nachgeordnete Tätigkeit als sog. 
zweiter Mann zu beschränken. Eine sol­
che Entwicklung wird von den Gewerk­
schaften und dem Berufsverband der 
Rettungssanitäter vertolgt. Derartige For­
derungen lassen jegliches Gespür für die 
soziale Bedeutung ehrenamtlichen Enga­
gements in einer freiheitlich-demokrati­
schen Gesellschaft vermissen. Ehrenamt­
lich tätige Rettungssanitäter werden so­
gar als Schwarzarbeiter diskriminiert. 
Aber auch diejenigen, die verbal die Auf­
rechterhaltung der ehrenamtlichen Tätig­
keit im Rettungsdienst fordern, tragen zu 
deren Verdrängung bei, wenn sie daran 
kaum ertültbare Bedingungen knüpfen. 

Ehrenamtliche Helfer im RettungSdienst 
sind darüber hinaus für einen qualifizier­
ten Sanitätsdienst im Katastrophenschutz 
unersetzlich und stellen ein lebenswichti­
ges Motivationselement in den Sanitäts­
organisationen dar. 

5. Der MHD fordert, daß bei Einführung 
eines Berufsbildes 
- zugleich die dauerhafte Mitwirkung 

ehrenamtlicher Helfer als Rettungssani­
täter sichergestellt bleibt, 

- und daß durch eine gesetzliche Rege­
lung nicht im Ergebnis ärztliche Aufga­
ben auf nichtärztliches Personal dele­
giert werden. 

Der MHD unterstützt den Modellvor­
schlag des DRK zur Ausbildung des 
nichtärztlichen Personals im Rettungs­
dienst 
- weil er eine einheitliche noHalimedizini­

sehe Grundausbildung für ehren- und 
hauptamtliche Rettungssanitäter vor­
sieht, die eine gleichwertige Einsatzfä­
higkeit im RettungSdienst sichersteltt 
und 

- weil er die aus sozialen Gründen be­
reChtigte Forderung nach Einführung 
des staatlich anerkannten Berufsbildes 
durch Zusatzausbildung ertültt. 

6. Der MHD fordert, daß die Bezeichnung 
.Rettungssanitäter· auch zukünftig von 
den durch die 520-Stunden-Ausbildung 
qualifizierten Helfern im RettungSdienst 
geführt werden karrn und schlägt vor, für 
den Berufs- und Rettungssanitäter mit 
staatlicher Anerkennung die Bezeichnung 
.Rettungsassistent· einzuführen. 
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Forderung der 27. Bundesdelegiertenversammlung des MHD : 

Partalnenlsbeauftragte 
für Jugendschutz 

Das Hineinwachsen des jungen Menschen in eine gesunde 
Gesellschaft fördern 

Der Malteser-Hilfsdienst hat Bund und 
Länder dazu aufgefordert, Parlamentsbe­
auftragte für den Kinder- und Jugend­
schutz zu berufen. 

Die persönliche Entwicklung Jugendli­
cher In unserer Gesellschaft Wird nach 
AnSicht des MHD zunehmend beein­
trachtigt. Übermäßiger Medienkonsum, 
Gewaltdarstellungen, Horror, Pornogra­
phie und zielloser Aktionismus In be­
stimmten Programmangeboten, Alkohol­
und Drogenmißbrauch und religiöse Son­
dergemeInschaften beträfen vor allem 
Junge Menschen eXistentiell. 

Das erklärte die 27. Bundesdelegierten­
versammlung des Malteser-Hi~sdlenstes 
am Sonntag, t5. Juni, In Wetzlar. 

Selbst starken Gefährdungen könne aber 
Widerstand entgegengesetzt werden, 
wenn Eltern Ihre erzteherische Verantwor­
tung wahrnähmen und alle Generationen 
um der Geborgenheit Willen zu Verztchten 
bereit selen. 

Der MHD appelliert an die Verantwortli­
chen für die Medien, für eine Gestaltung 
der Angebote In der Weise zu sorgen, 
daß sie dem Hineinwachsen des jungen 
Menschen in eine gesunde Gesellschaft 
nicht entgegenstehen, sondern es för­
dern. 

Wortlaut der Resolution 

t . Wir, die Mitglieder des Malteser-Hilfs­
dienstes, haben uns in dieser Gemein­
schaft zusammengefunden, weil Wir uns 
als Christen aufgrund unseres Glaubens­
und Weltverständnisses insbesondere 
den hilfsbedürftigen Menschen verpflich­
tet fühlen. 

Bel Ausübung unserer verschiedenen 
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Dienste lernen wir zahlreiche EinzeI­
schicksale und dadurch auch die Vielfa­
chen Gefährdungen menschlicher Exi­
stenz kennen, die vor allem auch funge 
Menschen betreffen. Wir wollen deshalb 
nicht nur dazu b6llragen, daß Leid gemil­
dert und gefährdetes Leben erhalten 
Wird, sondern auch, daß es uns und un­
seren Mitmenschen gelingt, Im Leben 
den rechten Sinn zu suchen und zu fin­
den. 

2. Aufgrund unserer Ertahrungen und Be­
obachtungen Sind wir besorgt und beun­
ruhigt darüber, daß die gesunde Entwick­
lung ;unger Menschen gegenwärtig durch 
Gefährdungen zunehmend beeinträchtigt 
wird : 
- VIelfällIge Kommunikationstechnolo­

gien schaffen Möglichkeiten der Frei­
zeitgestaltung, die viele Jugendliche 
und Erwachsene übertordern. 

- Gewaltdarstellungen, Pornographie, 
Horror und Zielloser AktiOnismus In be­
stimmten Programmangeboten gefähr­
den die EntwiCklung des Jugendlichen 
besonders stark. 

- MIßbrauch von Alkohol, Nikotin, Dro­
gen und Medikamenten ISt welt ver­
breitet. Er fuhrt zu sowohl körperlichen 
als auch psychischen Schäden und 
Abhängigkeiten. 

- Bestimmte Sekten und religiöse Son­
dergemeinschaften lösen zunehmend 
Jugendliche und junge Erwachsene 
aus Ihren SOZialen Bindungen und füh­
ren sie In Abhängigkeiten, die ihre Per­
sönlichkeitsstruktur zerstören. 

Die Ursachen für diese Gefährdungen 
sind Vielschichtig und haben Ihre Wurzeln 
nIcht nur im Individuum, sondern auch in 
der geistigen und ökonomischen Vertas­
sung der Gesellschaft. 

3. Wir alle tragen für diese Situation Ver­
antwortung und Sind aufgerufen, ihr ge­
recht zu werden. Dabei Sind die Mitglie­
der des Malteser-Hillsdienstes aufgeru­
fen, insbesondere folgende Beiträge zu 
leisten: 
- In den Gruppen fürsorglich und kame­

radschaftlich miteinander umzugehen. 
- Gegenseitigen Respekt und Einfüh­

lungsvermögen für die Person des an­
deren zum tragenden Element der Ver­
bandsarbeit zu machen. 

- Auch bei verbandlichen Veranstaltun­
gen mit Alkohol und Nikotin durch Zu­
rückhaltung vorbildlich zu sein. 

- Die Programmangebote der Medien 
konstruktiv und, falls ertorderlich, auch 
kritisch zu begleiten. 

- In den Gruppenstunden der Malteser­
Jugend das Bewußtsein für die beste­
henden Gefährdungen zu wecken und 
zu vertiefen. 

- Durch ihre Repräsentanten auf allen 
Organisationsebenen auf geeignete 
Maßnahmen hinzuwirken, die dem un­
gefährdeten Leben der lungen Men­
schen dienen. 

4. Der Beitrag der Mitglieder des MHD al­
lein reicht jedoch nicht aus. Darum flchtet 
sich der Aufruf an alle Verantwortlichen in 
der Gesellschaft, so insbesondere 
- an die Verantwortlichen in der Politik, 

soweit den Gefährdungen lunger Men­
schen durch Gesetz oder andere öf­
fentliche Maßnahmen zu begegnen ISt, 

- Hierzu fordern wir insbesondere, daß 
Bund und Länder Parlamentsbeauf­
tragte für den Klnder- und Jugend­
schutz berufen. -

- an die Verantwortlichen In Wort, Bild 
und Ton für eine Gestaltung der Me­
dien In der Welse zu sorgen, daß Ihre 
Produkte dem Hineinwachsen des jun­
gen Menschen In eine gesunde Ge­
sellschaft nicht entgegenstehen, son­
dern es fördern. 

Nicht zuletzt aber Sind die Familien und 
das In Ihnen praktiZierte Leben entschei­
dende Faktoren für die Entlaltung des 
jungen Menschen. Wenn Eltern Ihre er­
zieherische Verantwortung wahrnehmen, 
wenn alle GeneralIonen um der Gebor­
genh611 willen bereit Sind, Verztcht zu lei­
sten, kann auch starken GJfährdungen 
Widerstand entgegengesetzt werden. 

Wir, die Mitglieder des Malteser-Hilfs­
dienstes, haben bei Ausübung unserer 
Dienste nicht nur die aufgezeigten Ge­
fährdungen, sondern auch die Kraft Vieler 
lunger Menschen ertahren, die Sie selber 
aufbringen können. Wir haben die Bestä­
tigung erhalten, daß Jugendliche in der 
Lage und gewillt sind, ihre Freizeit sinn­
voll und hilfsber611 gegenüber dem Mit­
menschen zu gestalten. 

Das berechtigt zu Hoffnung und begrün­
det unsere Pflicht. 



Deutscher Feuerwehrverband 

Staatssekretär Robert Ruder gibt Übersicht über den Brandschutz in 
Baden- Württemberg 

Technische Hilfeleistung im Vordergrund - Kosten bei rund 
400 Millionen DM 

7t 574mal wurden die Gemeindefeuer­
wehren Baden-Württembergs im Jahre 
t985 alarmiert. Wie Staatssekretär Robert 
Ruder in Stuttgart mitteilte, lag die Zahl 
der Alarme damit um rund 4 700 oder et­
was mehr als 7% höher als t984. In 43% 
der Fälle (30 876 Einsätze) wurde die 
Feuerwehr zur Technischen Hilfeleistung 
gerufen. Zum Aufgabenbereich der Tech­
nischen Hilfeleistung gehören insbeson­
dere Hilfen für verletzte Personen, die aus 
verunglückten Fahrzeugen befreit werden 
müssen. Ein weiteres wichtiges Aufga­
bengebiet liegt in. der Bekämpfung von 
Gefahren, die von Unfällen mit gefährli­
chen Stoffen und Gütern ausgehen. Bei 
diesen Einsätzen gilt es, Gefahren für 
Menschen und die Umwelt zu verhindern 
oder zu beseitigen. "Die Feuerwehren lei­
sten damit aktiven Umweltschutz", er­
klärte Ruder. 

Mehr Technische 
Hilfeleistungen 

Nach Angaben des Staatssekretärs ist 
die Brandbekämpfung gegenüber den 
Aufgaben bei der Technischen Hilfelei­
stung etwas in den Hintergrund getreten. 
Die Zahl der Einsätze bei Bränden lag im 
Jahr t985 mit t3 984 (das entspricht 
knapp 20% der Einsätze) um mehr als 
die Hälfte unter der der Einsätze bei der 
Technischen Hilfeleistung. 

Wie der Staatssekretär deutlich machte, 
steht hinter den Einsamahlen der selbst­
lose Einsatz der Feuerwehrmänner und 
-frauen. Ruder dankte ihnen für ihre Be­
reitschaft, diese verantwortungsvollen und 
schwierigen Tätigkeiten zu übernehmen. 
.Die ehrenamtlich tätigen Feuerwehran-

St •• t ••• kr.tir Robert Ruder gIb eine au'achluB­
reiche Oberlicht. 

gehörigen opfern Zeit, um Leben, Ge­
sundheit und Sachwerte ihrer Mitbürger 
zu schützen. Dieser Dienst für die Allge­
meinheit verdient es, besonders gewür­
digt zu werden", erklärte Ruder. 

Landesweit aber tausend 
Feuerwehren 

In den Gemeindefeuerwehren in Baden­
Württemberg (das sind 1 103 Freiwillige 
Feuerwehren und sieben Berufsfeuerweh­
ren) leisteten 1985 insgesamt 118082 
Feuerwehrangehörige aktiven Dienst. 
Darunter sind 558 Frauen. Die ganz über­
wiegende Mehrzahl der Feuerwehrange­
hörigen, nämlich 116374, ist ehrenamtlich 

tätig. t 708 Feuerwehrmänner sind haupt­
amtlich in den Gemeinden für den Feuer­
wehrdienst angestellt, davon 1 371 bei 
den Berufsfeuerwehren. In 479 der 1 110 
Gemeinden des Landes sind Jugendfeu­
erwehren eingerichtet, denen 10213 Mit­
glieder angehören. 

Neben den Gemeindefeuerwehren gibt 
es in Betrieben und Verwaltungen in Ba­
den-Württemberg 275 Werkfeuerwehren 
mit mehr als 8000 Feuerwehrmännern. 

Hohe Investitionen 

Die Dienste der Gemeindefeuerwehren 
sind nicht umsonst zu haben. Die Kom­
munen und das Land müssen nach An­
gaben Ruders erhebliche Mittel autwen­
den. 1985 sind von den Gemeinden, 
Landkreisen und dem Land Baden-Würt­
temberg - wie im Vorjahr - rund 400 Mil­
lionen DM für das Feuerwehrwesen auf­
gewendet worden. Davon haben die 
Landkreise und Gemeinden für Personal­
kosten und den laufenden Betrieb wie 
Wartung der Feuerwehrtahrzeuge und 
-geräte, Ausbildungsvergütungen und Un­
terhaltung von Feuerwehrhäusern und 
dgl. ca. 60% ausgegeben. 

Der Rest von ca. 160 Millionen DM wurde 
für die Beschaffung von Feuerwehrlahr­
zeugen und -geräten und für den Bau 
von Feuerwehrhäusern investiert. Insbe­
sondere zu diesen Investitionskosten hat 
das Land den Landkreisen und Gemein­
den Zuwendungen in Höhe von rd. 55 
Millionen DM gewährt, das sind rund 
80% der Mittel aus der Feuerschutzsteu­
er, die dem Land zufließen. 

Das Baden-Württemberg zustehende Auf­
kommen der Feuerschutzsteuer betrug im 
Jahr 1985 66,ß Millionen DM (1984: 61,9 
Millionen DM). Diese Mittel werden aus­
schließlich für den Bereich des Feuer­
wehrwesens verwendet. Neben den Zu­
wendungen finanziert das Land aus die­
sen Mitteln u. a den Betrieb der Landes­
feuerwehrschule Baden-Württemberg in 
Bruchsal und trägt die Autwendungen für 
die Unfallversicherung der ehrenamtlich 
tätigen Feuerwehrangehörigen. 

Eine weitere wichtige Quelle für Finanz­
mittel der Gemeinden ist die Feuerwehr­
abgabe. Rund 90% der Gemeinden des 
Landes erheben diese Abgabe von den 
feuerwehrdienstpflichtigen männlichen 
Gemeindeeinwohnern. Die Feuerwehrab­
gabe brachte 1984 64 Millionen DM in 
die Gemeindekassen. Das Aufkommen 
der Feuerwehrabgabe darl nach dem 
Feuerwehrgesetz nur für Zwecke der Ge­
meindefeuerwehr verwendet werden. 
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Versicherungs­
schutz 
für Teilnehmer 
an einer 
Feuerwehr­
übung 

Ein Internalsschuler, der an seinem 
Wohnort In einem Kinder- und Jugend­
helm lebte, erlitt im Rahmen einer Feuer­
wehrübung eine Rauchvergiftung. Bel Pla­
nung der Übung wurde angenommen, 
daß in dem Wohngebäude ein Brand 
ausgebrochen und die Treppe In den er­
sten Stock wegen starker RauchentwIck­
lung nicht mehr benutzbar sei. Die Schü­
ler waren über die Feuerwehrübung un­
terrichtet und von Ihrem Heimleiter ange­
wiesen worden, sich für eine Rettungs­
übung in Ihren Gruppenzimmern aufzu­
halten. 

Das Bundessozialgencht (BSG) ent­
schied am 12. Mai 1986 - 2 RU 77/84-, 
daß der verletzte Schüler als Teilnehmer 
an einer Ausbildungsveranstaltung der 
Freiwilligen Feuerwehr unfallverSIchert 

INTERSCHUTZ SB wieder in Hannover 

Ausstellung als Weltspiegel der Entwicklung 

INTERSCHUTZ / Der Rote Hahn, die 
größte internationale Ausstellung für 
Brand- und Katastrophenschutz, wird 
t988 wieder in Hannover stattfinden. Die 
INTERSCHUTZ 00 zeigt den neuesten 
Stand der Technik in allen Bereichen des 
Brand- und Katastrophenschutzes. Die 
bedeutendsten Hersteller, Verbände und 
Organisationen aus aller Welt stellen in 
Hannover aus. 

SM der letzten INTERSCHUTZ vor acht 
Jahren ISt viel geschehen. Technische In­
novationen, Weiterentwicklungen und 
Produktneuheiten sind in allen Bereichen 
zu beobachten. Gute Gründe für jeden 
Fachmann, nach Hannover zu fahren. 

Die Messe bietet die Möglichkeit, wich­
tige Kontakte zu knüpfen und Ertahrun­
gen auszutauschen. Über t 50 000 Besu­
cher aus 00 Ländern besuchten die letzte 
INTERSCHUTZ. Auch 1988 wird Hanno­
ver wieder ,m Brennpunkt des Internatio­
nalen Fachinteresses stehen. 

Diese Besuchergruppen interessieren 
Sich für das Angebot der 
INTERSCHUTZ 00: 
• Feuerwehren 
• Aufsichtsorgane der Feuerwehren 
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• Katastrophenschutz-Dach­
organisationen / 
Selbstschutzverbande 

• Ärzle und Saniläter 
• Berufsgenossenschaften 

St .. t...,.t" Aobert Ruder g.., eine eufachiuS­
rMc:M ObeBk hl. 

gewesen sei (§ 539 Abs. 1 Nr. 8 Reichs- I 
versicherungsordnung). Nach den festge­
stellten Gesamtumständen sei die Ret­
tung von Menschenleben ein wesentti­
cher Gegenstand der Feuerwehrübung 
gewesen. Die planmäßig durchgeführte 
Veranstaltung habe daher ausschließlich 
oder doch überwiegend im Interesse der 
FreiWilligen Feuerwehr zur Überprüfung 
der Einsatzbereitschaft und des Ausbil­
dungsstandes gelegen. Der Schutz der 
gesetzlichen Unfallversicherung Im Rah­
men der FreiWilligen Feuerwehren er­
strecke sich nicht nur auf deren Helfer 
bei der Brandbekämpfung sowie bei 
Übungen und Vortührungen, sondern 
auch auf Personen, die von der Feuer­
wehr im Rahmen einer Übung zu Demon­
strationszwecken angefordert werden. 

• Sicherheitsbeauftragte aus Unter-
nehmen 

• Bauwirtschaft 
• Versicherungen 

• Militär 
• Privatpersonen 

Die Feuerwehr Hannover unterstützt die 
Messeleitung vor allen Dingen im ideel­
len Teil der Ausstellung sowie in der 
Ausgestaltung des Rahmenprogramms. 

Das Ausstellungsprogramm umfaßt die 
Bereiche 

• Fahrzeuge und Ausstattungen, Lösch­
geräte, Löschanlagen, Löschmittel; 

• Geräte für die technische Hilfelei-
stung ; 

• Sanitätsausrustungen und Medizin-
gerät; 

• Persönliche SChutzausrüstungen; 

• Meß- und Nachweisgeräte; 

• Leitstellen- und Meldetechnik; 

• Bauwesen, Baulicher Brandschutz; 

• Ausstattung von Feuerwehren und 
Werkwachen; 

• Informations- und Organisations-
technik; 

• Verbände, Organisationen, Beratung. 



DLRG DEUTSCHE LEBENS-RETTUNGS-GESELLSCHAFT 

D1. Klaus Wilkens, Technischer Leiter der DLRG 

Ein neues 

für Rettungsschwimmer 

Anwendung setzt gründliche Ausbildung und Übung voraus 

Mit der Erteilung des GS-Zejchens IOr 
das SECU 400 durch die für Tauchgeräte 
anerkannte Prüfstelle, die HauptsteIle für 
das Grubenrettungswesen in Hohenpei­
ßenberg, im August 1983 sowie die Über­
nahme in die Sicherheits regeln für das 
Tauchen in Hilfeleistungsunternehmen 
(GUV 10.7), Fassung Juli 1985, fand eine 
jahrelange Diskussion über die Forderun­
gen und die Einsatzgegebenheiten von 
Schnellrettungsgeräten für Rettungs­
schwimmer ihr vorläufiges Ende. 

Diese Diskussion, aber auch die prakti­
schen Erprobungen zogen sich über 
mehr als zehn Jahre hin. Inlensive Erörte­
rungen im Kreis der DLRG-Technischen 
Leiter und -Tauchwarte, der Gremien so­
wie der Tiefbau-Berufsgenossenschaft 
und den Normenausschüssen, haben zu 
Gerätemodifikationen und einem hohen 
Sicherheitsstandard geführt, so daß jetzt 
ein funktionsgerechtes, wenn auch etwas 
teures Gerät vorgestellt werden kann. 

Geräte zur Rettung müssen zweckent­
sprechend gebaut, schnell anleg bar und 
einsatzbereit sein. Die Befürworter dieser 
Geräte, die das schnelle Retten und Ber­
gen von in Not geratenen Personen er­
leichtern sollen, um Verunglückte vor 
dem Ertrinken zu bewahren, vertraten die 
Meinung, die Geräte müssen klein, leicht, 
schnell anleg bar und den Rettungsvor­
gang wenig behindernd sein. 

o 
CI 
on 
" 

Dieses stand im Gegensatz zu der Mei- = 440 
nung der Warner, die als Basis stets den 
Ausrüstungsstand sahen, der in der DIN 
58 640 Teil 2 für Leichttauchgeräte mit 
PreBluft verankert ist. . Abbildung 1: D •• neue ScttneilreHunpgerll SECU 400 

• 
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Man verständigte sich schließlich darauf, 
daß die DIN-SB 640-Forderungen bis auf 

• den Atemgasvorrat, der 400 NL be­
trägl 

• den Bau- und Funklionsablauf der 
Reserveschaltung 

elnzuhallen sind. Die Haupisteile für das 
Grubenretlungswesen in Hohenpeißen­
berg hai daraufhin die Forderungen für 
Schnelirettungsgeräte In entsprechenden 
Prufgrundsätzen niedergelegt. 

Demnach ist das Schnelireltungsgerät 
SECU 400 fü r Rettungsschwimmer in Hil­
feleistungsunternehmen vorgesehen. Die 
Rettungsschwimmer müssen eine Tau­
cherausblldung besitzen, die es ihnen er­
möglicht, Verunglückte vor dem Ertrinken 
zu bewahren. Einzelheiten über die ertor­
derhche Taucherausbildung Sind als Aus­
zug aus der GUV 10.7 Im Text 1 abgebil­
det. 

Das Gerät stellt eine Kombinalion aus ei­
nem Leichttauchgerät und einem Ret­
tungsschwimmkragen dar, der die Ber­
gung erleichtern und die Sicherheit des 
Reners erhöhen soll. Die Anwendung des 
SECU 400 Isl u. a auf eine Tauchtiefe biS 
zu tO m und eine Wasser-Slrömungsge­
schwindlgkeit bis zu 1 m/s bei ausrei­
chenden Sichtverhältnissen begrenzt. 

Aufbau und Funktion 

Gesamtgerät 

Den Aufbau des SECU 400 zeigen die 
Abb. 1 und 2. Daraus geht hervor, daß zur 
Austattung zwei primäre Bausteine, näm­
lich 

Ab~ldung 2: 
1 Schrtttgurt 
2 leibgurt mit ROcken­

poIlt ... 
3 Rettung .. chwtmm­

krogon SECUMAA 400 
• Sfgnalpfeffe (Vfl­...... ) 
5 Lunv-neutonwt mI1 "_nd 
• Druekmfnderer mit 

Manometer 
7 Oruckluftft.lche mit 

FlalChenv.ntll 
• Blndefung für Druck­

luttflasche 
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Text 1 

• ein Leichnauchgerät 

Fachliche Eignung bei 
Anwendung von 
SChnellrettungsgeräten 

Voraussetzung für das Tau­
chen zur Ausbildung ist ne­
ben der gesundheitlichen 
Eignung und der Überwa­
chung des Gesundheitszu­
standes die Kenntnis der für 
den jeweiligen praktischen 
Ausbildungsabschnitt erlor­
derl ichen Theorie. 
Es dürlen nur solche Tau­
cher bei Ausbildung, Übung 
oder Einsatz tauchen, die im 
Besitz des Deutschen Ret­
tungsschwlmmabzeichens -
Silber oder eines gleichwerti­
gen Nachweises sind. 
Darüber hinaus ist als fachli­
che Eignung nachzuweisen: 

a) erfolgreich abgelegte 
OLRG- oder Wasserwacht­
ReUungstaucherprüfung 

oder 
b) Besitz des Deutschen 

Sporttauchabzeichens 
Bronze bzw. des DLRG­
Gerätetauch-Grund­
scheins Bronze sowie 
10stOndiger Zusatzunter­
weisung 

oder 
c} Besitz des Deutschen 

Schnorcheltauchabzei­
chans sowie abgeschlos­
sene 20stündige Sonder­
ausbildung 

Die fachl ic~e Eignung muß 
mindestens einmal im Jahr 
durch Übung und Belehrung 
erhalten werden. 

• ein Retlungsschwimmkragen 

gehören. 

Kopfbänderung sorgl für eine Enilastung 
und erhöht damit die BergungsaussIch­
ten. 

Der Atemluftvorrat des Tauchgerätes be­
trägt ca 400 NL, was bei einem durch­
schnittlichen Alemluftumsatz von ca. 
40 IImln zu einer Gebrauchszeit von ca. 
acht bis zehn Minuten bel geringen 
Tauchtiefen fuhrt. 

Die Alemluftflasche (2 U200 bar) 7 wird in 
einer Bänderung ß gehallen, an der der 
RettungsschwImmkragen 3 angelenkt ist. 
Aus dieser Druckluftflasche wird über 
den Druckminderer 6 und den Lungen­
aUlpmaten 5 die zur Atmung ertorderliche 
Alemluft entnommen. 

Die am Lungenautomalen angebrachle 

Diese Gegebenheit wird, auch hinsichl­
lich der Sicherheit für den Retter, durch 
den Retlungsschwimmkragen weiter er­
höht. Hat nämlich der RettungsschwIm­
mer die zu rettende Person gefunden, so 
kann er durch Betätigen des Schwimm­
kragens eniWeder das Auftauchen be­
schleunigen oder die S,luallon an der 
Wasserobertläche stabilisieren. 

Komponenten 

Im folgenden solien nur die primären Be­
slandtelle, als da sind 
• der Rettungsschwimmkragen 
• der Druckminderer 

==--- 5 
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• der Lungenautomat 
näher beschrieben werden. 

ReIfungsschwimmkragen 

Den Aufbau des Rettungsschwimmkra­
gens zeigt die Abb. 3. Bestandteile die­
ses Kragens werden von einer Schutz­
hülle umgeben, die sich durch den Auf­
blasevorgang des SChwimmkörpers 10' 
selbsttätig öffnet. 

Der Aufblasevorgang wird durch die Be­
tätigung des Zugknopfes am Auslösehe­
bel 13 der Aufblasevorrichtung 14 einge­
leitet, wobei der Schwimmkörper aus der 
Patrone 15 mit Kohlenstoffdioxid gefüllt 
wird. 

Der Rettungsschwimmkragen sollte je­
doch nur dann in Funktion gesetzt wer­
den, wenn das Auftauchen und eine si­
chere Lage an der Wasseroberlläche es 
erlordern. 

Druckminderer 

Der Druckminderer (Abb. 4) Ist ein Mem­
bran-Druckminderer mit eingebautem 
Druckmesser und integrierter Wider­
standswarnung. Über den Anschluß 3 
wird er mit dem Flaschenventil und am 
Stutzen 4 mit dem Mitteldruckschlauch 
zum Lungenautomaten verbunden. 

AbblkJung .. : 
Der ONckmlnd .... r 

Abbildung 3: 
9 Bergung.achlaut. 

10 Schwlmmk6rper 
11 Mundventll 
12 Gurtband zur 

BeI.stlgung d'l 
SchwImmkörper1: 

13 Auslös,hebel 
14 Aulbl •• vorrlchtung 
15 Kohlendioxkt (CO~· 

Patrone 
16 Schuu.bdeckung 

für Aulbl.,vorrlch· 
tung 

7---~~~~ 
5----

'---- 2 
6---

Abbildung 5: 
Der tungenautornat 

,--- -----9 

•• 
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Technische Daten 

Geräteart: SChnellrettungsgerät, bestehend aus : Rettungs· 
schwimmkragen, kombiniert mit einer Taucheinheit; die Tauch· 
einheit besteht aus Druckluftflasche, Druckminderer und Lun· 
genautomat, ähnlich wie bei autonomen Leichttauchgeräten 

Gewicht: ca. 5,4 kg komplettes Gerät betriebsfertig. an Land 

Flaschanvolumen: 2 LIter 

Luftvorrat: 400 Normal-Liter {Druckluft nach DIN 3188) 

FIsschandruck: 200 bar maximal 

AnschluB: ISO 228 - G 518 nach DIN 477 (Anschluß zwischen 
Flaschenventil und Druckminderer) 

Atemregler: Mundstückgarnitur (Lungenautomat) einschließ­
lich Druckminderer mit integriertem Druckmesser 

WiderstBndswBrnung: Durch Drosselung der Versorgung im 
Hochdruckbereich. Wahrnehmung abhängig von der Arbeits· 
leistung und Tauchtiete zwischen ca, 40 und 60 bar Restdruck 

TBuchtiefe: bis 10 Meter 

TBuchzait: ca, 5 bis 10 min (abhängig yon Tauchtiete und 
Arbeitsleistung) 

Reltungsschwimmkragen: SECUMAR 400 

Auftrieb: In aufgeblasenem Zustand ca. 100 N (- 10 kp) an der 
Wassaroberfläche 
Aufblasvorrichtung: Kohlendioxid-Patrone (Einwegpatrone, 
20 9 COz) mit Handauslösevorrichtung 

Aufbfasvorgang: ca. 5 Sekunden 

Tragevorrichtung: Verstellbarer Leib- und SChrittgurt zum 
Festlegen des Rettungsschwimmkragens am Körper des Trä­
gers. Oie Druckluftflasche ist in einer Bänderung montiert , die 
vorne quer unter dem Aeltungsschwimmkragen sicher einge­
hängt ist. Diese Verbindung ist von Hand lösbar. 

DLRG-Best.-Nr.10 262, Preis DM 1249,-

Oer Gebrauchsanleitung dieses Gerätes sind weitere Angaben 
zur Pflege und Wartung zu entnehmen. 

Verwendungsyoraulletzungen 
Ein Schnellreltungsgerät darf nur Verwendung finden. wenn 
a) die Drucklufttlaschen mit Atemluft auf den Nenndruck ge­

füllt sind (200 bar), 
b) der Rettungsschwimmkragen mit einer unversehrten COz-

Patrone ausgestattet ist. 

Beschaffenheit deI Gewässers 
Taucher dürfen nur in Gewässern eingesetzt werden, die fol­
gende Beschaffenheit aufweisen : 
Wassertiefe max. 10 m, 
Wassertemperatur nicht unter 1 SOG, 
Strömungsgeschwindigkeit :i 1 mlsec., 
keine Verunreinigungen, die gefährdend oder hautschädigend 
wirken können. 

Erreichen der TauchIteIle 
Taucher dürfen auf dem Wege zur TauChsteIle nicht mehr als 
- 100m schwinnen 
- 200 m laufend oder gehend zurücklegen. 
Auf bzw. an Wasserflächen, an denen Taucheinsätze unter 
Zurücklegung größerer SChwimm· bzw, Wegstrecken als zuvor 
angegeben möglich sind, müssen zum Transport der Taucher 
und Leinenführer geeignete Fahrzeuge verwendet werden. 

Inbetriebnahme des Schnellrettungsgerätes 
Das Schnellrettungsgerät ist erst unmittelbar vor dem Tauch­
gang in Betrieb zu setzen. 

(Auszug aus der GUV · Abs, 4.6.2.4 bis 4.6.2.7) 
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Text 2 

Text 3 

Die Druckminderung ertolgt im Kraterl 
Schleßbolzen-Berelch 5 durch die Wir­
kung der Gas- und Federkräfte der Fe­
dern 6 und 7. In den Slrömungsweg des 
Atemgases Ist die Warnelnnchtung 2 ge­
legt worden. Diese ist als eine Drossel­
steIle ausgeführt und so beschaffen, daß 
bei einem Flaschendruck zwischen 40 
und 60 bar eine deutliche Zunahme des 
EInatmenwIderstandes einsetzt, der Sich 
kontinuierlich weiter erhöht. Dem Geräte­
träger Wird damit angezeigt, daß er aulzu­
lauchen habe. Vor dem Ansprechen der 
Widerstandswarnung kann sich der Trä­
ger am Druckmesser 1 hinsichtlich der 
noch verbleibenden Einsatzzeit orientie­
ren, 

Lungenautomat 

Der Lungenautomat (Abb. 5) ist über die 
MlUeldruckleltung 1 mit dem Druckminde­
rer verbunden. Er besitzt ein Mund-
stück 5. 

In der Einatmenphase Wird Infolge Unter­
drucks die Membrane 7 in Richtung des 
Lungenautomatenhebels ß bewegt und 
öffnet den Durchgang am Krater 3, wobei 
die Atemluft aus dem MItleidruckraum in 
die Atemwege gelangt. Beim Ausatmen 
entweicht die Atemluft über das Ausat­
menventil 9 und den Blasenabweiser In 
die Umgebung. Der Bypass 12 dient zur 
Druckentlastung des Systems. 

Technische Daten 

Im Text 2 Sind die lechnischen Daten des 
Geräles aufgeluhrt. Die geometrischen 
Verhältnisse zeigt die Abb. , . 

Abschließende Bemerkungen 

Fast alle Tauchwarte der DLRG haben 
diese Gerätekonzepllon pOSitiv aufge­
nommen und unterstützt. Sicherlich ist 
gerade dieses Gerat fur das Retlungstau­
chen eine aufgabengerechte Lösung, da 
der Lultvorrat für den Zeitbedart einer er­
folgreichen Lebensreltung Im Regellall 
ausreichen dürfte. Trotzdem sollte fede 
Gliederung vor einer Beschaffung den je­
weiligen Einsatzbedart und die Einsatzbe­
stimmungen prüfen (Text 3); darüber hin­
aus kommt ein Einsatz insbesondere 
dann in Betracht, wenn nur kleine Boote 
für den Tauchertransport zur Vertügung 
stehen (intensiv prüfen und auch abwä­
gen, ob nicht nach WIrtschaftlichkeItsge­
sichtspunkten ein .normales", DIN 58 640 
entspreChendes Tauchgerät vorzuziehen 
ist). 

Besonders eindringlich möchte ich auch 
an dieser Stelle darauf hinweisen, daß 
die Anwendung dieses Gerätes gründli­
che AUSbildung und Übung voraussetzt. 
Insofern sind die Tauchwarte und Techni­
schen Leiter der Gliederungen vor eine 
zusätzliche, verantwortungsbewußt wahr­
zunehmende Aufgabe gestellt. 



Landespräsidium beim bayerischen Innenminister 

Die DLRG braucht 
mehr staatliche Hilfe 

45minütiges Gespräch mit Karl Hillermeier I Finanzprobleme offenbart 

Wird der 25. Juni 1986 als Wendepunkt in 
die Geschichte des DLRG-Landesverban­
des eingehen? Wird er Ursache für einen 

Schrill nach vorn in Richtung einer finan­
ziellen Gesundung sein? Diese Fragen 
stellen sich die Mitglieder des Landes-

Die DLRG-Oeleg.tlon 
beim b.yllt1schen Innen­
mlnl.ter und .t .. tvertre­
tenden. Mlnl.terprtll­
denten K.rt HlliemMler 

OLAG-Lend •• verbandl­
prilldent Rk:h.rd 
ROl lp. 1 (recht.) zeich­
net Mlnl.ter K. rt HIII.r­
n*er mit dem DLRG­
Verdlen.tz.lchen In 
Gold 'Ut. 

0 .. DLRG-Verd'-"'tzel­
eben In Silber erhl ... 
Mlnl.t. ri.lrat Dr. Kllng.­
hlm. 

präsidiums, allen voran LV-Präsident 
Richard Rosipal, nach ihrem Besuch 
beim bayerischen Innenminister Karl Hil­
lermeier in München. In einem 45minüti­
gen Gespräch erhielt der Minister Kennt­
nis von der seit dem Wegfall der staatli­
chen .freiwilligen Institutionsförderung" 
entstandenen mißlichen Finanzsituation, 
die seit dem Jahr 1980 eine jährliChe 
Mindereinnahme von rund 50 ()()() Mark 
mit sich brachte. Der Minister gab zu er­
kennen, daß er Verständnis für die Sor­
gen der DLRG in Bayern habe und bereit 
sei, nach Möglichkeiten suchen zu las­
sen, die DLRG zu unterstützen. Er ließ 
aber auch wissen, daß es eine .große 
Lösungsmöglichkeit" nicht gebe, beson­
ders was die Betriebskostenzuschüsse 
angehe. 

Zu Beginn der Unterredung zeichnete 
Rosipal den Innenminister für die bisher 
gewährte Unterstützung der DLRG in 
Bayern mit dem goldenen Verdienstzei­
chen aus, Ministerialrat Dr. Klingshirn, der 
den Gesprächen gleichfalls beiwohnte, 
wurde mit dem Verdienstzeichen in Silber 
geehrt . 

• Für die DLRG in Bayern ist es selbstver­
ständlich, und so soll es auch bleiben, 
bei der Verwirklichung des Bayerischen 
Rettungsdienst-Gesetzes zum Wohle der 
Bürger Bayerns und seiner Feriengäste 
mitzuwirken!" So LV-Präsident Rosipal 
einleitend, als er den Minister auf die Ar­
beit der DLRG seit 1913 hinwies und 
feststellte, daß die Ausführungen in Para­
graph 1 des BayRDG, das Leben von 
Notlallpatienten nach Möglichkeit zu er­
halten und transportfähig zu machen, nur 
ein Teil der Gesamtaufgaben der DLRG 
sei. 

Wa •• errettung benachteiligt 

Der LV-Präsident ließ wissen: .Die ertolg­
reiche Lösung dieser speziellen Aufgabe 
ist in unserer Zeit ohne ausreichende Be­
reitstellung technisch und medizinisch 
einwandfreien Geräts nicht möglich. Dies 
setzt aber voraus, daß eine genügend 
große Zahl nach einheitlichen Richtlinen 
hervorragend ausgebildeter Fachleute 
vorhanden sein muß, die wertvolles und 
empfindliches Gerät ehrenamtlich und 
vollwertig bedienen können. Was beim 
Landretlungsdlenst ohne materielle Bela­
stung der Hilfsorganisationen weitestge­
hend gelungen ist, nämlich die fast hun­
dertprozentige Finanzierung aller entste­
henden Beschaffungs-, Ausbildungs- und 
Betriebskosten, steht bei den Organisa­
tionen der Wasserrellung leider noch 
aus!M 

Rosipal verwies auf jene Teilgebiete, die 
die DLRG in Bayern in den letzten Jahren 
aus eigenen Kräften voll finanzieren 
mußte und nannte hierbei die Aus- und 
Fortbildung ehrenamtlicher Mitarbeiter, 
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die Aus- und Fortbildung von Schwim­
mern, Rellu~gsschwlmmern , Tauchern, 
Rellungslauchern, Bootsführern und Fun­
kern, die Aufklärung der Bevölkerung 
über die Gefahren am und im Wasser, 
die Planung, Organisation und Durchfüh­
rung des Retlungswachdlenstes und die 
damit unlösbar verbundene Errichtung 
und Unterhaltung von Wasserrellungssta­
lIonen sowie die Wartung, Pflege und 
den Betrieb des wertvollen aus eigenen 
Miliein oder mit staatlichen Zuwendungen 
beschafften Materials. 

Eigene Finenzkrett reicht nicht -
Der LV-Präsident teilte Staatsmintster Karl 
H,llerme,er mit, daß die DLRG In Bayern 
in Zukunft leider nicht mehr imstande sei, 
diese Maßnahmen und Aufgaben aus ei­
gener Kraft zu finanzieren. , Im Gegenteil, 
die DLRG ISt durch die langfährlge Über­
nahme dieser Kosten, insbesondere aber 
durch den Wegfall der staatlichen Förde­
rung für freiwillige AufgabeQ Im Rellungs­
bereich In beachtliche Verschuldung ge­
raten, die sie aus eigener Kraft höchstens 
langfristig beseitigen kann. Uns geht es 
heute darum, deutlich zu machen, daß ein 
beachtliches Potential ehrenamtlicher 
Helfer in der Größenordnung von 5000 
bis 6000 aktiven und einsatzbereiten 
Menschen dem Staat verloren geht, wenn 
dieser nicht willens oder bereit ISt, wenig­
stens eine angemessene Unterstützung 
oder Finanzhilfe für unabwendbare und 
notwendige zentrale Führungsaufgaben 
der DLRG bereitzustellen." Und Rosipal 
fuhr fort : ,Dies ISt seit langem der Grund, 
warum die DLRG ein Gespräch mit der 
politischen Führung des Landes sucht. 
Nachdem eine Noveilierung des BayRDG 
kaum Sinnvoll und durchsetzbar er­
scheint, bleibt also offen, ob es an irgend 
einer Stelle, obwohl andere längst eta­
bliert sind, eine HaushaltspoSItion gibt 
oder geben kann, die der DLRG hilft!' 

In seinem Vortrag stellte Rlchard Roslpal 
abschließend fest: ,Wenn die Ausbildung 
für Feuerwehr, THW und andere weitge­
hend kostenfrei ist und sogar Arbeitsaus­
fallvergütung einschließt, wenn Erste-HII­
fe-Kurse eine staatliche Förderung erfah­
ren, dann ist es einfach unverständlich, 
daß die Ausbildung zum Bootsführer, 
Rellungstaucher und Funker der DLRG 
ausschließlich Angelegenheit dieser Or­
ganisation bleibt, ebenso wie die Ausbil­
dung der geprüften Rellungsschwlmmer. 
Wir wollen nichts Unmögliches. Wrr Sind 
keine Gruppe aufmüpfiger Chaoten. Es 
gehört zu unserer Tradition, Teilbereiche 
menschlichen Zusammenlebens rn erster 
Linie in Eigenverantwortung zu regeln. 
Gerade deshalb glauben wrr, ein Anrecht 
auf Verständnis und Hilfe haben zu sol­
len, wenn wir ohne eigenes Verschulden 
überfordert sind!" 
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Nordrheinische 
DLRG-ReHungsmucher 
beim BGS in Hangelar 

Die technische Abteilung des Grenz­
schutzkommandos West hat kürzlich Ihre 
Tore erstmals für einen mehrtägigen 
Druckkammer-Lehrgang nordrhelntscher 
DLRG-Rellungstaucher geöffnet. Nach 
langwIengen Bemühungen war es der 
LV-Beauftragten für das Tauchwesen 
Petra Köllen gelungen, einen Druckkam­
mer-Lehrgang für Rettungstaucher-Aus­
bilder in der Kaserne des Bundesgrenz­
schutzes In Hangelar bei Bonn zu organi­
sieren. Hauptmeister Dieter Bednarz, der 
Tauchmeister der technischen BGS-Ab­
teilung, wies die Nordrheiner zwei Tage 
lang In Gebrauch und Bedienung von 
Druckkammer und Heimtauchgerät ein. 

Dem eigentlichen Lehrgang stellte Poli­
zeioberkommlssar SChumann, Führer des 
technischen Zuges, zunächst einen Über­
blick über Aufgaben und Gliederung, 
Ausbildung und Ausrüstung des Bundes­
grenzschutzes voran. Seine Ausführun­
gen wurden durch Rundgänge durch 
Fahr- und Flugzeughalten ergänzt. An­
schließend trug LV-Taucharzt Dr. Klock­
mann Grundsatze der TauchmedizIn und 
die Theorie der verschiedenen Druck­
kammersysteme vor. Nachmillags schloß 
sich der praktische Teil des Lehrgangs 
an : Einerseits halle die Gruppe die Mög­
lichkeit, mit Helmtauchgeräten zu tau­
chen, andererseits wurden alle Lehr­
gangsteilnehmer auch in die Bedienung 
der über Wasser befindlichen Luftversor­
gungsanlage eingewiesen. Der erste Tag 
fand sernen Abschluß im ,Erlengrund', 
einer Hülle zum gemütlichen Beisammen­
sein der Grenzschützer, rn der der erste 
gemeinsame Tag gefeiert wurde. 

Der folgende Lehrgangstag war der Er­
läuterung der Transportdruckkammern 
der GSAT West gewidmet. Dem BGS 
stehen rn Hangelar eine l-Mann-Trans­
portkammer und eine durch Flansch mil 
dieser verbindbare zwelle Transportkam­
mer für einen Betreuer des Verunfaillen 
zur Verfügung. Die transportable Eln­
mann kammer dient nur zum Transport 
des verunfallten Tauchers zu einer Be­
handlungskammer, wie sie auch der 
DLRG in Berlln und Unterfranken zur Ver­
fügung stehen. In Ihr kann eine Wasser­
tiefe bis zu 50 m simuliert werden. Ihr Ge­
wicht von nur 147 kg erleichtert den 
Transport in Fahrzeugen und Hubschrau-

bern. Die zweite Druckkammer in Hange­
lar ISt eine ,Transcom' von Dräger, die 
durch den installierten Luftvorrat ebenfalls 
ständig einsatzbereit 1St. Mit dem An­
schlußllansch an die Einmanndruckkam­
mer (wegen der beengten Verhältntsse 
auch ,Angströhre' genannt) angeschlos­
sen, hat nach dem Öffnen einer Schleuse 
ein Helfer Zugang zum Patienten. Diese 
Kombination kann geschlossen zur Be­
handlungskammer gebracht werden. 
Belde Kammern Sind wahrend der 
Dienstzeit ständig und nach Vereinbarung 
oder Alarmierung kurzfristig einsatzbereit. 
Jeder Teilnehmer des Lehrgangs erlebte 
eine vollständige Fahrt bis zu einem 
Druck von 10 m Wassersäule mit, wäh­
rend seine Kameraden die Kammern von 
außen regelten. Neben der gewöhnlichen 
Bedienung wurden auch die Möglichkei­
ten einer 02-Beatmung und der nachträg­
lichen Einschleusung von Medikamenten 
demonstnert. Auch die Verladung der 
Transportkammern auf Kraftfahrzeuge und 
in einen Hubschrauber Bell UH-l D 
wurde von den DLRG-Tauchern geübt. In 
Verbindung mit dieser Verladungsübung 
erhielten die Teilnehmer ausführliche In­
formationen über die Fliegergruppe des 
BGS in Hangelar. Nach einer Führung 
durch die Wartungshallen fand schließlich 
als Krönung der belden Lehrgangstage 
ein Rundflug In einem Hubschrauber 
über die Bundeshauptstadt stall. 

Aufgrund des guten Verlaufs dieses erst­
maligen Lehrgangs erklärte PolizeIober­
kommissar Schurnann sich bereit, die 
Durchführung von weiteren Lehrgängen 
für die DLRG beim Bundesgrenzschutz 
nach Kräften zu unterstlJtzen. Eine solche 
Erhaltung der guten BeZiehungen der 
DLRG-Taucher des Landesverbandes 
Nordrhein zum BGS ISt, vor allem auch in 
Anbetracht der Begeisterung sowohl der 
Lehrgangsteilnehmer als auch der betei­
ligten Grenzschutzbeamten und der her­
vorragenden Materialausstallung des 
Bundesgrenzschutzes, Sicher nur zu be­
grüßen. 

Ihre Erfahrungen und die auf diesem 
Lehrgang erworbenen Kenntnisse werden 
die Rellungstauchausbilder der DLRG an 
die Aus- und Weiterzubildenden in ihren 
Bezirken in Berichten, Seminaren und 
Vorträgen weitergeben. 



/ 

Presseschau 
des Inlands 

Lehren 
für den Katastrophenschutz 

Unzulängliche und nicht aufeinander ab­
gestimmte Informationen der verschie­
denen Behörden - diese nach der Reak­
torkatastrophe von Tschernobyl o~ geäu­
ßerte Kritik äußert auch Münchens ober­
ster Katastrophenschutzbeamte, Feuer­
wehrschef Karl Seegerer. In einem Ge­
spräch ( ... ) über die Lehren, die aus den 
Organisationsfehlern der letzten Wochen 
gezogen werden sollten, sieht er jedoch 
auch positive Aspekte. So habe bei der 
Bevölkerung beispielsweise ein Umden­
kungsprozeß in bezug auf Schutzraum­
bauten stattgefunden, die man bisher im­
mer mit einem Atomkrieg in Verbindung 
gebracht habe. Es gebe aber täglich auf 
der Straße, auf der Schiene und in der 
Luft Gefahrenguttransporte, die bei einem 
Unfall beispielsweise Gi~wolken auslösen 
könnten. 

"Es hat uns nicht kalt erwischt ; es war 
kein völliges Neuland", sagt Seegerer auf 
die Frage, ob die Tschernobyl-Folgen in 
den Planspielen der Abteilung Katastro­
phenschutz, Zivilschutz und Rettungs­
dienst enthalten waren. "Aber wir haben 
nie mit einer großräumigen Verseuchung 
solchen Ausmaßes gerechnet." ... 

Ein .. eindeutiger Mangel" sei gewesen, 
daß die Informationen der zuständigen 
Stellen nicht abgestimmt waren. Dadurch 
sei bei allen eine Verunsicherung ent­
standen, die hätte vermieden werden 
können. Vor allem bei den Vorsichts maß­
nahmen sei das der Fall gewesen - bei 
Fragen, ob Kinder im Sand spielen dür­
fen, oder, was gegessen werden dart. Die 
Tatsache, daß die Strahlen von Land zu 
Land verschieden beurteilt wurden, be­
zeichnet er als "Unding". Er erwartet vom 
neuen Bundesumweltminister Walter 
Wallmann, daß der Bund koordinierend 
eingrei~ . 

Bewährt habe sich, daß die Katastro­
phenschutzabteilung in der Hauptfeuer­
wache untergebracht ist und damit der 
bestens funktionierende "Apparat" zur 
Vertügung stand . Nur so konnten ad hoc 
drei Telephonleitungen für Auskünfte ein­
geriChtet werden, die immerhin von rund 

8000 besorgten Anrufern angewählt wur­
den. Funktioniert habe auch die Zusam­
menarbeit mit dem Landesamt für Um­
weltschutz, mit der Gesellscha~ für Strah­
lenforschung, dem Bundesinnenministe­
rium und anderen. 

Was nach Ansicht von Seegerer jedoch 
verbessert werden muß, sind die techni­
schen Einrichtungen in verschiedenen 
städtischen Referaten, beispielsweise 
Fernschreiber oder Telekopierer, um 
Rundschreiben unmittelbar weitergeben 
zu können. Außerdem würden Fahrzeuge 
benötigt, wenn Evakuierungsmaßnahmen 
notwendig werden sollten. Er brauche je­
doch auch mehr Personal, mindestens 
drei Mann. Das habe Tschernobyl ge­
zeigtWährend die Hagelkatastrophe nach 
drei Tagen beendet war, lief nach dem 
Reaktorunglück "der Apparat drei Wo­
chen auf Hochtouren". Die Arbeit kam 
zum normalen Feuerwehrbetrieb dazu. 

Seegerer fordert außerdem den Ausbau 
von Schutzräumen .. . Das sei ein ge­
nauso wichtiger Gesichtspunkt wie die 
vorsorgliche Information der Bürger. "Wir 
müssen weniger über technische Zusam­
menhänge aufklären, sondern über Ge­
fahren und Vorsorgemaßnahmen, die ge­
boten sind, wenn Störtälle auftreten." 

Die sieht Seegerer beispielsweise auch 
in Düngemittelzersetzungen. "Es gibt 
viele Bereiche, in denen häufiger etwas 
passiert als im radioaktiven." . .. So 
könne es unter Umständen nötig sein, 
über Rundfunk oder mit LautspreCherwa­
gen den Leuten zu sagen, "Verlaßt die 
Häuser nicht, schließt die Fenser, schaltet 
die Lüftungs- und Klimaanlagen ab", und 
vielleicht sogar, "Sucht die Kellerräume 
auf' . 

(Ursula Wille 
in der "Süddeutschen Zeitung") 

Union dringt auf Pflicht 
zum Schutzraumbau 

Die Union will als Reaktion auf das Reak­
torungluck von Tschernobyl nach der 
Bundestagswahl bei neuen Häusern den . 
Bau von Schutzräumen zwingend vor· 
schreiben. Der stellvertretende Vor­
sitzende der CDU/CSU-Fraktion im Bun­
destag, Karl Miltner, sagte in einem Inter­
view des Kölner "Expreß" , eine entspre­
chende Neufassung des Zivilschutzgeset­
zes sei schon vor dem Unfall in der So­
wjetunion abgeschlossen gewesen. Nun 
hätten aber auch FDP-Politiker die Be­
deutung des Zivilschutzes herausgestellt. 
Notwendig seien neben der Baupllicht 
auch Steuersubventionen für Schutz­
räume in bestehenden Gebäuden. Der 
Staat dürte keine öffentfichen Gebäude 

mehr ohne Schutzräume bauen. Man 
brauche auch mehr technisches Gerät, 
eine Straffung der Organisation und um­
fangreichere Informationen. Außerdem 
sollten die Menschen "sieh wieder daran 
gewöhnen, im Keller auch ein paar Le­
bensmittel zu haben wie Mineralwasser 
und haltbare Lebensmittel". Die Neufas­
sung des Zivilschutzgeselzes könne un­
mittelbar nach der Wahl im Bundestag 
eingebracht und noch 1987 verabschie­
det werden. 

("Stuttgarter Zeitung") 

LOcken im Schutzraumbau 
beklagt 

Vor der Gesellscha~ für Wehrkunde, Sek­
tion Neustadt, referierte der Brand- und 
Zivilschutzdezernent der Stadt Kaisers­
lautern, Dr. Horst Schöltier, über "Chan­
cen und Probleme der Zivilverteidigung In 
der Bundesrepublik Deutschland". 

Sektionsleiter Bernd MÖller begrüßte un­
ter den Zuhörern den Leiter der Neustad­
ter Feuerwehr, Inspektor Winkelmann, 
ferner den Leiter des Kreiswehrersatzam­
tes Dr. Brauner, Vertreter des VBK 45 und 
den Leiter der Dienststelle Ludwigshafen 
des BVS (Bundesverband für den Selbst­
SChutz). MÖller bedauerte allerdings, daß 
kein Vertreter der Stadtverwaltung unter 
den Gästen war. 

Den Ausführungen des Referenten war zu 
entnehmen, daß es sich bel Zivilschutz 
um eine "unverziehtbare humanitäre Auf­
gabe" handele, damit im Verteidigungsfall 
die Bürger durch nichtmilitärische Maß­
nahmen vor Kriegseinwirkungen ge­
schützt werden und dafür im Frieden Vor­
sorgemaßnahmen zu treffen seien. 

Das von Schöltier in Organisation und 
Struktur beleuchtete System der Zivilver­
teidigung in der Bundesrepublik umfaßt 
neben der Aufrechterhaltung der Staats­
und Regierungsgewalt die Versorgung 
der Bevölkerung, die Unterstülzung der 
Streitkräfte und den Zivilschutz. Er bein 
haltet im Krisen- oder Katastrophenfall 
Maßnahmen, um die Bevölkerung, le­
bens- und verteidigungswichtige Betriebe 
und Anlagen vor Kriegseinwirkungen zu 
schützen und deren Folgen zu beseitigen 
oder zu mildern. Weiter umfaßt der Zivil­
schutz den Selbst- und Katastrophen­
schutz, Aufenthaltsregelung für die Bevöl­
kerung, den Warn- und Alarmdienst, 
Maßnahmen zum Schutz der Gesundheit, 
der Kulturgüter nach der Haager Land­
kriegsordnung und den Schutzbau. 
Schöltier wies auch eindringlich auf die 
Versäumnisse der Bundesregierung auf 
dem Gebiet des Schutzbaues hin. 

(..Die Rheinpfalz 
Miltelhaadter Rundschau") 
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Presseschau 
des Auslands 

Schweiz fOr den 
Katastrophenfall gerOstet 

Im Zusammenhang mit dem schweren 
Unfall in einem sowlelischen Kernkrall­
werk weist der Schweizerische Zivil­
schutzverband (SZSV) darauf hin, daß die 
Schweiz, nicht zuletzt dank dem Aus-
bau standard des Zivilschutzes, auch für 
solche Katastrophen in Friedenszeiten 
vorbereitet Ist. Die 5,9 Millionen Schutz­
platze bieten bei ähnlichen Katastrophen­
fällen in der Schweiz der Bevölkerung 
ausreichenden Schutz, damit solche Si­
tualionen ohne gesundheitliche Schädi­
gungen überstanden werden können. 
Schutzräume vermindern die Intensität 
der äußeren Strahlung um das Mehrhun­
dertiache. Der SZSV weist die Bevölke­
rung einmal mehr darauf hin, daß zuhin­
terst In jedem Telefonbuch angegeben 
Ist, wie man sich In solchen Katastro­
phenfällen zu verhalten hat und welche 
Vorkehrungen punkto etwaigen Schutz­
raumbezugs zu treffen sind. Die Ereig­
nisse In der Sowjetunion zeigen Indes· 
sen aber auch, daß unter Umständen 
Schutzräume Innert kürzester Zelt bezo­
gen werden müssen und sich ein Aufent­
halt von mehreren Tagen aufdrängen 
kann. Der Zivilschutzverband weist darauf 
hin, daß leider heute In der Schweiz die 
wenigsten der bestehenden Schutzräume 
bereits eingerichtet sind. Aus diesem 
Grund hat das Bundesamt für Zivilschutz 
(BZS) entsprechende Bestimmungen er­
lassen, mit denen die Bauherren seit 
dem , . Januar 1986 verpflichtet werden, 
die obligatonschen Schutz räume mit den 
LIegesteilen und Notaborten zu versehen. 
Für bereits bestehende Schutz räume be­
steht eine Übergangsfrist von zehn Jah-
ren. (.Neue Zürcher Zeitung") 

Bessere Ausbildung 
fOr Zivilschutz-Kader 

Die Kader des Zivilschutzes sollen bes­
ser werden. Zur intensiveren Ausbildung 
der Stäbe erhalten die Gemeinden im 
Kanton Zünch die Kompetenz, ihre ZivIl­
schutzübungen entsprechend flexibel zu 
gestalten. Am Ortschef-Rapport in Andel-
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fingen betonte Bruno Hersche, Chef des 
kantonalen ZIvilschutzamtes: .Die Pro­
bleme liegen nicht bel der MannschaII, 
sondern beim, Kader.. 

Da der Zivilschutz primär Aufgabe der 
Gemeinden Ist, fallen dem Ortschef als 
oberstem Kommandanten am Ort wich­
tige Funktionen zu. Er hat nicht nur die 
EInsatzbereitschall der Zivilschutzorgani­
salion aufzubauen, sondern auch die 
jährlichen Rapporte und ZIvIlschutzübun­
gen anzuordnen und zu leiten sowie die 
Ausbildung sicherzustellen. Die Ortschefs 
selbst wurden bisher auf diese Führungs­
aufgaben nur ungenugend vorbereitet. 

Hier hat nun der Chef des kantonalen 
Amtes für ZiVilschutz, Bruno Hersche, 
neue Schwerpunkte gesetzt. Wie am 
diesjährigen Ortschef-Rapport Im Ausbil ­
dungszentrum Andelfingen zu erlahren 
war, soll der Kaderausbildung mehr Zelt 
eingeräumt werden. 

Die Gemeinden können im Rahmen ihrer 
Jahresprogramme die Mannschallsübun­
gen reduzieren und dafür die Kaderaus­
bildung verstärken. Im Vordergrund ste­
hen dabei Planung, Vorbereitung und 
Durchführung von Kadervorkursen, Ka­
derkursen und Übungen am Ort. -Damit 
wird die Qualität der ZivIlschutzübungen 
in den nächsten Jahren wesentlich bes­
ser werden-, erklärte Ausbildungschef 
Hans Keller. 

Damit die Zeit auch oplimal genutzt wer­
den kann, Wird das kantonale ZIvilschutz­
amt seine Dienstleistungen zur Verfügung 
stellen. So werden die Ortschefs unter 
anderem konkrete Führungsanleitungen 
in Form eines HandbuChes erhalten. 

Der zweitägige Ortschef-Rapport, an dem 
dieses Jahr In fünf Abteilungen insge­
samt 129 Ortschefs, 116 Stellvertreter 
und 88 ZivilschutzsteIlenleiter teilnehmen, 
steht bereits Im Zeichen dieser Kaderauf­
wertung. In einem wesentlichen Tell ver­
steht er sich als Diskussionsforum, an 
dem die Ortschefs in kleinem KreiS Ihre 
Ertahrungen austauschen, aber auch Ihre 
Schwierigkeiten und Probleme vorbringen 
können. Die Fachleute des kantonalen Zi­
vilschutzamtes helfen bel den Lösungen 
mit und erlahren selber, wo die Ortschefs 
der Schuh drückt und wo ihnen weitere 

Dienstleistungen zur Verlügung gestellt 
werden müssen. 

Zwischen diesen GespräChen finden In­
formalionsveranstaltungen statt. Themati­
sche Schwerpunkte sind In diesem Jahr 
ReqUISitionen (der Zivilschutz requinert im 
Ernstfall Gebäude und Fahrzeuge), die 
Gestaltung der Aufgebotsplakate, die Le­
bensmitteiversorgung, der Kulturgüter­
schutz sowie die Einführung in neue Er­
lasse von Bund und Kanton. In Gruppen­
arbeiten wird außerdem ,n fünf Themen­
kreisen die Verbesserung der Ausbildung 
behandelt. (Peter Walther 

In .Tages-Anzeiger", Zünch) 

Kurskorrektur 

Spätestens die Ereignisse um Tscherno­
byl haben unter BeweiS gestellt, daß 
auch wir In sogenannten Friedenszeiten 
nicht gefeit Sind vor Katastrophen mit ra­
dloaklivem Ausfall. Damit müssen all Jene 
eine zukünftige Kurskorrektur vornehmen, 
die immer wieder behaupteten, der Zivil­
schutz - und damit auch der Schutzraum 
- komme nur Im Knegsfall zum Zug. Die 
Bedrohung der Bevölkerung ist heute 
rund um die Uhr allgegenwärtig. Wer 
nach den Ereignissen von Tschernobyl 
noch allen Ernstes behauptet, die Kata­
strophe berühre den Zivilschutz nicht, der 
betreibt Augenwischerei. Paragraphen 
und Konzepte hin oder her: Auch der Z,­
vilschutz hat umzulernen. Es gilt ab sofort 
die mit Millionen- und MIlliardenaufwand 
erstellten Schutzräume und weiteren An­
lagen, aber auch die ZIvilschutzangehöri­
gen, im Hinblick auf Katatrophen in Frie­
denszeiten vorzubereiten. Ansonsten man 
sich allen Ernstes fragen muß, ob sich 
letztlich die getroffenen Zivilschutz-Maß­
nahmen auf eigentliche Sandkastenübun­
gen beschränken und das können über­
zeugte Zlvllschutz-Förderer gegenüber 
der Öffentlichkeit nicht verantworten. Der 
Zivilschutz wurde unglaubwürdig. In die­
sem Sinn ISt zu hoffen, daß auch auf poli­
lischer Ebene einige heilige Zivilschutz­
Kühe geschlachtet werden. 

(Heinz W. Müller 
in "Protection civile", Schweiz],; 



Wissenschaft 
&Technik 

Clinobollen tur medizinische 
Aufgaben 

Während Clinomobil-Fahrzeuge aus Fahr­
gestell und festem Aufbau als k<1mpletle 
Einheit bestehen, sind Clinoboxen zur Er­
gänzung gedacht und vielfach flexibler 
einzusetzen. 

Clinoboxen entsprechen in ihren Abmes­
sungen den typisierten 20-Standardcon­
tainern. Sie haben 15 m 2 Grundfläche, die 
am Aufstellungsort mit Hilfe von Alumini­
um-Sandwichplatten auf ca. 75 m2 Be­
handlungsfläche vergrößert werden kann 
Die Platten werden beim Transport in 
Spezialhalterungen mitgeführt. 

Die Inneneinrichtungen richten sich nach 
Kundenwünschen und können z. B. als 
Dentalklinik mit und ohne OP-Einrichtun­
gen, für Erste-Hilfe-Einsätze in Katastro­
phengebieten, als Blutbank oder Blut­
spendewagen, als Augenklinik usw. aus­
geführt sein. Mehrere Clinoboxen unter­
schiedlicher Funktion können zu komplet­
ten Feldlazaretten mit jeder gewünschten 
Patienten-Betten-Kapazität zusammenge­
stellt werden. 

Die Transportmöglichkeiten sind durch 
Anpassung an das weltweit erprobte und 
bewährte Container-System nahezu un­
begrenzt : Schiffs-, Eisenbahn- und Flug­
zeugverladung sind ohne besondere 
Hilfsmittel möglich. Im Gelände wird die 
Clinobox mit Hilfe eines Spezialanhän­
gers bewegt und mit eigenem Hubge­
schirr auf- und abgesetzt. 

Die Energieversorgung wird von einem 
oder mehreren fahrbaren Diesel-Genera­
toren über eine Feldverteilung sicherge­
stellt. Die Frischwasserversorgung erlolgt 
von einer Spezial-Aufbereitungsanlage 
mit Falt-Rohwassertanks. In der Regel 
werden die Abwässer durch Schlauch lei­
tungen abgeführt und in natürliche oder 
künstlich geschaffene Gruben geleitet. 

Der Fahrzeug-Aulwand zum Transport 
des Clinobox-Feldlazaretts Ist gering. Der 
Auf- und Abbau eines kompletten Clino­
box-Feldlazaretts ist je nach Größe und 
Personalaulwand in ca 2 1/2 bis 4 Stun-

durchführbar. (Foto: Prewe) 

Sicherungs-Service rund um die Uhr 

Mit Ihrem Jüngsten Angebot, dem Siche­
rungs-Service rund um die Uhr, nähert 
sich ein deutscher Elektrokonzern dem 
reinen Dlensllelstungsgeschäft: Tag und 
Nachl und an sieben Tagen der Woche 
werden sowohl beliebige technische An­
lagen fern überwacht als auch Alarme von 
Brand- und EinbrucHmeideanlagen ent­
gegengenommen und die entsprechen­
den Maßnahmen veranlaßt. 

In vielen Fällen wird der Sicherungs-Ser­
Vice auch nichl selbst als .Beheber" von 
Störungen auftreten, sondern .nur" als 
ein rund um die Uhr wachender Aufpas­
ser und als Makler lungieren. Von zentra­
ler Warte aus koordiniert er dann den 
Einsatz von entsprechenden Fachfirmen, 
insbesondere von kleineren und mittleren 
Unternehmen im regionalen Bereich. 

Um den Service nutzen zu können, müs· 
sen beim Kunden keine neuen Alarmsy­
steme installiert werden. Es ist lediglich 
ein Zusatzgeräl, eine sogenannte Melde­
stelle, an einen Telefonapparal anzu­
schließen. Die Meldestelle wiederum ist 
entweder mit der vorhandenen Gefahren­
meideanlage verbunden und/oder mit 
den zu überwachenden technischen An­
lagen, die dazu mit entspreChenden Sen­
soren zu versehen Sind. Jede bei der 

Meldestelle ankommende Information 
wird sofort und automalisch über das Te­
lefonnetz zur Sevice-Leitstelle übertragen. 

Die in der Leitstelle einlreffenden Mel­
dungen und Informationen werden sofort 
bewertet und die mit dem Kunden für je­
den einzelnen Fall vereinbarten Sofort­
maßnahmen eingeleitet. Dabei wird das 
Leitstellenpersonal von Computern unter­
stützt, die gleichzeitig auch eine vollstän­
dige Dokumentation der eingeleiteten 
Maßnahmen sicherstellen. 

Für den Sicherungs-Service eröffent sich 
ein weites Einsatzfeld. An erster Stelle 
steht das Bearbeiten von Störmeldungen 
aus beliebigen Anlagen wie Heizungen, 
Aufzüge, Kühlanlagen, Pumpen, Rolltrep­
pen, Tore oder Geldausgabeautomaten. 

Ein weiteres wichtiges Einsatzfeld ist das 
Entgegennehmen von Alarmmeldungen 
aus Brand-, Einbruch- und Überlallmelde­
anlagen. Von der Leitstelle werden ent­
weder die Polizei oder private Sicher­
heitsdienste benachrichtigt, die dann die 
erlorderlichen Maßnahmen und Informa­
tionen vor Ort durchführen. 

Das Foto zeigt eine der elf Service-Lelt­
stellen, die rund um die Uhr technische 
Anlagen fernüberwachen. (Foto: Siemens) 
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/ TYPIsche Haushaltsunfälle sind inS beson- erstmals t973 und dann wieder t975 der' 
dere Gnllunfälle, Unfalle bel Fußboden- ÖHentlichkelt vorgestellt. Der vorliegende 
Klebearbeiten und bel Anstncharbelten, Band setzt diese Bemuhungen fort . Er 
bel Arbeiten an Helzoltanks, Brände an unterscheidet Sich von den belden vor-
ÖlheIZungsanlagen, Fettbrände und Fett- aufgegangenen VeröHenthchungen vor al-
explOSionen. lern dadurch, daß er auch Planungsüber-

Derartige Unfalle werden In dem Buch legungen vorträgt und Im einzelnen nur 
uber Untersuchungen benchtet, die In Ih-

Neue Bücher 
beschneben und Unfall ursachen und 

rem Zusammenwirken die Forschungs-Maßnahmen zur Unfallverhütung werden 
erläutert. Denn grundlegende Kenntnisse schwerpunkte erkennen lassen. In aus-

fuhrllcher Form Wird über die Arbeit der und EinSichten In das Unfallgeschehen 
acht Fachausschüsse benchtet. Sind die Voraussetzungen für die Unfall-

verhutung. Daß das Erreichte erreicht werden konn-
te, ISt auch das Ergebnis der guten Zu-
sammenarbeit mit dem Bundesamt für Z,-

Produktspiegel Sicherheit vIIschutz, das die SchutzkommissIon ver-

Brand· und Explosionsgefahren 
waltungsmäBlg betreut. Die Schutzkom-

Bezugsquellenvenefchnfs für Sicher- explosionsgefllhrlicher Stoffe miSSion hai daher dieses Buch Paul Wil-
heIlstechnik und Dfenstlefstung bei Herstellung und Lagerung 

helm Kalb, der 1985 seinen 65. Geburts-
Hendelsblatt-Verleg, 4000 Düssefdorl1 lag felert~ und als Prasldenl des Bundes-

ForschungsberIcht Nr. 118 der Bundes- amtes lür ZIvilschutz aus dem Amt aus-
Der ProduktspIegei Slcherh811 Isl eine schied, In dankender Anerkennung fur 
geschlossene Übersichl und damit der anstalt für Materfalprüfung, Berlln 

seine Leistung und Vielfältigen, immer 
Schlüssel zu einem Vielfältigen und un- Von Hartwlg Treumann, Hllmar Andre, 

aber auf Humanltat gerichteten Bemühun-
übersIchtlIchen Markt. Auf 260 Selten Eduard Bfos.fefd, Norbert Pfeil und 

gen gewidmet. Metthfas-Mlchael Zindier Sind ca 300 S,cherhe,lsprodukle mit den 
Verleg für neue Wissenschaft GmbH, Wellere Versuche unter anderen Bedln-Anschnften von Insgesaml elwa 4 600 

Hersiellern oder Ernchlern aulgeführt. 2850 Bremerhaven 1 gungen waren z. B. Freifeldmessungen 

Die Handhabbarkell Wird dadurch erhöhl, Die Vielfalt der möglichen EHel<te pryro-
zur Ermittlung von Druckausbrellungs-
funkllonen. Die Übertragbarkeil der Er-

daß bel einem großen Tell der lIeferan- lechnlscher Gegenslände und die damit gebnlsse wurde diskullert und sofern 
len auch die Namen der fur das Produkl verbundene Spanne der Eigenschaften möglich malhematlsch formuliert. 
zuslandlgen Sachbearbeller - lellwelse pyrotechnischer Sälze sielli ein Sicher-
mll Telefondurchwahl - abgedruckt wer- heltslechnlsches Problem fur GenehmI-
den konnlen. So ISt es möglich, fur eine gungs- und Aufslchlsbehörden, Unfallver-
schnelle Produklinformahon auch gleich Sicherer im gewerblichen Bereich und für 

Oberlebungsemllhrung den nchtlgen Ansprechpartner zu errel- die pyrolechnische Induslrie dar. 
chen Der Benchi soll Institutionen und der ln- Yon Hans-Jürgen Hollmeler 
Erganzende Stalus- und Trendbenchte zu dustne bel der Vertiefung ihrer Kennt- Nymphenburger Yerlegsanstalt, 
den Hauplgruppen der Sicherheltstech- nisse auf dem Geblel des Umgangs mll 8000 München 
nlk, problemonenllert dargesielli, ergan- eInem Tell der explosIonsgefährlIchen 
zen dieses Nachschlagewerk, das Sich StoHe helfen. Das Buch beschaftlgl Sich eingehend mit 
an Werkschutzieller, Sicherheitsbeauf- In einem Relhengebaude In Ausblase- dem Thema der Ernahrung In Knsen- und 
Iragle und -ingenieure, Brandschutzver- bauart sowie in einem kleinen Slahlmo- Knegszellen. Der Verlass er, der Inlernlsl 
anlwortllche, Leller Hausverwaltung, Da- deli wurden Brand- und Explosionsversu- und einer der fuhrenden Ernährungsphy-
lenschutzbeauftragle, EDV-Lelter, AbIeI- che mll Schwarzpulver, anderen pyro- slologen der BundesrepublIk Deulsch-
lungslelter ReVISion und Einkauf, Inge- lechnIschen Sätzen und pyrolechnlscher land ISI, geht dabei von den rechtlichen 
nleurburos und SIcherheilsberater wen- Munition durchgefuhrt. Die Parameier Gegebenhellen In unserem Land und 
dei Druck, Warmestrahlung und Flammen- Empfehlungen zur Notbevorratung tür Kn-

ausbreitung geben Auskunft über die Ge- senz81ten aus 

fahrdung der Umgebung und benachbar- Aus den Erlahrungen der zwei Wellknege 
ten Räume. Im Hinblick auf die Ernahrung des Men-

Sicherheit beim Umgang schen enlwickell er sein Konzepl der 
Überlebensernährung. Dabei Wird zu-mit brennbaren Flüssigkeiten 
nächsl eine Analyse des Energlebedarls im Haushalt 

Forschungen fUr den und der für den Körper notwendigen und 

Yon Gerhard Krause Zivil· und Katastrophenschutz In der Nahrung enthaltenen WirkstoHe 

ForschungsberIcht Nr. 411 1975-1985 (Spurenelemente, Mineralien usw) ge-

der Bundesanstalt für Arbelts.chutz, 
macht. 

4600 Dortmund 1 Bend 18 der Schrtftenrelhe der Schutz- Es folgen konkrete Vorsorge maßnahmen 
kommission beim Bundesminister des für die einzelnen Haushalle, die grund-

Im hauslichen Bereich sterben In der Innem sätzhcher Sind als das Horten von Le-
Bundesrepubhk pro Jahr nahezu 500 Herausgegeben vom Bundesamt für ZI- ":>ensmlttelkonserven Daran a~schlleßend 
Menschen durch Feuer und Flammen, oft vIIschutz Nerden zwei Speise plane fur 28 Tage 
Im Zusammenhang mll Bränden und Ex- Osang-Yerlag GmbH, 5300 Bonn vorgestellt, die den Erlordernlssen einer 
ploslonen durch brennbare Flusslgkellen Überlebensernahrung Rechnung Iragen. 
Die Gefahrllchkelt brennbarer Flusslgkel- Die SchutzkommissIon beim Bundesmini- Den allgemein verständlichen Text ergan-

~en Wird von Laien meist verkannt. sler des Innern hai Sich und Ihre Arbeiten zen zahlreiche Tabellen ../ 
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Günter Lämmel 

Das 
Minimagazin 

Allgemeines 

Der Bergungsräumgruppe 1m Bergungszug Sind u a. 
zwei Bergungsräumgeräle zugeordnel. Ein Gerät wird 
vom Bund beschafft. das zwelle ist Im V-Fall zu beor­
dem 

Personelle Besetzung 

1 Truppfuhrer 
1 Kraftfahrer 

Aufgabenbereich 

Der Aulgabenberelcl1 der Bergungsraumgerae stellt 
an das Gerät Im einzelnen folgende Aufgaben 

- es muB aus eigener Kraft den jeweIligen EInsalZort 
erreichen, 

- es muB ver1rummerte Fahrbahnen raumen oder ein­
ebnen, 

- es muß Gebäudereste beseitigen, 
- es muB unter Erd-Nrveau-Arbelten, die zur Rettung 

von Eingeschlossenen erforderlich sind, durchfUh­
ren können, z. 8. Ausheben von Schächten, Herstel­
len von Wand· und Deckendurchbrücl1en, 

- die abgeräumten Trümmer und der Aushub müssen 
auch In engen Straßen selthch abgelegt und auf 
Transportfahrzeuge verladen werden konnen. 

Die Bergungsräumgeräte werden auch Im Rahmen Ih­
rer Verwendungsmoghchkelten in anderen Fach­
diensten eingesetzt, z. B 

- I-Dienst, 
- beim Bruckenbauzug, 
- bei der Pontongruppe 

Technische Ausstattung 

Das Bergungsräumgeräl Isl mit einer Zwel-Seiten­
KIppschaufel ausgestatlel. Mit einer Schnellwachsel­
Gerätelräger-Einrlchlung mechanischJhydraullsch 
können die zum Zubehör gehörenden ArbeItsgeräte 

- Tieflötfel mit lasthaken 
- ZwelschaJengrelfer 
- Polypgreifer 
- Hydraulikhammer 

schnell und ohne Arbeitsaufwand angebaut werden. 

Die Arbelts- und Lenkhydrauhk Ist so ausgelegt, daß 
eine selbststeuemde Leistungsverteilung vorgenom­
men und Im jeweiligen System die fßa)(imale Antriebs­
lelslung abgerulen wird 

Technische 0.1." und Arbeitswert. 

Das Bergungsräumgeräl Isl mit einem 6-Zyhnder-Die­
selmotor mLt Turbolader, Leistung 921125 kW/PS aus­
gestattet Als Bereifung Ist die Größe 20.5-2512 PR 
gewählt wOf"den Fullmenge des Kraftstolftanks 230 I. 
Das Fahrwerk Isl mit einem Allradantneb über 2 Slarr­
achsen ausgestallel. Bodenfrelhert 410 mm, Spurweite 
1870mm 

In der abnehmbaren Komfort-Kabine befinden siCh der 
4fach verstellbare FahrerSitz und der Bellatl"ersltz, 
beLde mit Slcherh8llsgurten. Zum Bergungsräumgerät 
gehört die vollständige StVZO-Ausrustung. Die Schall­
dämpfung ISt nach U.V.V.-VBG 121 und die SlCher­
heltsausruSlung nach U.V.V.-VBG 40 ausgelegt. Die 
Zwel-Selten-Kippschaufel hat 

- einen Inhalt von 1,5 m3, 
- eLne Nutzlast von 2700 kg, 
- em EInsatzgewicht von 11 200 kg. 
- Die Schaufelbreite beträgt 2750 mm 

Die Einsatzfahrzeuge 
des Katastrophenschutzes 
(BundesausstaUung) 

Bergungsräumgerät (Bagger) 

8ergungszug 
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Post v ertr i ebsstück - Gebühr bezahlt 
Vertrieb : Banner Universitäts-Buchdruckerei, 
Postfach 120406, 5300 Bann 
Vertriebskennzahl G 2766 E 

Rettungsmittel Schleifkorb 

Eine wichtige Aufgabe der Helfer Im Katastrophenschutz ISt 
die Rettung von verletzten oder eingeschlossenen Personen 
aus SchadensteIlen. Hierzu werden verschiedene Methoden 
gelehrt und unterschiedliche Rettungsmittel eingesetzt. 

So gehört zur Ausstattung des Bergungsdienstes auch der 
Schleifkorb Er dient zum sicheren und schonenden Trans­
port von nicht gehfähigen, kranken oder verletzten Personen 
aus SchadensteIlen und über Trümmer sowie als Transport­
mittel für Gerät, Matenal oder Trummerschutt. 

In Verbindung mit dem Rollengehänge kann der Schleifkorb 
auch zum Ablassen oder Hochziehen von Personen oder 
Lasten über eine Seilbahn eingesetzt werden. 

Unser Titelbild zeigt das Ablassen eines Verletzten mit Hille 
der Seilbahn. Die Fotos auf dieser Seite zeigen das Ablas­
sen eines lotrecht hängenden Schlellkorbs (oben links), den 
Einsatz des Schleilkorbs als Transportmittel (oben rechts) 
sowie den Transport eines Verletzten über Trümmer (links). 


